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StS. a. D. Dr. Hans-Hermann Bentrup, Vorsit-
zender des Vorstandes der Agrarsozialen Ge-
sellschaft e.V.

ASG-Frühjahrstagung 2004 in Chemnitz

Mit dem Tagungsort Chemnitz sollten StS. a. D. Dr. Hans-Hermann BENTRUP zu
Folge Einblicke in eine Region ermöglicht werden, die sowohl landwirtschaftlich
als auch industriell geprägt sei. Die Bedeutung der Landwirtschaft lasse sich nicht
allein am Bruttosozialprodukt messen, vielmehr müssten die Auswirkungen der
Landbewirtschaftung auf Landschaft und Umwelt stärker bewertet werden. Eine
Kulturlandschaft mit ihren vielfältigen Leistungen könne im Gegensatz zu Nah-
rungsmitteln nicht importiert werden. So verlören auch Städte wie Chemnitz ohne
die sie umgebende Landschaft an Wert.

Multifunktionale Landwirt-
schaft Europas braucht
Unterstützung

Eine rein auf Höchstleistungen
ausgerichtete Landwirtschaft sei
mit der Schaffung einer lebenswer-
ten Umwelt nicht ohne weiteres in
Einklang zu bringen. Es sei wich-
tig diesen Aspekt in die WTO-Ver-
handlungen zu integrieren um so-
wohl für exportorientierte Länder
als auch für diejenigen, die nur
eingeschränkt produzieren könn-
ten, tragfähige Lösungen zu fin-
den. Die nationale Agrarpolitik
zeige in dieser Hinsicht erfreuliche
Übereinstimmungen. Fehlentwick-
lungen seien aufzugreifen um Be-
lastungen der Landwirtschaft zu
vermeiden, aber auch um das Ver-
trauen der Verbraucher/-innen als
wesentliche Komponente zu er-
halten. Es komme darauf an, auf
Landes-, Bundes- und europäi-
scher Ebene ein Höchstmaß an
Kongruenz bei der Gestaltung der
Agrarpolitik zu erreichen, damit
die Politik auf diese Weise weni-
ger von Einzelinteressen geleitet
werde und regionale Alleingänge
vermieden würden.

Eigeninitiative zur Stär-
kung des ländlichen Ar-
beitsmarktes

Die Zukunft der ländlichen Regi-
onen werde besonders in den neu-
en Bundesländern von einem funk-
tionsfähigen Arbeitsmarkt be-

stimmt. Daher komme es darauf
an Entwicklungspotenziale zu för-
dern. Besonders wichtig sei es,
wie in den Fachexkursionen ge-
schehen, positive Beispiele vor Ort
anzusehen, welche die Relevanz
und die Auswirkungen von Eigen-
initiative belegten. Auch für die
Beitrittsländer seien die Ideen, die
hier umgesetzt worden seien, in-
teressant und zukunftsweisend.
Hoffnung und Perspektive seien
wichtig um Menschen zu motivie-
ren schwierige Situationen zu
überwinden.

Jetzt auf demographische
Entwicklung einstellen

Dr. Bentrup unterstrich, dass die
demographische Entwicklung ein
besonders drängendes und mit
vielen Ängsten besetztes Problem
sei. Die frühzeitige Auseinander-
setzung mit diesem Thema eröff-
ne die Chance, sich besser auf
die Entwicklung einzustellen.
Besonders im Hinblick auf nach-
folgende Generationen sei es wich-

tig, Probleme nicht aufzuschieben,
um die Lebenschancen der jun-
gen Generation nicht zu verspie-
len. Dr. Bentrup wies in diesem
Zusammenhang auch auf den
zuweilen unverantwortlich hohen
Verbrauch von Ressourcen hin.

ASG

„Getreide und Fleisch kann
man importieren, eine Kultur-
landschaft aber nicht.“
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Entwicklungschancen für den ländlichen Raum unter
veränderten agrarpolitischen Rahmenbedingungen und
EU-Osterweiterung

an der Spitze der deutschen
Milchproduktion. Gleichzeitig
müsse gesehen werden, dass die
Unternehmensstruktur der Land-
wirtschaft in Ostdeutschland durch
die Beschäftigung vieler Angestell-
ter im Gegensatz zu westdeut-
schen Familienbetrieben hohe
Lohnkosten mit sich bringe.

Positive Faktoren der EU-
Erweiterung: Verbesse-
rung der Umweltstandards

53 % der Sachsen sähen die
EU-Erweiterung skeptisch. Die

Vorteile seien aber nicht zu
vergessen. Im grenznahen
Gebiet seien Luft und Was-
ser sehr viel sauberer ge-
worden, seitdem mit den
Beitrittsverhandlungen eine
entsprechende Förderung
durch die EU eingesetzt
habe. Die heutigen Um-

weltstandards grenzten im Ver-
gleich zu den Bedingungen
Mitte der 1990er Jahre beinahe
an ein Wunder.

Beitrittsländer haben
zunächst Fördervorteile
in der Landwirtschaft

Negativ werde hingegen die
drohende Konkurrenz in der
Landwirtschaft gesehen. Es
müsse aber berücksichtigt wer-
den, dass diese Situation
schon Mitte der 1990er Jahre
eingetreten sei, als die ersten
Handelsabkommen in Kraft
getreten seien. Noch hätten die
Länder der EU 15 jedoch einen
Exportüberschuss gegenüber
den Beitrittsländern.

Allerdings werde sich der Wett-
bewerb verschärfen, da seit Mai
2004 auch die osteuropäischen
Staaten eine einheitliche Flächen-
zahlung erhielten. Das Ausgangs-
niveau läge zwar nur bei 25 % der
in der Endstufe im Jahr 2012 zu-
stehenden Beihilfen, aber die Bei-
trittsländer dürften eine Aufsto-

ckung bis zu 55 % vornehmen.
Die dazu notwendigen Mittel könn-
ten (entweder aus einzelstaatli-
chen Mitteln oder) aus dem Etat
für die Entwiclung ländlicher Räu-
eme abgezweigt werden und wür-
den dort dann fehlen.

Rückblickend auf die deutsche
Wiedervereinigung sei zu erwar-
ten, dass auch neue Märkte in den
Beitrittsländern entstehen könn-
ten. Wie zu Beginn der 1990er
Jahre in den neuen Bundesländern
würden heute in Osteuropa West-
produkte bevorzugt, was zzt. zu
einem Anstieg polnischer Kunden
in ostdeutschen Geschäften füh-
re. Eine Molkerei in Sachsen habe
in Erwartung zusätzlicher Milch-
mengen aus Polen und Tschechi-
en expandiert. Nicht zuletzt sei-
en neue Technologien und Roh-

Staatsminister Steffen FLATH
beschrieb die besondere Situati-
on Sachsens, das mit 600 km die
längste Grenze zu den neuen
Beitrittsländern habe. Die ländli-
chen Räume in den Grenzgebie-
ten zeigten zum einen historische
Verflechtungen – z. B. siedelten
sich hier nach dem Zweiten Welt-
krieg viele Vertriebene und Flücht-
linge an –, zum anderen eine be-
sondere Strukturschwäche. So sei
die Arbeitslosigkeit in Sachsen
doppelt so hoch wie im Bundes-
durchschnitt. Das Bruttoinlands-
produkt belaufe sich in Sachsen

auf nur 70 % des europäischen
Durchschnitts, während Deutsch-
land insgesamt 106 % vorweisen
könne. Einige Kreise in Sachsen
lägen noch deutlich darunter. Auch
die Überalterung sei ein Problem
in Sachsen, das den höchsten
Altersdurchschnitt aller Bundes-
länder aufweise.

Landwirtschaft ist nach Aussa-
ge von Flath ein wichtiger Faktor
in strukturschwachen Regionen,
könne sie aber nicht allein tragen.
So arbeiteten nur 2,5 % der Be-
schäftigten des Regierungsbe-
zirks Chemnitz in der Landwirt-
schaft, während beispielsweise
20 % im verarbeitenden Gewerbe
tätig seien. Allerdings stelle auch
die Ernährungsindustrie einen
wichtigen Wirtschaftsfaktor in
Sachsen dar und belege in der
Rangfolge Platz 2, nur übertroffen
von der Automobilindustrie.

Die Landwirtschaft in Sachsen
sei sehr leistungsstark: So läge
beispielsweise der durchschnittli-
che Milchertrag sächsischer Kühe

„Das Schlimme ist, dass es kein
Beispiel dafür gibt, wie eine Wohl-
standsgesellschaft in kurzer Zeit ei-
nen Schrumpfungsprozess durch-
machen soll.“

Steffen Flath, Staatsminister für Umwelt und
Landwirtschaft des Freistaates Sachsen

stoffe wie Raps als Energieliefe-
rant in den osteuropäischen Län-
dern gefragt.

Agrarpolitik stellt größtes
Risiko dar

Die Landwirtschaft in Sachsen
habe also eine durchaus passab-
le Ausgangslage. Risiken seien
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vor allem in der Agrarpolitik ver-
borgen. Nach Aussagen von Ver-
sicherungsfachleuten sei dieses
Risiko höher einzuschätzen als
der Einfluss von Witterungsfakto-
ren. Als Beispiel nannte Flath die
Legehennenverordnung, die exem-
plarisch für die Unsicherheiten in
der deutschen Landwirtschaft stün-
de. So seien viele Investitionen,
die in den letzten zehn Jahren nach
den jeweils gültigen Bestimmun-
gen in die Hennenhaltung getätigt
worden seien, nun hinfällig. Flath
bezweifelte, dass das Resultat
dieser Verordnung, der grundsätz-
lich begrüßenswerte Tierschutz,
zu erreichen sei, wenn die Käfige
direkt hinter der Grenze neu auf-
gestellt würden?

Viele Futterbaubetriebe in den
Mittelgebirgslagen Sachsens wür-
den zudem durch die Agrarreform
überproportional belastet. Außer-
dem entstünde ein unnötiger Ver-

waltungsaufwand, der bei gleich-
zeitigem ökonomisch bedingten
Abbau von Verwaltungsstrukturen
die Abwicklung erschwere.

Mechanik der EU-Struktur-
politik belastet Ost-
deutschland besonders

Eine womöglich einschneidende
Änderung sei mit der Erweiterung
verbunden, wenn Sachsen zukünf-
tig nicht mehr nach Ziel 1 geför-
dert werde, weil es in der europä-
ischen Statistik aus dem Förder-
rahmen falle (entsprechende Re-
gionen müssten weniger als 75 %
des durchschnittlichen EU-Brutto-
inlandsprodukts erwirtschaften),
ohne dass sich an der tatsächli-
chen ökonomischen Situation et-
was ändere. Die Europäische
Kommission zeige zwar Pläne,
diesen Umbruch mit einer Über-
gangslösung sanft zu gestalten,
dennoch sei hiermit ein Nachteil

für Sachsen verbunden, weil die
Fördermittel geringer ausfallen
und zudem degressiv gestaffelt
würden.

Auf Bevölkerungsrück-
gang und Klimawandel
vorbereiten

Abschließend stellte Flath fest,
dass in Deutschland vielfach die
Vernunft fehle, sich auf die wirk-
lich wesentlichen Zukunftstrends
einzustellen. Dazu zählten in ers-
ter Linie der Bevölkerungsrück-
gang und der Klimawandel. Beide
Trends müssten nicht nur negativ
bewertet werden. Es gelte sich auf
entsprechende Umbrüche vorzu-
bereiten, vor allem, weil Erfah-
rungswerte fehlten. Die Bereit-
schaft hierzu sei aber zu gering,
weil die Politik sich oft mit Neben-
sächlichkeiten beschäftigen müs-
se, die in der Mediengesellschaft
aufgewertet würden.

Und nach uns ...? – Perspektiven einer zukunftsfähigen
Gesellschaft

Dem geflügelten Wort „Und nach
uns die Sintflut“ entspreche nach
wie vor die Einstellung vieler Men-
schen, bemerkte Bischof Dr. Wolf-
gang HUBER. Individualisierung
ohne Rücksicht auf die Konse-
quenzen, purer Egoismus ohne ein
Bedenken der Folgen, eine Poli-
tik des kurzfristigen und kurzat-
migen Machterhalts, die Preisga-
be der Nachhaltigkeit: das seien
die Haltungen, die mit dem Bild-
wort von der Sintflut gemeint sei-
en. Wer nach diesem Grundsatz
verfahre, so Bischof Huber, ver-
sündige sich an der Zukunft.

In der Bibel werde die Sintflut
von der anderen Seite her wahr-
genommen, als etwas Positives,
Reinigendes. Wenn in dem Satz
das Zutrauen zum Ausdruck kom-
me, dass wir im Vertrauen auf die
Segenszusage Gottes mit der uns
anvertrauten Zukunft verantwort-
lich umgehen wollten, dann wür-
de dieser Satz eine ganz neue
Bedeutung gewinnen.

Verantwortung für die
Zukunftsfähigkeit der
Gesellschaft übernehmen

Mit der Sintflut sei jedoch nicht
zu rechnen und die Sintflutangst
gehöre der Vergangenheit an. Wer
wüsste das besser als die in der
Landwirtschaft tätigen Menschen.
Das Wissen um die Verant-
wortung unseres Handelns
für unsere Zukunftsfähigkeit,
für die Nachhaltigkeit unse-
res Lebens und Wirt-
schaftens sei seit Jahrhun-
derten in der Landwirtschaft
fest verankert. Die Kenntnis
des sich Jahr für Jahr neu
entwickelnden Zyklus sei
die Grundlage nicht nur für
wirtschaftlichen Erfolg, son-
dern auch für unsere Ernäh-
rung. Und gleichzeitig wis-
se niemand so gut wie un-
sere Landwirte, dass dieser
Rhythmus zwar im Großen be-
ständig, im Detail aber sehr ge-
fährdet sei.

Ob unsere Gesellschaft zu-
kunftsfähig sei, hänge nicht nur
davon ab, ob wir mit den natürli-
chen Ressourcen verantwortlich
umgingen und unsere Wirtschaft
leistungs- und wettbewerbsfähig
erhielten. Es hänge ebenso davon
ab, ob wir die Institutionen des
sozialen Zusammenlebens pfleg-

lich behandelten und ob wir unse-
re kulturelle Identität bewusst be-
wahrten und weiterentwickelten.

„Die Demographie allein ist keine zurei-
chende Quelle weiterführender Einsicht.
Wir müssen vielmehr einräumen, dass
wir uns in dieser Gesellschaft auf eine
Konzeption im Verhältnis zwischen den
Generationen eingestellt haben, in der
die jetzige Generation nur so viel Zu-
kunftssicherheit hat, wie sie auf die
nächste Generation bauen kann.“
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Bischof Dr. Wolfgang Huber, Ratsvorsitzender der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)

Grundlage der zukunftsfä-
higen Gesellschaft sind
Kinder

Bischof Huber betonte, dass die
zukunftsfähige Gesellschaft ihre
Grundlage im Leben und in den
Lebensmöglichkeiten von Kindern
und Jugendlichen habe. Deshalb
komme er gar nicht darum herum,
in dem, was man die „Fertilitäts-
krise“ unserer Gesellschaft nen-
ne, auch eine Krise ihrer Zukunfts-
fähigkeit zu sehen. Ausgangs-
punkt der meisten Überlegungen
zu diesem Thema sei in Deutsch-
land die erschreckend niedrige
Geburtenrate, die kaum zu glau-
bende Armut an Kindern, die Teile
unserer Gesellschaft kennzeich-
ne. Gleichwohl betonte Bischof
Huber, dass sowohl eine kinder-
lose Ehe als auch ein Leben ohne
Ehe und ohne Kinder den höchs-
ten ethischen Idealen genügen
könnten. Doch neben die hohe Ach-
tung vor solchen Lebenssituatio-
nen und Lebensformen müsse die
Ermutigung treten, sich für Kinder
zu entscheiden. Viele in der Ge-
neration der heute Zwanzig- bis
Vierzigjährigen fühlten sich durch
die Dreifachbelastung von Bildung,
Beruf und Familie überfordert.
Nicht einfach eine individuelle Ver-
weigerung der Verantwortung, die
mit dem Aufziehen und Aufwach-
sen von Kindern verbunden sei,
sondern diese Kombination zwi-
schen gesellschaftlicher Zukunfts-
scheu und persönlichem „Lebens-
stau“ bewirke die Fertilitätskrise,
die sich in unserer Gesellschaft
weit dramatischer zeige als in vie-
len vergleichbaren Gesellschaften.

Die Demographie allein sei kei-
ne hinreichende Quelle weiterfüh-
render Einsicht. Wir müssten viel-
mehr einräumen, dass wir uns in
dieser Gesellschaft auf eine Kon-
zeption im Verhältnis zwischen
den Generationen eingestellt hät-
ten, in der die jetzige Generation
nur so viel Zukunftssicherheit
habe, wie sie auf die nächste Ge-
neration bauen könne. Die wirk-
lich dramatischen Auswirkungen
des demographischen Wandels

lägen noch vor uns, befürchtete
Bischof Huber, wenn in etwa 20
bis 30 Jahren die geburtenstarken
Jahrgänge bis 1967, die zzt. voll
im Erwerbsleben stünden, die Al-
tersgrenze erreicht hätten und
sich zur Ruhe setzen wollten.

In der sich abzeichnenden
Verteilungsdiskussion werde
es mit großer Sicherheit dar-
um gehen, die einzelnen Be-
dürfnisse, Leistungen und Leis-
tungsmöglichkeiten genau an-
zusehen. Dazu zähle z. B. die
ohne jede ethische Wertung zu
treffende Feststellung, dass ein
junges Paar mit zwei Kindern,
bei dem ein Elternteil die Kin-
derbetreuung übernehme und
das daher von nur einem Ge-
halt lebe, gegenüber einem
gleichaltrigen und gleich aus-
gebildeten Paar ohne Kinder
und mit zwei Gehältern in die-
ser Familienphase wesentlich
weniger Geld zur Verfügung
haben werde. Bischof Huber
sprach sich dafür aus, dass
das kinderlose Paar in der Er-
werbsphase einen wesentlich kräf-
tigeren finanziellen Beitrag zur Al-
tersvorsorge leisten müsse als
das Paar mit Kindern.

Die Natur steht nicht
einfach als Rohstoff zur
Verfügung

Neben dem Perspektivenwech-
sel hin zu Kindern und dem Ein-
treten für die Förderung von Fami-
lien seien der Schutz der natürli-
chen Ressourcen, die Sorge um
die Schöpfung und der Umwelt-
schutz als Aspekte der Zukunfts-
fähigkeit hervor zu heben. Die Ver-
antwortung für die Bewahrung der
Schöpfung sei als Staatsziel an-
erkannt; dabei habe man sich
sogar die Betrachtung der Natur
als Schöpfung zu eigen gemacht,
die uns nicht einfach als Rohstoff
zur Verfügung stehe, sondern uns
zum Bebauen und Bewahren, zur
verantwortlichen Nutzung und Pfle-
ge anvertraut sei. In unserer Ge-
sellschaft habe sich darüber in den
letzten Jahrzehnten ein weitge-
hender Konsens ausgebildet.

Doch gerade im Blick auf die Land-
wirtschaft sei zugleich deutlich
geworden, wie schwierig die hier
zu berücksichtigenden Detailfra-
gen seien. Was nachhaltige Land-
wirtschaft sei, in welchem Verhält-
nis ökologische und ökonomische

Erwägungen stünden, ob die land-
schaftspflegende Tätigkeit von
Landwirten ausreichend wahrge-
nommen und honoriert werde – all
das seien Fragen, die noch nicht
zu Ende ausgetragen seien.

Soziale Gerechtigkeit
nachhaltig sichern

Die Frage nach der sozialen
Gerechtigkeit sei gegenwärtig hef-
tig umstritten, weil das Maß, in
dem sie verwirklicht sei, nicht ein-
fach an der absoluten Höhe des
umverteilten Geldes abgelesen
werden könne. Wichtiger sei heu-
te, ob soziale Gerechtigkeit nach-
haltig gesichert werden könne, ob
also das, was heute versprochen
werde, morgen auch eingehalten
werden könne. Der Zweifel daran
sei der tiefste Grund für die ge-
genwärtige Vertrauenskrise der
Politik. Ein ebenso unverzichtba-
rer Maßstab sozialer Gerechtig-
keit liege in der Frage, ob der
Spielraum bewahrt werde, das
Nötige für die wirklich Schwachen
zu tun.
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Gerechtigkeit und Solidarität
müssten im Zusammenhang mit
den Forderungen nach Zukunfts-
fähigkeit und Nachhaltigkeit gese-
hen werden. Nach unserer Rechts-
ordnung stehe allen ein „Existenz-
minimum“ zu, zu dem auch ein
Mindestmaß an soziokultureller
Teilhabe gehöre. Die Balance zwi-
schen arm und reich, zwischen
stark und schwach sei in unserer
Gesellschaft bislang einigerma-
ßen gewahrt: Das trage zur Wirt-
schaftskraft unseres Landes bei
und kennzeichne die Kultur unse-
res Zusammenlebens. Wer die
unglaublichen Abfindungen für „in
die Wüste geschickte“ Vorstands-
mitglieder von Großkonzernen mit
der Mindestwitwenrente oder auch
dem neuen „Arbeitslosengeld II“
vergleiche, müsse fragen, wie vie-
le solcher extremen Einkom-
mensunterschiede sich eine Ge-
sellschaft leisten könne. Bischof

Huber betonte, dass eine Selbst-
begrenzung an der Spitze dieser
Pyramide derzeit um der Glaub-
würdigkeit unseres Gesellschafts-
systems willen insgesamt uner-
lässlich sei. Eng verbunden mit
der Zukunftsfähigkeit unserer so-
zialen Sicherungssysteme sei
auch die Zukunftsfähigkeit des
Arbeitsmarktes.

Globale Dimension von
Gerechtigkeit

Schließlich gehöre zu einer zu-
kunftsfähigen Gesellschaft auch
der Blick über die Grenzen der
eigenen Gesellschaft hinaus. Das
Scheitern der Verhandlungen in
Cancún, wie auch immer es im
einzelnen zu beurteilen sei, habe
deutlich gemacht, dass auch für
die Länder des Südens eine
Schmerzgrenze erreicht sei. Die
Einsicht wachse, dass Handel und
Wirtschaft als wesentliche Instru-

mente zur Bekämpfung und Re-
duzierung der weltweiten Armut
gesehen werden müssten. An die-
ser Stelle werde eine globale Di-
mension von Gerechtigkeit und
Solidarität wahrnehmbar, die man-
che tagesaktuelle sozialpolitische
Frage zwar nicht unwichtig ma-
che, aber doch relativiere.

Solidarität, Subsidiarität und
Nachhaltigkeit seien drei Begrif-
fe, in denen sich die wichtigen
Aspekte der Zukunftsfähigkeit zu-
sammenfassen ließen. Sich die-
ser Aufgabe gemeinsam zu stel-
len, die eigene Verantwortung
wahrzunehmen, dabei aber auch
dem Gottvertrauen Raum zu las-
sen, darum, so Bischof Huber,
gehe es heute um der Zukunft wil-
len.

Der vollständige Text ist auf der
Internetseite der ASG unter
www.asg-goe.de nachzulesen.

Vom Rand in die Mitte – bringt die EU-Osterweiterung
neue Entwicklungsimpulse für Wirtschaft und Beschäf-
tigung in Ostdeutschland?

Eine einfache Antwort auf diese
komplexe Frage lässt sich nach
Ansicht von Rainer KUTSCHKE
nicht finden. Zum einen möchten
sich sächsische Gemeinden
gerne damit schmücken von nun
an im Herzen Europas zu liegen
und würdigten damit die histori-
sche Leistung einer friedlichen Ko-
operation der Nationen. Zum an-
deren verbänden sich ökonomi-
sche Ängste mit der Osterweite-
rung, die eng mit sozialpolitischen
Bedingungen verknüpft seien.

Gerade in Deutschland würden
Erinnerungen an die Wiederverei-
nigung geweckt, die als Erfah-

rungswerte für die jetzt vergrößer-
te Union gelten könnten. In der
damaligen Euphorie, die in den

alten Bundesländern durch die
Erschließung neuer Kaufkraft auch
zunächst zu einer konjunkturellen
Belebung führte, sei vernachläs-
sigt worden, dass Umbruchpro-
zesse nicht nur in den neu hinzu
kommenden, sondern auch in den
alten Ländern zu Anpassungs-
maßnahmen führen müssten.

Die jetzige Osterweiterung der
Europäischen Union sei zudem
nicht von ähnlich großzügigen
Rahmenbedingungen begleitet
wie die Wiedervereinigung. Viel-
mehr würden sehr unterschiedli-
che Gesellschaftssysteme auf-
einander stoßen, was diesen Zu-
sammenschluss komplizierter,
aber auch interessanter mache.

Partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit birgt
viele Vorteile

Besonders geprägt sei der Zu-
sammenschluss von Befürchtun-
gen um den Verlust von Arbeits-

plätzen, die mit den niedrigeren
Lohnkosten in den Beitrittsländern
zusammenhingen. Zum einen
werde befürchtet, dass Unterneh-
men ihre Produktion in die osteu-
ropäischen Staaten verlagern, zum
anderen dass Arbeitskräfte aus
diesen Ländern bevorzugt einge-
stellt werden. Diesen Ängsten sei
entgegen zu setzen, dass der
Zugang zum deutschen Arbeits-
markt zunächst beschränkt sei
und osteuropäische Unternehmen
vorerst europäische Standards
bezüglich Umwelt- und Sicher-
heitsfragen erfüllen müssten, be-
vor sie ihre Produkte hier abset-
zen könnten. Dennoch sei es
wichtig den neuen Partnern auch
Chancen zu ermöglichen.

Gerade aus der Sicht der mit-
telständischen Wirtschaft sei das
Meinungsspektrum zur EU-Erwei-
terung sehr unterschiedlich. Grö-
ßere Dienstleistungsunternehmen
könnten Qualitätsstandards vor-

„Kommunale Stabilität ist ein we-
sentlicher Grundpfeiler für eine
gute europäische Entwicklung.“
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Rainer Kutschke, Landrat des Landkreises
Riesa-Großenhain

weisen, die ihnen einen Wettbe-
werbsvorteil verschafften, während
einfache Dienstleister aufgrund der
geringeren Lohnkosten in den
Beitrittsländern mit Schwierigkei-
ten zu rechnen hätten. Technolo-
gieorientierte Unternehmen hinge-
gen hätten die Chance, durch die
Zusammenarbeit mit Partnern in
Beitrittsländern ihre Kapazitäten
zu steigern und in diesem Zuge
auch ihr Know-how weiter zu ge-
ben. Auch die Absatzmärkte, die
sich vor allem für Unternehmen im
grenznahen Bereich ergäben, sei-
en nicht zu unterschätzen.

Differenzierte Heran-
gehensweise aus kommu-
naler Sicht notwendig

Auch aus kommunaler Sicht
gäbe es recht unterschiedliche
Ansichten zur Erweiterung, wobei
die Landkreise in den alten Bun-
desländern sehr gelassen mit der
neuen Situation umgingen. Unru-
he gäbe es hingegen in manchen
Landkreisen der ostdeutschen
Länder, die noch um ihre Stabili-
tät kämpften und durch Auslage-
rungsprozesse sehr gefährdet sei-
en.

Vier Aspekte müssten daher
in dem Erweiterungsprozess
aus kommunalpolitischer Sicht
beachtet werden:

1. Differenzierte Voraussetzun-
gen der verschiedenen Re-
gionen müssten sich auch in
differenzierten Regelungen
wieder finden, so dass davon
abzuraten sei, alle Belange
nach einheitlichen Standards
zu regeln.

2. Ein großer Teil der Verwal-
tungshoheit sollte den klei-
nen Verwaltungseinheiten
obliegen, die entsprechend
finanziell ausgestattet sein
müssten.

3. Durch den Beitritt der osteu-
ropäischen Länder veränderten
sich die Bedingungen für die
Strukturförderung. Für bisheri-
ge Ziel 1-Gebiete, die in Zu-
kunft nicht mehr gefördert wür-
den, müssten daher Über-
gangslösungen gefunden wer-
den, nicht zuletzt um ein Ge-
fälle zwischen west- und ost-
deutschen Bundesländern zu
vermeiden.

4. Besonderer Nachdruck sei in
Zukunft auf die infrastrukturelle

Entwicklung entlang der Verbin-
dungen von Sachsen, Polen
und Tschechien zu legen, die
bisher zu langsam voran gin-
gen, um die Entwicklungsmög-
lichkeiten beispielsweise
entlang von Autobahnen zu nut-
zen. Dabei sei gleichzeitig Vor-
sorge zu tragen, dass die länd-
lichen Räume nicht bei einer
ausschließlich auf Zentren ge-
richteten Förderpolitik ins Hin-
tertreffen gerieten.

Diskussion

Lebensverhältnisse regio-
nal unterschiedlich

Dr. Bentrup interpretierte die
Aussagen Kutschkes so, dass
nicht alle Regionen gleich zu be-
handeln und nicht überall die glei-
chen Lebensverhältnisse einzukla-
gen seien. Kutschke bestätigte
dies, indem er heraus stellte, dass
es wichtig sei, den Menschen
nicht zuviel zu versprechen.
Beispielsweise sei ein Zugang zur
Autobahn nicht überall zu gewähr-
leisten. Dennoch müsse versucht
werden die Lebensqualität – ge-
rade auch bei rückläufigen Bevöl-
kerungszahlen – gleichwertig zu
gestalten. Kultur- und Freizeitan-
gebote müssten für jeden in er-
reichbarer Nähe sein. Dazu sei der

Eingriff in den ökonomischen
Kreislauf notwendig.

Export technischen Fort-
schritts in Beitrittsländer
birgt Arbeitsplatzrisiken

Karl GROENEN sah zwei Kern-
probleme in der Zukunft ländlicher
Räume. Zum einen sei die gerin-
ge Anzahl von Kindern zu bekla-
gen. Diese führe neben einer un-
zureichenden Anerkennung der
landwirtschaftlichen Tätigkeit
durch die Industriegesellschaft zu
einer starken Reduzierung bäuer-
licher Familien, was negative Aus-
wirkungen auf die ländlichen Räu-
me haben werde.

Zum zweiten bezweifelte Groe-
nen die optimistische Darstellung

Kutschkes in Bezug auf den Im-
port moderner Technologien durch
die Beitrittsländer. Diese Techno-

Karl Groenen, Stv. Vorstandsvorsitzender der
Landwirtschaftlichen Sozialversicherungs-
träger, Kassel
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logien zeichneten sich vielfach
dadurch aus, dass sie nur weni-
gen Menschen Arbeit böten, so
dass das eigentliche Ziel, die
Funktionsfähigkeit ländlicher Räu-
me mit den dort lebenden Men-
schen zu erhalten, konterkariert
werde.

Kutschke sah im Hinblick auf die
Einführung neuer Technologien in
den Beitrittsländern keine Alterna-
tive um die Wirtschaft konkurrenz-
fähig zu gestalten. Der Verlust von
Arbeitsplätzen, der mit dieser
Entwicklung einher gehe, sei nicht
zu vermeiden, wie sich auch in
Ostdeutschland nach der deut-
schen Wiedervereinigung gezeigt
habe. Es sei zu hoffen, dass die
Beitrittsländer in ihrer politischen
Gestaltung des Prozesses –
insbesondere bezüglich der Lohn-
und Steuerpolitik – erfolgreicher
sein werden als Deutschland.
Hierzu ergänzte Dr. Bentrup, dass
die deutsche Einigung von Eupho-
rie getragen gewesen sei, die vie-
le Probleme überdeckt hätte, die
heute vermieden werden könnten.

Planungssicherheit für
Familien und Investoren
schaffen

Dr. Ursula ZIMMERMANN, Er-
furt, kritisierte, dass sich die Poli-
tik viel zu wenig mit dem Grund-
problem der Gesellschaft, der Kin-
derlosigkeit, beschäftige. Die Ur-
sachen für dieses Problem sah sie
in der Planungsunsicherheit jun-
ger Menschen, die sich nicht an
einem festen Ort niederlassen
könnten, weil ihnen die Perspek-
tive auf einen sicheren Arbeitsplatz
fehle. Dr. Zimmermann forderte die
Lebenssituation junger Familien
so zu gestalten, dass wenigstens
ein Ehepartner vor Ort arbeiten
könne.

Eine solche Reglementierung
der Wirtschaft sah Kutschke als
schwierig an, wenn man keine
Planwirtschaft wolle. Wichtig wäre
es jedoch, Rahmenbedingungen
zu schaffen, die Niederlassungen
und Investitionen vor Ort förderten.

In diesem Zusammenhang be-
zeichnete er die wegen des Mit-
spracherechts vieler Personen
langfristigen Genehmigungsverfah-
ren als Hemmnis. Mit jedem neu-
en Gesetz würden Verfahren noch
verkompliziert. Eine vernünftige
Steuerpolitik müsse die Wirtschaft
verstärkt animieren im ländlichen
Raum tätig zu werden.

Warum eine Änderung der Le-
bensverhältnisse, beispielsweise
die Konzentration infrastrukturel-
ler Einrichtungen in zentralen Or-
ten und eine Landbewirtschaftung
durch Bauern, die – wie teilweise
in den USA üblich – nur im Früh-
jahr und Herbst zur Feldbestellung
und zur Ernte auf das Land füh-
ren, nicht akzeptiert werde, fragte
Prof. Dr. Günter KAHNT provoka-
tiv. Früher hätte eine Fläche von
1 000 ha 25 Dörfer unterhalten,
heute hätten einzelne Betriebe
Flächen bis zu 10 000 ha zu be-
wirtschaften. Möglicherweise sei
es wenig sinnvoll etwas, das in
dieser Form nicht mehr funktionie-
re, aufrecht zu erhalten.

Förderung nicht nur auf
Oberzentren ausrichten

Auf Nachfrage von Prof. Dr. 
Heidrun MÜHLE, wie er sich eine
aus kommunaler Sicht sinnvolle
Förderung ländlicher Räume vor-
stelle, wies Kutschke auf Wirt-
schaftszentren außerhalb der Ob-
erzentren hin, die historisch ge-
wachsen seien. Leuchtturmförde-
rung dürfe sich nicht nur auf die
Städte Dresden, Leipzig und
Chemnitz/Zwickau erstrecken. In
seinem Landkreis hätte bei-
spielsweise Riesa eine histori-
sche Wirtschaftsstruktur. Würde
diese Stadt gefördert, ergäben
sich Ausstrahlungen in einem
Umkreis von 30 km und würden
dort auf den Ausstrahlungsbereich
von Dresden treffen. Die Leucht-
turmidee an sich sei akzeptabel,
weil die Mittel für eine Förderung
nach dem Gießkannenprinzip fehl-
ten, sie dürfe sich aber nicht al-
lein auf große Städte beziehen.

Dr. Ursula Zimmermann, Erfurt

Prof. Dr. Günter Kahnt, Universität
Hohenheim, Institut für Pflanzen-
bau und Grünland

Prof. Dr. Heidrun Mühle, Umweltfor-
schungszentrum Leipzig/Halle
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Diese Ansicht bestärkte Dr. Ben-
trup abschließend. Auch außer-
halb zentraler Orte gäbe es eine

ten noch 39 % betragen habe, sei
er in den letzten Jahren rückläu-
fig, so dass er heute nur noch
32 % betrage. Bei den Auszubil-
denden liege der Anteil sogar nur
bei 20 %. Weniger als 20 % der
Betriebsleiter/-innen in den ost-
deutschen Ländern seien weib-
lich. Frauen besetzten in der
Landwirtschaft nach wie vor die
klassischen Bereiche in Tier-
produktion und Verwaltung.

Aufgrund eines höheren
Durchschnittsalters der Arbeits-
kräfte in Ostdeutschland (45
Jahre gegenüber 41,5 Jahre im
Westen) und vielen Arbeitskräf-
ten über 55 Jahren sei nach
Ansicht von Prof. Fock in den
kommenden Jahren mit einem
deutlich ansteigenden Bedarf
an Nachwuchskräften zu rech-
nen, besonders im Bereich der
Führungspositionen. Darüber
hinaus stünden dem Ausbil-
dungsmarkt in einigen Jahren
nur noch sehr wenige Schulab-

gänger/-innen
zur Verfügung.
Prof. Fock be-
zeichnete diese
Entwicklung als
„demographi-
sche Falle“, die
sich vor allem in
der Landwirt-
schaft so dras-
tisch darstelle.

Die Bemühungen vieler Bundes-
länder, die Zahl der Auszubilden-
den in der Landwirtschaft zu er-
höhen, hätten nicht gefruchtet.

Geringe Auswirkungen der
EU-Agrarreform auf die
Zahl der Arbeitsplätze zu
erwarten

Die dritte Stufe der EU-Agrarre-
form, die als Halbzeitreform ab

Arbeitsplatzpotenziale in der Landwirtschaft und
im landwirtschaftsnahen Bereich

2005 zu deutlich veränderten wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen
für die landwirtschaftliche Erzeu-
gung führen werde, werde nach
Einschätzung von Prof. Fock nur

moderate Auswirkungen auf die
Zahl der Arbeitsplätze im Agrar-
sektor haben. Zwar könnte durch
einen nicht auszuschließenden
Rückgang der Produktion in eini-
gen Bereichen, u. a. bei Milch und
Rindfleisch, eine leicht negative
Beschäftigungswirkung von minus
3 bis minus 10 % eintreten. Die-
ser würden aber positive mittel- bis
langfristige Effekte durch eine zu-
künftig höhere wirtschaftliche Ef-
fizienz der EU-Förderung gegen-
über stehen.

Beschäftigungspotenziale
in ländlichen Räumen
müssen genutzt werden

Der Wettbewerbsvorteil, der sich
in Ostdeutschland derzeit aus
dem Vorhandensein gut ausgebil-
deter Arbeitnehmer/-innen ergebe,

Der ländliche Arbeitsmarkt wer-
de durch die EU-Osterweiterung,
die Halbzeitreform sowie den de-
mographischen Wandel auch in
Zukunft ein dynamischer Bereich
bleiben, prognostizierte Prof. Dr.
Theodor FOCK. Nachdem die Zahl
der landwirtschaftlichen Arbeits-
plätze in Ostdeutschland nach der
Wende zunächst drastisch (um
80 %) zurück gegangen sei, habe
sich die Situation ab Mitte der 90er
Jahre, abgesehen von regionalen
Schwankungen, als relativ stabil
erwiesen. Die Bedeutung der
Landwirtschaft und der vor- und
nachgelagerten Wirtschaftszwei-
ge liege mit derzeit 10 % in den
ländlichen Räumen Ostdeutsch-
lands noch relativ hoch.

Bedarf an Nachwuchskräf-
ten in der Landwirtschaft
steigt

Da die ostdeutschen Agrarbe-
triebe vielfach keine Familienbe-
triebe seien, gebe es in Ost-

deutschland 70 % Lohnarbeits-
kräfte und nur 30 % Familienar-
beitskräfte. Im Durchschnitt be-
schäftigten Landwirtschaftsbetrie-
be in Ostdeutschland acht Perso-
nen, 1 600 Betriebe hätten sogar
mehr als 20 Beschäftigte. Die Ar-
beitskräfte in der ostdeutschen
Landwirtschaft seien im allgemei-
nen gut ausgebildet.

Während der Anteil der Frauen
in der Landwirtschaft zu DDR-Zei-

Entwicklung, die es zu fördern
gelte. Die Exkursionen in die
Umgebung von Chemnitz hätten

gezeigt, welche Wirkungen von
tatkräftigen Menschen vor Ort aus-
gehen könnten.

„Es wäre wünschenswert, die Potenziale, die im
Agrarsektor bestehen und sich für die Zukunft
noch stärker abzeichnen, besser zu nutzen. Die
Konsequenz wäre dann, dass man versucht,
eine Ausbildung ggf. auch auf Vorrat zu machen,
solange noch starke Altersjahrgänge zur Verfü-
gung stehen.“

Prof. Dr. Theodor Fock, Fachbereich Agrarwirt-
schaft und Landschaftsarchitektur, Fachhoch-
schule Neubrandenburg
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werde in den nächsten Jahren re-
lativ schnell verloren gehen. Die
fachlichen Anforderungen an die
Arbeit in der Landwirtschaft wür-
den in Zukunft ganz rasant stei-
gen, so Prof. Fock. Daher sei das
heutige Ausbildungssystem re-
formbedürftig.

Prof. Fock sprach sich im Hin-
blick auf den beruflichen Nach-

wuchs dafür aus, die Übernahme-
quote nach der Ausbildung zu ver-
bessern. Da die zukünftigen Ar-
beitskräfte in der Landwirtschaft
nicht nur aus dem beruflichen
Nachwuchs gewonnen werden
könnten, müsse der Blick über die
klassische Klientel hinaus erwei-
tert werden. Es könnte z. B. ver-
sucht werden, auch andere Grup-
pen, wie z. B. junge Frauen, Quer-

Diskussion

einsteiger oder Dauerarbeitskräf-
te aus anderen Regionen Europas
zu interessieren. Landwirtschaft-
liche Betriebe, Berufsstand und
Politik sollten rechtzeitig und ge-
meinsam handeln, um die Be-
schäftigungspotenziale, die es in
den ländlichen Räumen gebe, zu
erhalten.

liche Raum aber auch ohne Land-
wirtschaft nicht existieren, da nicht
zuletzt die Landschaft ein wichti-
ger Beweggrund für die Ansiedlung
sei.

Aktuelle Situation durch
agrarstrukturelle Unter-
schiede in Ost und West
bedingt

Christian HAMMEL, Forchten-
berg, sah die Gründe für die hohe
Arbeitslosigkeit im Osten
Deutschlands nicht zuletzt in der
Agrarstruktur. Ehemalige Landwir-
te würden wegen ihrer Selbststän-
digkeit und ihres verantwortungs-
vollen Handelns in Westdeutsch-
land bevorzugt von Unternehmen
eingestellt.

Prof. Fock vertrat ebenfalls die
Ansicht, dass die unterschiedli-
chen Agrarstrukturen in Ost- und
Westdeutschland im Bewusstsein
bleiben müssten, weil davon aus-
zugehen sei, dass sie auch zu-
künftig Bestand haben würden.
Insbesondere sei es wichtig, die
Aus- und Weiterbildungssysteme
auf diese Strukturen einzustellen.

Im Hinblick auf das von
Dr. Bentrup entworfene Szenario
ergänzte er, dass es in struktur-
schwachen Kreisen Beschäfti-
gungsanteile im Dienstleistungs-
sektor von über 70 % gebe. Dies
höre sich zunächst positiv an und
lege Vergleiche mit ähnlichen Zah-
len beispielsweise im Wirtschafts-

raum Frankfurt/Wiesbaden nahe.
Tatsächlich belegten diese Zahlen
jedoch gleichzeitig den geringen
Anteil des produzierenden Gewer-
bes.

Prof. Kahnt knüpfte an die von
Groenen als Kernproblem be-
zeichnete Kinderarmut an. In frü-
heren Zeiten sei die Anzahl der
Kinder besonders auf bäuerlichen
Betrieben höher gewesen, weil
Hoferben hätten produziert werden
müssen. Dieses sei sowohl durch
Ökonomen als auch durch den
Sozialismus hinfällig geworden.
Ein Bauer, der sich dem Diktat von
„Wachsen oder Weichen“ unter-
werfe, müsse im Falle des Wei-
chens keinen Erben produzieren.
Um Arbeitsplätze und damit Zu-
kunftsperspektiven zu erhalten,
plädierte Kahnt für den Erhalt
kleinbäuerlicher Strukturen, wie
sie in den westlichen Bundeslän-
dern gegeben seien.

Landwirtschaftliche Ausbil-
dung an Erfordernisse
anpassen

Dr. Bentrup ergänzte, dass die
Qualität der landwirtschaftlichen
Ausbildung vielfach nicht ausrei-
che, um den Führungsnachwuchs
für die ostdeutsche Agrarstruktur
zu bilden. Die Leitung einer Ag-
rargenossenschaft erfordere ne-
ben fachlichen Fähigkeiten auch
gute Kenntnisse der Personalfüh-
rung. Gerade die praxisorientierte
Ausbildung an Fachhochschulen

Landwirtschaft allein nicht
ausreichend, um Regio-
nen zu tragen

Mit einem Szenario, das seiner
Ansicht nach mit fortschreitender
Rationalisierung der Landwirt-
schaft vorstellbar sei, leitete
Dr. Bentrup die Diskussion ein:
Würden beispielsweise zur Be-
wirtschaftung von 100 ha 1 - 2 AK
(Arbeitskräfte) benötigt, ergäbe
sich aus der rein landwirtschaftli-
chen Nutzung einer Region eine
Einwohnerdichte von 1 - 2 Einwoh-
nern/km². Reiche eine Arbeitskraft
in Zukunft zur Bewirtschaftung von
500 ha aus, ergäbe sich eine Be-
siedlungsdichte von 0,2 Einwoh-
nern/km². Selbst bei Berücksich-
tigung der Familien sowie nach-
gelagerter Wirtschaftszweige der
Veredlung würde die Dichte 1 Ein-
wohner/km² nicht übersteigen.

Im Norden Brandenburgs gebe
es bereits dünn besiedelte Räu-
me mit 20 Einwohnern/km², in
denen die infrastrukturelle Versor-
gung in großen Teilen zusammen
gebrochen sei. Dies zeige, dass
eine Region von der Landwirtschaft
allein nicht existieren könne. Pro-
bleme entstünden vor allem in je-
nen Räumen, in denen die Vered-
lungswirtschaft schrumpfe. Land-
kreise mit einem hohen Anteil an
Beschäftigten in der Landwirt-
schaft seien meist dadurch ge-
prägt, dass es keine anderen flo-
rierenden Wirtschaftszweige
gebe. Gleichzeitig könne der länd-
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deuten Getreide verstärkt zur En-
ergieerzeugung anzubauen, weil
so auch ertragsärmere Standorte
wirtschaftlich bleiben könnten,
wenn die Ölpreise weiter stiegen.

Prof. Fock bestätigte, dass es
wichtig sei, einen realistischen
Blick auf die Situation zu werfen,
der auch die Einstellung von Aus-
gleichszahlungen beinhalte.
Allerdings gingen Agrarökonomen
von einer langfristig steigenden
Nachfrage nach Getreideproduk-
ten auf dem Weltmarkt aus.

Dr. Bentrup ergänzte, dass es
wichtig sei sich nicht auf agrarpo-
litische Rahmenbedingungen zu
verlassen, wenn wirtschaftliche
Investitionen getätigt würden.

Raumentwicklung durch Wirtschaftsleuchttürme? –
Wirkungen auf den ländlichen Raum

sei deshalb zu stärken, während
die Schließung von Fakultäten zu
begrüßen sei, da es zu viele Ab-
solventen agrarwissenschaftlicher
Universitäten gebe.

Veränderung agrarpoliti-
scher Rahmenbedingun-
gen einbeziehen

Prof. Dr. Bernd WIRTHGEN gab
zu bedenken, dass die Darstel-
lungen Prof. Focks zu optimis-
tisch sein könnten, weil sie von
einem Fortbestand landwirtschaft-
licher Ausgleichszahlungen aus-
gingen. Man müsse sich darauf
einstellen, dass zukünftig zu Welt-
marktpreisen produziert werden
müsse. Eventuell würde dies be-

Die Globalisierung stelle Anfor-
derungen an Wirtschaftsstandor-
te, die i. d. R. nur in den Verdich-
tungsräumen und auch dort nur in
sehr unterschiedlichem Maße
gegeben seien, stellte Prof. Dr.
Rainer WINKEL fest. Es müsse
daher ein Anliegen jeder Landes-
regierung sein, ihre Verdichtungs-
räume zu sog. Wirtschaftsleucht-
türmen zu entwickeln, die die Ein-
bindung ihrer Wirtschaft in die glo-
bale Entwicklung sicherten.

Fehlende Einbindung der
ländlichen Räume in die
globale Wirtschaftsent-
wicklung

Die ländlichen Räume zeichne-
ten sich durch eine traditionelle
Wirtschaftsstruktur aus, die
bislang nicht in die Globalisierung
eingebunden und für diese auch
kaum von Interesse sei. Über 60 %
des dort ansässigen Arbeitskräf-
tepotenzials fänden vor Ort oder
in der näheren Umgebung keine
Beschäftigung. Dem entspre-
chend seien die Wertschöpfung
und das Arbeitsplatzangebot in
den ländlichen Räumen weit un-
terdurchschnittlich, mit der Folge

hoher Arbeitslosenzahlen und ho-
her Berufspendleranteile.

Der Anteil der Landwirtschaft an
Wertschöpfung und Arbeitsmarkt
läge selbst bei
einer Verdoppe-
lung erst bei
6 %. Das produ-
zierende und ver-
arbeitende Ge-
werbe werde in
Folge der fehlen-
den Einbindung
in die globale
Wirtschaftsentwicklung zuneh-
mend unter Druck geraten, was zu
Rationalisierungen mit Arbeits-
platzabbau und Betriebsschlie-
ßungen führen werde. Dies gelte
auch für die Bereiche Einzelhan-
del und Dienstleistungen. Daher
bestehe die Gefahr, dass sich die
Zahl der Abwanderungen und die
Verschlechterung der Lebensbe-
dingungen in den ländlichen Räu-
men fortsetzten.

Wirtschaftsleuchttürme könnten
diesen Problemen zwar nur be-
grenzt und eher indirekt entgegen
wirken, gab Prof. Winkel zu be-
denken. Mit erfolgreichen Wirt-
schaftsleuchttürmen verbesserten

sich jedoch die Voraussetzungen
eines Landes für die Fortsetzung
der unverzichtbaren Unterstützung
der ländlichen Räume, selbst wenn

ihr direkter Einfluss auf die Wirt-
schaftsentwicklung begrenzt sei.

Positive Effekte von
Wirtschaftsleuchttürmen
auf die ländliche Räume

In den ländlichen Räumen im
Umland um die Wirtschaftsleucht-
türme könnten sich zum einen
durch die Ansiedlung von Zuliefer-
und Servicebetrieben, zum ande-
ren durch das Arbeitsplatzange-
bot in den Zentren positive Effek-
te ergeben. Diese Möglichkeiten
würden jedoch nur dann eine grö-
ßere Bedeutung erlangen, wenn
es gelänge, die deutlich unter-

Prof. Dr. Bernd WIRTHGEN, Witzen-
hausen

„Anstatt in den ländlichen Räumen auf die
aufwändigen, traditionellen, letztlich aber
leistungsschwachen Förderprogramme
zu setzen, müssen neue Ansätze und
Wege beschritten werden.“
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durchschnittliche Ausstattung mit
hoch und höher qualifizierten
Fachkräften im ländlichen Raum
auszugleichen. Für die peripheren
ländlichen Räume hingegen dürf-
ten die Auswirkungen von Wirt-
schaftsleuchttürmen sehr gering
sein. Um die Arbeitmärkte nutzen
zu können, seien die erforderli-
chen Pendlerzeiten zu hoch. Für

eine Ausdehnung der globalen
Wirtschaftsaktivitäten seien
diese Räume weitgehend unin-
teressant. Neben der Förde-
rung von Wirtschaftsleuchttür-
men seien daher auch die Be-
mühungen zur Entwicklung der
ländlichen Räume fortzuset-
zen.

Nach Einschätzung von Prof.
Winkel sei sowohl die Verbes-
serung der Entwicklungsvor-
aussetzungen in den Wirt-
schaftsleuchttürmen als auch
die in den ländlichen Räumen
finanzierbar. Er sprach sich
dafür aus, in den ländlichen
Räumen weniger auf die auf-
wändigen traditionellen,
letztlich leistungsschwachen
Förderprogramme zu setzen,
sondern neue Ansätze und

Wege zu beschreiten. Schließlich
sei mit den traditionellen Program-
men in einem Großteil der struk-
turschwachen ländlichen Räume
der alten Bundesländer – trotz
Milliarden hoher Fördermittel –
keine durchgreifende Besserung
erzielt worden.

Die Bemühungen zur Entwick-
lung der ländlichen Räume seien

vorrangig darauf auszurichten, sie
wirtschaftlich in die Globalisie-
rung, die Haupttriebfeder der Welt-
wirtschaft, einzubinden, erklärte
Prof. Winkel. Neben der Verbes-
serung der Qualifizierungsmög-
lichkeiten müssten der Infrastruk-
turausbau, insbesondere im Be-
reich der Kommunikationsmedien,
die Anbindung an Wissenschaft
und Forschung (z. B. durch Uni-
versitätspatenschaften für Teilräu-
me), die Unterstützung der Wirt-
schaftsentwicklung durch Verbes-
serungen für Betriebsneugründun-
gen, die Voraussetzungen für die
Erschließung neuer Marktfelder für
die dortige Wirtschaft durch Lan-
desberatung und Innovationswork-
shops sowie Produktbezogenes
Regional-Marketing-Management
(PRMM) weiter entwickelt und ver-
bessert werden (siehe dazu auch
Winkel, R.: Neue Wirtschaftsim-
pulse braucht das Land, in: Länd-
licher Raum, 6/2003). Auf diese
Weise könnten sich ggf. die länd-
lichen Räume ebenso wie die
Wirtschaftsleuchttürme günstig
entwickeln und zur positiven Ent-
wicklung des gesamten Landes
beitragen.

Ländliche Grenzregionen in Sachsen –
Abbruch, Umbruch oder Aufbruch?

Die negative Bevölkerungsent-
wicklung betreffe sowohl ländliche
als auch urban strukturierte Räu-
me, stellte Univ.-Prof. Dr. Peter
JURCZEK fest. Gleichwohl wirke
sich die Bevölkerungsabnahme im
ländlichen Raum negativer aus,
weil es dort in der Folge zu grö-
ßeren Einschnitten komme. Als
Prognose bis 2015 könnten in
Sachsen in Bezug auf die Bevöl-
kerungsentwicklung drei große
Problemregionen ausgemacht
werden: die kreisfreie Stadt Hoy-
erswerda im Osten, der Großraum
Chemnitz sowie der Raum
Zwickau mit angrenzendem Land-
kreis Aue-Schwarzenberg.

Die Auswirkungen dieser Bevöl-
kerungsentwicklung hätten nega-

tiven Einfluss auf die Renten, ver-
stärkten regionale Disparitäten und
Überalterung, verringerten den
Anteil junger Menschen und lie-
ßen die Zahl der Erwerbsfähigen
zurück gehen. In bestimmten Be-
reichen gebe es schon heute ei-
nen Arbeitskräftemangel. Dabei
sei zu unterstreichen, dass das
Problem nicht nur die Abwande-
rung, sondern vielmehr auch die
negative natürliche Bevölkerungs-
entwicklung sei.

Kooperationen zur Bil-
dung von Synergieeffek-
ten erforderlich

Eine Befragung von Bürgermeis-
tern/-innen in der Region Süd-
westsachsen habe ergeben, dass

es neben Forderungen nach Sub-
ventionen für die betroffenen Ge-
meinden auch positive Ansätze
gebe, mit der Situation umzuge-
hen. So habe eine Gemeinde ge-
meinsam mit der Bevölkerung ver-
sucht, Möglichkeiten zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen zu finden.
Prof. Jurczek sprach sich dafür
aus, das Umfeld für Initiativen zu
verbessern, indem z. B. Wettbe-
werbe ausgerufen und Modellpro-
jekte realisiert würden. Im Sinne
einer familienfreundlichen Gesell-
schaft plädiere er dafür, über eine
Verlängerung der Kindergartenöff-
nungszeiten nachzudenken.

Einige Modellvorhaben seien im
Rahmen gemeinsamer Aktivitäten
zwischen Städten und Gemein-

Prof. Dr. Rainer Winkel, Institut für Städtebau und
Regionalplanung, TU Dresden
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den, sog. Kooperationen zur Bil-
dung von Synergieeffekten, bereits
realisiert worden. Ein Beispiel
dafür sei das sog. Sachsendrei-
eck bestehend aus Leipzig, Dres-
den und Chemnitz/Zwickau sowie
den ausgeprägt ländlichen Gebie-
ten dazwischen. Hier solle es von
den Zentren aus Impulse für die
ganze Region geben und auch die
Zentren sollten z. B. durch eine
schnellere Bahnverbindung zwi-
schen Leipzig und Chemnitz/
Zwickau gestärkt werden.
Andererseits wolle die Region mit
Hilfe des Sachsendreiecks versu-
chen, als Metropolregion auch glo-
bal Bedeutung zu erlangen.

Ein weiterer Ansatz sei die Zu-
sammenarbeit im Rahmen von In-
itiativen, z. B. in der Wirtschafts-
region Chemnitz/Zwickau, wo Im-
mobilien- und Gewerbebörsen auf-
gebaut worden seien. Im Rahmen
einer anderen Initiative seien Lin-
den in den Gemeinden der Wirt-

schaftsregion Chemnitz/Zwickau
gepflanzt worden, um einerseits
den Baumbestand zu vergrößern
und andererseits das Zusammen-
gehörigkeitsgefühl zwischen den
Gemeinden zu stärken.

Realisierung grenzüber-
greifender Maßnahmen

Ein Beispiel für die Zusammen-
arbeit über die Landesgrenzen hi-

naus sei die Kooperation säch-
sisch-bayerisches Städtenetz
in den Bereichen Verkehr, Kul-
tur und Tourismus. Auch die Eu-
roregionen seien Beispiele für
die Zusammenarbeit von peri-
pheren Grenzräumen, die im
nationalen Vergleich häufig un-
terdurchschnittlich entwickelt
seien. In den Euroregionen
gebe es gemeinsame Proble-
me, deren Lösung mit Hilfe von
EU-Mitteln (INTERREG) beför-
dert werden könnte. Dabei wer-
de vor allem Wert auf sog.
Spiegelprojekte gelegt, die
gemeinsam mit Partnern von
jenseits der Grenze umgesetzt
würden. Auf diese Weise kä-
men zwar nicht Wirtschafts-
leuchttürme, aber doch
Leuchttürme zustande, so Prof.
Jurczek, wie das sog. EgroNet,
der Nahverkehr im Grenzraum
zwischen Sachsen, Bayern und
Tschechien durch die privat betrie-
bene Vogtlandbahn. Von Seiten

der Bevölkerung
werde die Reali-
sierung von
grenzübergrei-
fenden Maßnah-
men durchaus
b e f ü r w o r t e t ,
selbst wenn es
gerade im Hin-
blick auf die EU-

Osterweiterung noch viele Ängs-
te gebe.

Zum Abschluss wies Prof. Jurc-
zek auf ein Projekt der Universität
Chemnitz hin, in dem mit INTER-
REG-Mitteln ein sächsisches
Hochschulzentrum errichtet wor-
den sei. Dieses Zentrum sei mit
tschechischen Grenzuniversitäten
vernetzt und arbeite interdiszipli-
när im Rahmen von Fachtagungen

und der Einrichtung von Bibliothe-
ken mit den Hochschulen zusam-
men.

Abbruch, Umbruch oder
Aufbruch?

Während in einigen Fällen, z. B.
in den Bereichen Bevölkerungs-
rückgang, Einstellung des Uran-
abbaus und Rückbau leer stehen-
der Wohngebäude, das Stichwort
„Abbruch“ zutreffend erscheine, so
Prof. Jurczek, seien andere Be-
reiche, z. B. Wirtschaftssystem
und -struktur sowie Unternehmen-
sansiedlungen, durch einen nach-
haltigen „Umbruch“ zu charakteri-
sieren. Er äußerte die Hoffnung,
dass längerfristig die Perspektive
„Aufbruch“ dominieren werde, die
insbesondere aus den positiven
Impulsen der erwähnten interkom-
munalen Zusammenarbeit und der
EU-Erweiterung zu erwarten sei.

Univ.-Prof. Dr. Peter Jurczek, Professur für Sozial-
und Wirtschaftsgeographie, TU Chemnitz

„Das Problem ist nicht nur die Abwande-
rung, sondern vielmehr die negative na-
türliche Bevölkerungsbewegung. Sie ist
das Grundübel Nummer eins und die Ab-
wanderung kommt noch dazu.“

Diskussion

Leuchttürme und Bojen
stärken

Gerd GRAHLMANN forderte die
Schwächen ländlicher Räume
deutlicher zu benennen. Es sei von

vorne herein klar gewesen, dass
die Leuchtturmpolitik mit der För-
derung städtischer Zentren keine
Auswirkungen auf den ländlichen
Raum haben würde. Leuchttürme
müssten vielmehr mitten im länd-

lichen Raum stehen. Die während
der Exkursion besichtigten Projek-
te seien gute Beispiele,
wenngleich sie aufgrund ihrer Wir-
kung eher mit Bojen als mit
Leuchttürmen zu vergleichen sei-
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Christel Hoffmann, MdL Hessen

en. Allerdings sei kritisch nach-
zufragen, ob sie auch ohne För-
derung langfristig Bestand haben
könnten. Ansonsten würde ihr
Wegweisungscharakter in die Irre
führen.

Gerade die kleinen und mittle-
ren Unternehmen stärkten den
ländlichen Raum. Es gelte hierauf
den Blick zu wenden und im Sin-
ne von Graswurzelarbeit im Klei-
nen anzufangen anstatt über Mög-
lichkeiten nachzudenken, die nicht
auf den ländlichen Raum abge-
stimmt seien. So seien ICE-An-
schlüsse für den ländlichen Raum
unwichtig, vielmehr müsste das
kleinräumige Nahverkehrsnetz

ausgebaut werden. Im Ganzen
müssten die Pendlerstrecken re-
duziert werden. Sie ergäben sich
daraus, dass die Menschen im
ländlichen Raum wohnen bleiben
wollten, auch wenn sie für ihren
Arbeitsplatz in Zentren fahren
müssten. Daher sei es wichtig, die
Arbeitsplatzpotenziale im ländli-
chen Raum zu stärken, indem auf
die Intelligenz und Innovationskraft
von Kleinunternehmern gesetzt
werde. Unterstützung könnte in
der verstärkten Beratung und der
Anpassung von Gesetzen liegen.

Für Christel HOFFMANN waren
die Vorträge Anlass einige Vorstel-
lungen neu zu bewerten. Ihr sei
wiederholt die Schlüsselstellung
der Bildung deutlich geworden, die
eine wichtige Investition in die
Köpfe der Menschen darstelle.
Von Prof. Winkel wollte sie wis-
sen, welche Anforderungen er an
die neu zu gestaltenden Struktur-
fonds der EU stelle, wenn er der
Meinung sei, dass die klassi-
schen Förderungsinstrumente –
zu denen sie die Förderung nach
Ziel 5 b sowie LEADER zähle – für
den ländlichen Raum wirkungslos
gewesen seien. Für sie stelle sich
die Frage, wie innovative Projekte
gefördert werden könnten.

Soziales Klima ist Ursache
für demographischen
Wandel

Im Hinblick auf den demographi-
schen Wandel gab Hoffmann zu
bedenken, dass wir zwar die Kin-
derarmut beklagten, aber zu we-
nig für junge Menschen täten. Jun-
ge Frauen seien heute sehr gut
ausgebildet. Dies bringe auch mit
sich, dass hohe Anforderungen an
ihre Flexibilität und Mobilität, ihr
Engagement in der beruflichen
Weiterbildung sowie ihre Anpas-
sungsfähigkeit an ökonomische
Gegebenheiten gefordert werde.
Neben praktischen Maßnahmen
zur Vereinbarkeit von Beruf und
Familie gelte es zu überlegen, wie
ein familienfreundliches Klima be-
schaffen sein müsse um die Fa-
milienbildung zu stärken. Dies

gelänge sicher nicht, wenn Kin-
der in den Medien als Armutsrisi-
ko dargestellt würden.

Innovative Wirtschaftsför-
derung in den ländlichen
Raum bringen

In seiner Antwort auf beide Dis-
kussionsbeiträge stimmte Prof.
Winkel zu, dass auch er bezweif-
le, ob insbesondere die in der
Peripherie gelegenen ländlichen
Räume durch eine Leuchtturmpo-
litik gefördert werden könnten.
Allerdings denke er nicht, dass die
Menschen in jedem Fall in den
ländlichen Räumen wohnen blie-
ben. Abwanderung sei vor allem
in den peripheren Gebieten Ost-
deutschlands ein Faktum. Sicher
sei es wichtig kleine Unternehmen
zu unterstützen, allerdings könne
man nicht davon ausgehen, dass
die Agrarwirtschaft den ländlichen
Raum stabilisieren könne. Auch
andere Wirtschaftsbereiche
müssten sich im ländlichen Raum
ansiedeln.

Er betonte, dass er die klassi-
schen Förderungsinstrumente
nicht als wirkungslos ansehe,
dass sie aber die Angleichung der
Lebensverhältnisse nicht bewerk-
stelligt hätten. Allerdings sei davon
auszugehen, dass der Prozess
ohne diese Fördermaßnahmen
noch negativer verlaufen wäre. Die-
se Instrumente sollten nicht von
heute auf morgen abgeschafft
werden. Statt dessen gelte es in
Modellprojekten eine Übertragbar-
keit auf andere Projekte zu erpro-
ben und eine gewisse Risikofreu-
de zuzulassen. Als Beispiel nann-
te Prof. Winkel einen sächsischen
Bäcker, der einen Absatzmarkt in
den USA gefunden hätte und
inzwischen 30 Mitarbeiter/-innen
beschäftigte.

Es sei wichtig mit produktbezo-
genem Marketing neue Wege zu
gehen. Beispielsweise könnten für
einen begrenzten Zeitraum Mar-
ketingexperten aus Großmarktge-
bieten wie den USA oder Asien
angestellt werden, die dort Ab-

Gerd Grahlmann, Landwirtschafts-
kammer Westfalen-Lippe, Münster
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satzmärkte aufspüren könnten.
Auch hier sei es wichtig, risiko-
freudig zu agieren, den Prozess
jedoch zu stoppen, wenn das Ziel
nicht erreicht werde. Generell gel-
te es innovativ zu handeln, so
dass sich die Globalisierung auch
in den Wirtschaftsbereichen der
ländlichen Räume wieder fände.

Kooperation fördern

Prof. Jurczek stellte die Notwen-
digkeit der Kooperationsbereit-
schaft auf allen Gebieten heraus.
So zeige sich besonders im säch-
sisch-tschechischen Grenzraum,
dass die Bereitschaft mit den Part-
nern des anderen Landes zusam-
men zu arbeiten noch zu wenig
ausgeprägt sei. Die Regionen pro-
fitierten, indem sie Einblick in die
Strukturen der Nachbarn gewön-
nen und deren Expertenwissen
nutzen könnten. Gerade Förder-
maßnahmen wie LEADER hätten
gezeigt, wie sich aus einem an-
fänglichen Zwang zur Kooperati-
on die Einsicht entwickelte, dass
diese profitabel sei.

Es habe sich zudem gezeigt,
dass beispielsweise die Funktio-
nalität von Gewerbegebieten we-
niger von ihrer Lage als vielmehr
von dem Engagement und Know-
how der Personen vor Ort abhin-
gen. Wichtig sei deshalb, gut aus-

gebildete Manager in den Regio-
nen zu haben.

Mit Grahlmann teile er die An-
sicht, dass viele beispielhafte Pro-
jekte auf externer Förderung ba-
sierten, die teilweise sehr hoch
sei. Förderung hieße aber Hilfe zur
Selbsthilfe und sei z. T. langfris-
tig nötig um nachhaltige Projekte
zu etablieren.

Wie Hofmann halte auch er Bil-
dung für einen Schlüsselfaktor. Sie
müsse auf allen Ebenen erfolgen.
Während es jedoch vor 100 Jah-
ren als fortschrittlich gegolten
habe in jedem Dorf eine Schule
aufzubauen um räumlich nahe Bil-
dung zu ermöglichen, könne es
heute auch ein Fortschritt sein
kleine Schulen zu schließen um
die besseren Möglichkeiten gro-
ßer Schulen zu nutzen.

Von den Nachbarn lernen

Im Hinblick auf den demographi-
schen Wandel sah auch er ein
neues Leitbild als wichtig an. Die
Einstellung zur Vereinbarkeit von
Beruf und Familie müsse in den
Köpfen beginnen, wie es z. B.
Frankreich und Finnland zeigten.
Der Umgang mit dem Thema soll-
te in diesen beispielhaften Län-
dern studiert werden, damit das
Positive übernommen werden kön-
ne. Leider dauere dieser Prozess

schon zu lange, während schnel-
le Handlungen gefordert seien.

Lebensqualität und Identi-
tät sind Voraussetzung für
Engagement

Dr. Bentrup erinnerte daran, dass
die Tagungen der ASG nicht
zuletzt dazu dienten, innovative
Projekte zu betrachten und aus
ihnen zu lernen. Es zeige sich
immer wieder, dass vor allem das
Engagement der Menschen vor
Ort ausschlaggebend sei. Sie en-
gagierten sich dann, wenn sie sich
in einer Region wohl und mit ihr
verbunden fühlten. Besonders er-
staunt habe ihn in diesem Zusam-
menhang, dass die Abwanderung
in Großstädten oft größer sei als
in ländlichen Räumen, während
besonders städtische Randgebie-
te Zuwanderung erführen. Dies
zeige, dass die Menschen sich
dort ansiedelten, wo sie eine hohe
Lebensqualität vorfänden, zu der
unausweichlich die Naturnähe
gehöre. Lebensqualität sei eine
wichtige Voraussetzung für wirt-
schaftliche Aktivität. Sie sollte er-
halten und gestärkt werden. In die-
ser Hinsicht seien Ballungsräume
oft gefährdeter als ländliche Räu-
me, weil hier Identität als wesent-
liche Voraussetzung für Engage-
ment fehle. Auch sie bräuchten
deshalb Unterstützung.

ASG-Frühjahrstagung

1. bis 4. Juni 2005

„Landwirtschaft in Verdichtungsräumen“

in Ludwigsburg/Baden-Württemberg
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Polnische Expert/-innen in Niedersachsen:

Informationen zur Gemeinsamen Agrarpolitik und
zum ländlichen Raum in der Wesermarsch

40 polnische Expert/-innen aus Praxis, Politik, Verwaltung und Wissenschaft in-
formierten sich über die Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP), Regio-
nalplanung und Einkommensmöglichkeiten in der ländlichen Küstenregion Wes-
ermarsch, nördliches Niedersachsen. Die Informationsreise, die von der Agrarso-
zialen Gesellschaft e.V. (ASG) in Kooperation mit der Gemeinde Zamosc durchge-
führt wurde, fand vom 19. bis 25. April 2004 statt. Als Ziel wurde die Wesermarsch
ausgewählt, weil mehrere Experten/-innen aus dieser Region bei einer Tagung im
November 2002 bereits in Zamosc zu Gast gewesen waren (s. Ländlicher Raum
06, 2002).

Mehrere Teilnehmer/-innen äu-
ßerten zu Beginn der Veran-

staltung die Erwartung, die deut-
sche Landwirtschaft besser ken-
nen zu lernen, Beispiele zur Ein-
kommensdiversifizierung in der
Landwirtschaft zu sehen sowie
Anregungen für eine neue Ausrich-
tung der Landwirtschaft und der
Entwicklung ländlicher Räume in
Polen zu erhalten. Ryszard GLI-
WINSKI, Bürgermeister der Ge-
meinde Zamosc, formulierte die
Erwartungen der Teilnehmer/

-innen so: „Es kommt darauf an,
wie schnell wir uns den neuen
Verhältnissen anpassen können,
wie schnell wir in der Lage sein
werden, von bewährten Mustern
Gebrauch zu machen. Diesem Ziel
ist auch diese Reise gewidmet.“

Ländliche Räume gewin-
nen mit der EU-Erweite-
rung an Bedeutung

Die Regionen Wesermarsch und
Lublin wurden von Jürgen MUM-

DEY, Oberkreisdirektor des Land-
kreises Wesermarsch, und Jörg
WILKE, Geschäftsführer der Wirt-
schaftsförderung Wesermarsch
GmbH, sowie Prof. Dr. Waldemar
MARTYN, Akademie für Landwirt-
schaft Lublin, Außenstelle Zamo-
sc, vorgestellt. Trotz vieler Unter-
schiede in Bezug auf die geogra-
phische Lage, das landwirtschaft-
liche Potenzial (Bodenqualität,
Vielfalt der landwirtschaftlichen
Produktion etc.) und die regiona-
le Wirtschaftskraft ergab sich eine
Gemeinsamkeit: beide Regionen
sind Randregionen. Die Wojewod-
schaft Lublin bildet seit dem
1. Mai 2004 die östliche Grenze
der erweiterten Europäischen Uni-
on, die Wesermarsch ist an drei
Seiten von der natürlichen Gren-
ze Wasser umgeben. Diese
Grenzlagen stellen eine besondere
Herausforderung für beide Regio-
nen dar.

StS. a. D. Dr. Hans-Hermann
BENTRUP, Vorsitzender des Vor-
standes der ASG, unterstrich die
große Bedeutung praxisnaher In-
formationen für die Bürger/-innen
aus den Beitrittsstaaten, damit die
Instrumente der Agrarpolitik und
der Politik für den ländlichen Raum
voll eingesetzt und die von ihnen
erwarteten Wirkungen entfalten
könnten. „Jede Region verfügt über
eine unterschiedliche Ausgangs-Die Teilnehmer/-innen erhofften sich viele Informationen und Anregungen
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lage, über unterschiedliche Stär-
ken und Schwächen. Deshalb
muss die Antwort auf einen per-
manenten Strukturwandel in einer
Region auch immer anders aus-
sehen als die in einer anderen
Region“, gab er zu bedenken.

Über grundsätzliche Aspekte
und Rahmenbedingungen der
GAP informierte Dr. Willi SCHULZ-
GREVE, Europäische Kommissi-
on, Generaldirektion Landwirt-
schaft, Brüssel. U. a. berichtete
er über EU-Maßnahmen zur länd-
lichen Entwicklung und skizzier-
te eine finanzielle Vorausschau für
die Jahre 2007 bis 2013. Mit der
EU-Erweiterung nehme die Be-
deutung der ländlichen Räume in
der EU 25 erheblich zu. Gegen-
wärtig lebten in den Beitrittslän-
dern etwa doppelt so viele Men-
schen in den ländlichen Räumen
wie in den alten EU-Mitgliedsstaa-
ten. Der Anteil des ländlichen Rau-
mes der zehn Beitrittsländer al-
lein liege über dem Anteil in der
EU 15 und die Zahl der in der Land-
wirtschaft Beschäftigten sei in der
EU um mehr als das Doppelte
gestiegen. Dr. Schulz-Greve wies
darauf hin, dass im Zuge der Re-
form der GAP zukünftig der För-
derung des ländlichen Raumes
mehr Bedeutung beigemessen
werde. In diesem Zusammenhang
berichtete er von den Ergebnissen
der 2. Europäischen Konferenz
über ländliche Entwicklung in
Salzburg im November 2003, die
bei der Kommission Gehör gefun-
den hätten: Das Verfahren zur An-
tragstellung auf Fördermaßnah-
men für ländliche Räume sowie
deren Abwicklung soll nach dem
Willen der Salzburger Konferenz
stark vereinfacht werden. Darüber
hinaus sollen alle Gebiete der EU
die Möglichkeit zur Förderung des
ländlichen Raumes haben, und
nicht, wie ursprünglich geplant,
nur die am wenigsten entwickel-
ten Regionen. Der Vertreter der
Kommission wies ausdrücklich
darauf hin, dass gebietsbezoge-
ne Konzepte zur ländlichen Ent-
wicklung, die unter Einbeziehung
vieler Interessengruppen entstan-

den seien, eine zwingende Vor-
aussetzung für die Förderung
durch europäische Programme
darstellten.

Wie solche gebietsbezogenen
Konzepte in der Region Weser-
marsch und in den benachbarten
Landkreisen aussehen, stellte
Egon BARTHEL, Abteilungsleiter
der GfL Planungs- und Ingenieur-
gesellschaft GmbH/Grontmij
A & T GmbH, Bremen, vor. Zu den
Arbeitsgebieten
der GfL gehöre
die Erstellung von
Konzepten zur
Dorferneuerung,
einem EU-an-
teilsfinanzierten
Förderprogramm
in Niedersach-
sen. Bei diesem
Programm gehe
es darum, einen
Funktionswandel
des Dorfes plane-
risch und organi-
satorisch zu un-
terstützen. Als
Beispiel einer integrierten ländli-
chen Entwicklung stellte Barthel
die agrarstrukturelle Entwick-
lungsplanung in der Weser-Ocht-
rum-Niederung vor. Dieses Gebiet
umfasse drei Landkreise und ver-
folge das Ziel, die sich ändernden
Ansprüche der Verkehrsplanung
aufgrund wachsender Bautätigkeit
in den Dörfern mit den Erforder-
nissen der naturschutzfachlichen
Planung in Einklang zu bringen.
Beide Handlungsfelder berührten
die Interessen der Landwirtschaft,
deshalb sei die Planung von Be-
ginn an gemeinsam mit der Land-
wirtschaftkammer Weser-Ems
durchgeführt worden. Im Ergebnis
sei eine Lösung zur Ausweisung
von Baugebieten, einer Trassen-
führung für eine neue Umgehungs-
straße und die Flurneuordnung der
landwirtschaftlichen Nutzflächen
gefunden worden, die die Interes-
sen vieler örtlicher Akteure berück-
sichtige.

Michael KIX, Niedersächsi-
sches Ministerium für den ländli-

chen Raum, Ernährung und Land-
wirtschaft, stellte die Förderung
des ländlichen Raums mit öffent-
licher Unterstützung vor. Die Mehr-
zahl der niedersächsischen För-
derprogramme werde aus Mitteln
der Europäischen Kommission,
des Bundes und des Landes Nie-
dersachsen finanziert. Die Euro-
päische Kommission beteilige
sich beispielsweise mit 550 Mio. •
an dem Förderprogramm „Pro
Land“, der Bund, das Land, kom-

munale Gebietskörperschaften
sowie private Investoren stockten
das Budget auf rund 2 Mrd. • auf.
Mit Hilfe dieses Förderprogramms
würden in Niedersachsen Investi-
tionen sowie Bildungs- und Quali-
fizierungsmaßnahmen in über 40
Einzelprogrammen begleitet.

Für die polnischen Teilnehmer/
-innen war von besonderem Inter-
esse, dass die EU-Kommission
mit ihren Förderprogrammen einen
Rahmen für die Gestaltung von
Landesprogrammen vorgibt, den
die Regionen, z. B. die Bundes-
länder, durch eigene Vorschläge
konkretisieren müssen. Dazu wür-
den in Niedersachsen Programm-
vorschläge mit Vertreterinnen und
Vertretern aus Politik, Verwaltung,
Wirtschaft (Arbeitgeber und Ge-
werkschaften) sowie Institutionen
aus dem Umwelt- und Sozialbe-
reich abgestimmt. Diese Vorge-
hensweise nach dem bottom-up-
Ansatz führe zu einer größeren
Akzeptanz der Fördermittelverga-
be. Als Beispiele nannte Kix die

Die Veranstaltung wurde unterstützt von:

Europäische Union, Brüssel

Bundesagentur für Arbeit, Göttingen

Grontmij A&T GmbH, Bremen

Landesvereinigung der Milchwirtschaft Niedersachsen
e. V., Hannover

Niedersächsische Landgesellschaft mbH, Hannover

Stiftung für deutsch-polnische Zusammenarbeit, War-
schau

Wirtschaftsförderung Wesermarsch GmbH, Brake
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Programme „Pro Land“ und die
Umsetzung der Gemeinschaftsin-
itiative LEADER + in Niedersach-
sen.

Marlis PULS, MCON Dieter
Meyer Consulting, Oldenburg, er-
läuterte die Planung, Begleitung
und Umsetzung von verschiede-
nen EU-Programmen aus Sicht
der Beratung. Zwei grundsätzliche
Überlegungen kennzeichneten ih-
ren Beitrag: Wie beispielsweise
die Weser-Ems-Region zu einem
Fördergebiet werden könne und
welche methodischen Ansätze bei
der Nutzung von EU-Fonds not-
wendig seien? Ihre 15-jährige Er-
fahrung mit EU-Mitteln bestätige,
dass eine fundiert durchgeführte
Stärken-Schwächen-Analyse un-
ter Beteiligung vieler gesellschaft-
licher Gruppen von entscheiden-
der Bedeutung sei. Da es sich bei
der EU-Förderung immer nur um
eine Anteilsfinanzierung handele,
erfahre die Suche nach ausrei-
chend Eigenmitteln eine immer
größere Wichtigkeit. Die Einhal-
tung von EU-Vorschriften im Zu-
sammenhang mit der Inanspruch-
nahme von EU-Fördergeldern, wie
z. B. Wettbewerbs-, Beihilferecht,
Ausschreibungspflicht, erschwe-
re die Umsetzung von EU-Pro-
grammen, da diese Vorschriften

sehr umfangreich und kompliziert
seien. Deshalb müssen alle Be-
teiligten im Umgang mit den „EU-
Spielregeln“ sehr vertraut sein. Für
ein erfolgreiches Umsetzen von
EU-Förderprogrammen spiele das
Vertrauen aller Beteiligten unter-
einander eine große Rolle. Dieses
Vertrauen werde durch eine gute
Kommunikation und eine kontinu-
ierliche Transparenz im Planungs-
und Entscheidungsprozess ge-
schaffen.

Thorsten HIETE und Joseph HIN-
NERS, Niedersächsische Land-
gesellschaft mbH (NLG), stellten
die Vorgehensweise beim Flächen-
management sowie das Konzept
eines Ausgleichspools für Kom-
pensationsflächen vor. Am Bei-
spiel der Umsetzung eines sol-
chen Planungskonzeptes zeigten
sie, wie durch gezielten Flächen-
ankauf eine Flurneuordnung unter-
stützt und gleichzeitig dem Inter-
esse einer Gemeinde bei der Er-
schließung neuer Baugebiete
entgegen gekommen werde.

Betriebsbesichtigungen
stimmen Teilnehmer/
-innen optimistisch

Eine Exkursion zum Thema
Milchwirtschaft führte zu mehre-

ren Betrieben. Die Landesvereini-
gung Milchwirtschaft e.V. stellte
einen 93 ha-Betrieb mit einer 70-
köpfigen Milchviehherde plus
Nachzucht (insgesamt 210 Tiere)
vor, der von dem Betriebsleiter und
seinen Eltern bewirtschaftet wird.
Da sich der Arbeitkräftebesatz
deutlich von dem der landwirt-
schaftlichen Betriebe im östlichen
Teil Polens, wo Familienbetriebe
durchschnittlich 4 bis 5 ha Land
bewirtschaften, unterscheidet,
waren besonders die Landwirte
skeptisch, ob der Betriebsleiter-
familie bei dem geringen AK-Be-
satz noch Freizeit bliebe und in-
formierten sich ausführlich über
die Betriebsorganisation. Große
Aufmerksamkeit schenkten die
Praktiker der Melktechnik und der
Ausstattung der Milchkammer, die
sie im Hinblick auf die Umsetzung
EU-einheitlicher technischer Stan-
dards in der Landwirtschaft inter-
essierten. Bei der Besichtigung
wurde deutlich, dass die polni-
schen Landwirte z. T. von unrea-
listisch hohen Anforderungen ge-
hört hatten. Sie gingen beispiels-
weise davon aus, dass in allen
Ställen aus hygienischen Gründen
die Wände vollständig gefliest sein
müssten. Nach der Betriebsbe-
sichtigung war bei vielen eine deut-
liche Erleichterung zu spüren und

die Zuversicht zu hören, „das
schaffen wir auch in ein paar
Jahren“.

Der Besuch der Molkereige-
nossenschaft Ammerland eG
führte zu einer der modernsten
europäischen Molkereien, in
der jährlich 530 Mio. kg Milch
von 1 900 Bauernhöfen angelie-
fert werden. Die 400 Beschäf-
tigten verarbeiten diese zu
Frischmilch, Käse, Butter, Ma-
germilchpulver, Joghurt und
Sahne. Überraschend war bei
dem Gang durch die Produkti-
onshallen, dass kaum Men-
schen zu sehen waren, weil die
meisten Produktionsprozesse
computergesteuert ablaufen.
Die Vermutung, dass die Anla-
ge eventuell ausgefallen sei,
wurde in der letzten Halle wi-
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derlegt, wo ein Stück Käse nach
dem anderen aus dem Salzbad
per Fließband zur Endverpackung
transportiert wurde.

Einen eindrucksvollen Kontrast
bot die Bio-Käserei BUTENDIEK
in Seefeld. Die gesamte Milch des
90 ha Bio-Betriebes wird in der
eigenen Käserei zu Schnitt- und
Frischkäse verarbeitet und über
Wochenmärkte, Naturkostläden
und den Bio-Großhandel in ganz
Norddeutschland vertrieben. Da-
mit gehört der ökologische Be-
trieb, der je nach Kundenwün-
schen Käse in verschiedenen Va-
riationen herstellen kann, zu den
Großen unter den Direktvermarkt-
ern. „Der Preisverfall bei der Milch
veranlasste uns zu neuen Überle-
gungen. Anfang der 90er Jahre
haben wir probiert, aus betriebs-
eigener Milch Käse herzustellen.
Die ersten Versuche, eine einheit-
liche Qualität zu erreichen, sind
völlig fehlgeschlagen“, beschrieb
Cornelia CORNELIUS-BRUNS die
Anfänge der Betriebsgeschichte.
„Dann lief die Vermarktung über
umliegende Märkte recht gut, aber
die Auflagen für betriebseigene
Käseherstellung, insbesondere für
Frischkäse, wurden immer kost-
spieliger. So mussten wir die Ent-
scheidung treffen, zu investieren
und den Absatz zu erhöhen oder
die Herstellung von Frischkäse
einzustellen. Wir haben uns für
das Erste entschieden.“

Ein Beispiel für einen kleineren
Direktvermarktungsbetrieb stellte
der Hof COLDEWEY dar, ein vom
Bundesministerium für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Land-
wirtschaft geförderter Demonstra-
tionsbetrieb für ökologischen
Landbau. Hier werden die ökolo-
gische Landwirtschaft nach Bio-
land-Richtlinien und die eigene
Käse- und Wurstherstellung mit
dem Angebot von Urlaub auf dem
Bauernhof verbunden. Der Betrieb
gehört mit seinen 35 ha zu den
kleineren Höfen der Region. Auch
dieser Betrieb verfügt überwiegend
über absolutes Grünland, eine
Milchviehherde und Schweine. Die

selbst herge-
stellten Käse-
und Wurstwaren
werden auf Wo-
chenmärkten
der näheren Um-
gebung, über ei-
nen Hofladen,
über die Internet-
Plattform „Bau-
ernfrische.de“
und an Ferien-
gäste verkauft.

Der Bauern-
markt in Olden-
burg hat die
Rechtsform ei-
nes Vereins, in
dem 26 Betriebe
zusammenge-
schlossen sind,
die gemeinsam
einmal in der
Woche auf ei-
nem zentralen
Platz in der Ol-
denburger Fuß-
gängerzone ihre
Produkte aus bi-
ologischer und
konventioneller
Produktion ver-
kaufen. Der See-
felder Landfrauenmarkt an jedem
ersten Sonntag im Monat ist eine
weitere ortsnahe Verkaufsmög-
lichkeit, bei der neben landwirt-
schaftlichen auch andere regiona-
le Produkte angeboten werden.
Ziel des bis jetzt geförderten Pro-
jektes „Bauernfrische.de“ ist es,
Verbraucher/-innen der nieder-
sächsischen Küstenregion zwi-
schen Wilhelmshaven, Oldenburg
und Bremerhaven über das breite
Angebot der Direktvermarkter zu
informieren und auch die Einkaufs-
möglichkeit per Mausklick zu nut-
zen. Die Waren werden dann von
einem Lieferdienst direkt zu den
Kunden gebracht.

„Das Beispiel ‘Bauernfrische.de’
fand ich sehr interessant. Ich wer-
de versuchen, unsere Internetsei-
te anders zu gestalten“, resümier-
te Beata KOWALCZYK, stellv.
Schulleiterin des landwirtschaftli-

chen Schulzentrums in Lublin.
Dieses Schulzentrum verfügt als
eines von ganz wenigen in Euro-
pa über eine Imkereifachschule.
Deshalb war für Beata Kowalczyk
der Besuch der Imkerei RIEKEN,
Schweiburg, von besonderem In-
teresse. Die ca. 200 Bienenvölker
der Imkerei sind über ganz
Deutschland verteilt und liefern
das Rohprodukt für Honig, Honig-
bonbons, Wachs und Kerzen, die
z. B. über den eigenen Hofladen
und auch auf dem Bauernmarkt
in Oldenburg verkauft werden. Fa-
milie Rieken hatte schon häufiger
Praktikantinnen aus der Region
Lublin zu Gast, so dass schnell
ein Anknüpfungspunkt gefunden
war.

Auf dem konventionell bewirt-
schafteten Betrieb EICKHORST,
Sandhatten, konnte die Besucher-
gruppe den Anbau von Beeren-

Die Imkereimeisterin Maria Rieken erläutert die betriebseigene
Honigverarbeitung
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obst, die betriebseigene Verarbei-
tung zu Konfitüren, Säften und
Weinen sowie den Hofladen mit
einem reichhaltigen Nahrungsmit-
telangebot besichtigen. Der Hof ist
nicht nur im Heimatort südlich von
Oldenburg bekannt, sondern gilt
überregional als ein Spezialist in
Sachen Direktvermarktung von
Beerenobst. In 20-jähriger Erfah-
rung hat sich der Betrieb einen
bundesweiten Kundenkreis aufge-
baut. Den Verkaufswagen des
Hofes traf die Gruppe auf dem Ol-
denburger Bauernmarkt wieder,
der dort auch weitere hofeigene
Produkte wie Kartoffeln und Spar-
gel anbot.

Zum Thema „Landwirtschaft un-
ter besonderen Bedingungen“ wur-
de ein Sozialer Betrieb besucht.
Der Hof OEGENS, Waddens bei
Nordenham, wird in der Träger-
schaft des CVJM Nordenham ge-
führt und bietet ca. 20 Menschen
mit Behinderungen eine Arbeits-
und Therapiemöglichkeit. Drei
landwirtschaftliche Mitarbeiter mit
sozialpädagogischer Zusatzquali-
fikation leiten die Betreuten im
Umgang mit Kühen, Schweinen
und mit der Agrartechnik an. 1971

begann ein ortsansässiger Pfarrer,
Menschen mit Behinderungen
eine sinnvolle Aufgabe zu geben,
indem er zunächst eine Kuh an-
schaffte. Heute umfasst der Be-
trieb 95 ha mit Grünland und
Ackerbau, 150 Rinder, 20 Ochsen
und 45 Muttersauen. „Gerade die
Schweinehaltung mit der Möglich-
keit einer intensiven Beziehung
zwischen Mensch und Tier hat für
uns einen sehr hohen therapeuti-
schen Wert“, erklärt Betriebslei-
ter Mathias BRANDNER. Einige
der Betreuten sind schon viele
Jahre auf dem Hof, die bei ande-
ren sozialen Einrichtungen nicht
eingegliedert werden konnten.

Das Thema „Landwirtschaft un-
ter besonderen Bedingungen“ be-
zieht sich auch auf eine nachhal-
tige Landbewirtschaftung. In dem
bodenökologischen Labor, Lem-
werder, wurden den Besuchern/-
innen Bedeutung und Untersu-
chungsmethoden von Bodenpro-
ben erläutert und gezeigt. Am
Beispiel einer Mutterkuhherde
lernten sie die extensiven Nut-
zungsmöglichkeiten von ökologi-
schen Grenzstandorten unter den
Bedingungen des derzeitigen Prä-

miensystems kennen. Hof BA-
KENHUS, ein Demonstrationsbe-
trieb des Oldenburgisch-Ostfriesi-
schen Wasserverbandes
(OOWV), zeigte, wie eine Land-
bewirtschaftung in einem Trink-
wassereinzugsgebiet südlich von
Oldenburg aussehen kann. Der
Betrieb verfügt über eine Herde mit
insgesamt ca. 200 Angus-Rin-
dern, etwa 100 Mastschweinen
und 10 Pensionspferden. Es wer-
den 190 ha bewirtschaftet, davon
sind 130 ha Grünland und 60 ha
Ackerland in der Wasserschutz-
zone III a, was mit erheblichen
Produktionsauflagen verbunden
ist. Das gesamte Betriebsma-
nagement, die Lage sowie die
miteinander verbundene landwirt-
schaftliche Produktion, Verarbei-
tung und Vermarktung unter einem
Dach beeindruckte die polnischen
Gäste sehr, weil es „das beste
Beispiel für eine nachhaltige Land-
wirtschaft, die konsequente Vor-
gehensweise und das zukunftsori-
entierte Denken ist“, kommentier-
te Prof. Martyn.

Der Oldenburger Bauern-
markt als Vorbild für
Zamosc

In Arbeitsgruppen werteten die
Teilnehmer/-innen die Erfahrungen
der Vorträge und der Exkursions-
ziele aus. Die Schlussfolgerung
einer Arbeitsgruppe war, dass die
Vermarktung in der Gemeinde
Zamosc ähnlich wie auf dem Ol-
denburger Bauernmarkt organi-
siert werden könnte. Die Teilneh-
mer/-innen hatten schon einen
Zeitplan entworfen, Zuständigkei-
ten festgelegt und das Konzept
grob skizziert. „Ich bin von den
Ergebnissen in den Arbeitsgrup-
pen beeindruckt. Das Projekt mit
dem Bauernmarkt nach dem Vor-
bild von Oldenburg wird durchge-
führt. Wenn alle zusammen arbei-
ten, können wir sehr viel errei-
chen“, sagt Zbigniew STERNIK,
Leiter des Gemeindeamtes in Za-
mosc. Auch andere konkrete Er-
gebnisse aus den Arbeitsgruppen
sprechen für die gelungene Zu-
sammensetzung der Gruppe und

Besichtigung des Melkstandes auf dem CVJM-Hof, einer Einrichtung für Menschen mit
Behinderungen
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dafür, dass mit dem Programm
viele Denkanstöße vermittelt wer-
den konnten. Einig waren sich alle
darin, dass die Zusammenarbeit
zwischen der Gemeinde Zamosc
und der Wojewodschaft Lublin mit
der ASG ausgebaut werden soll-
te. Ein ebenfalls erfreuliches Er-

gebnis war, dass die Teilnehmer/
-innen die Gelegenheit genutzt
hatten, Möglichkeiten einer Zu-
sammenarbeit auszuloten. Beata
Kowalczyk: „Ich habe viele neue
Kontakte erworben, die für meine
Schule sehr wichtig sein können.
Ich meine hier die Lublin Develop-

ment Foundation (anwesend war
der Direktor der Stiftung), die uns
bei der Suche nach Fördermitteln
für die Schule behilflich sein kön-
nen oder die Familie Rieken (Im-
kerei), wo unsere Schüler seit Jah-
ren Praktika absolvieren. Ich fah-
re sehr zufrieden nach Hause.“

ASG veranstaltet deutsch-polnische Fachtagung in Polen

Das europäische Agrarmodell und Handelsliberalisierung:
Stand und Perspektiven für Landwirtschaft und ländliche
Räume

Die ASG führt in der Zeit vom 4. bis 8. Oktober 2004 in der Region Posnan (Posen)/Kalisz eine dreitägige
deutsch-polnische Fachtagung durch. Die Veranstaltung gliedert sich in Vorträge, Fachexkursionen und
themenorientierte Arbeitsgruppen. Der Ablauf wird deutsch und polnisch simultan/konsekutiv übersetzt.

Landwirtschaft und ländliche Räume stehen derzeit europaweit vor großen Herausforderungen. Globali-
sierung, WTO, EU-Agrarreform, Strukturwandel, Einkommens- und Wettbewerbssituation und hohe Ar-
beitslosenquoten sind nur einige Stichpunkte. Mit der EU-Osterweiterung gleichen sich die Rahmenbedin-
gungen in 25 Mitgliedsstaaten sukzessiv an. Die Ausgangssituationen sind in den einzelnen Staaten je-
doch sehr unterschiedlich. Ausgehend vom Entwicklungsstand der Landwirtschaft und der ländlichen Räu-
me soll mit der Tagung ein Blick auf die künftigen Entwicklungserfordernisse geworfen werden. Dabei
stehen die Situationen und erforderlichen Weichenstellungen in den beiden Mitgliedsstaaten Deutschland
und Polen zu den aktuellen agrarpolitischen Entwicklungen im Mittelpunkt. Folgende Fragen werden ange-
sprochen:

• Welche Herausforderungen ergeben sich für die polnische Agrarwirtschaft durch die stärkere Einbindung
in die europäische Agrarpolitik?

• Welche Auswirkungen ergeben sich für die deutsche und polnische Agrar- und Ernährungswirtschaft im
Zuge einer  zunehmenden Handelsliberalisierung?

• Welche Erwartungen haben multilaterale Organisationen und Entwicklungsländer an die europäische und
internationale Agrarpolitik und wie binden sich diese in die jeweiligen nationalen Positionen ein?

Im Rahmen der Fachexkursion werden Produktions-, Verarbeitungs- und Vermarktungsformen unterschied-
lich strukturierter konventioneller, ökologisch oder regional wirtschaftender landwirtschaftlicher Betriebe
vorgestellt. Des Weiteren werden Maßnahmen zur Land- und Regionalentwicklung sowie vor- und nachge-
lagerte Betriebe der Landwirtschaft (z. B. aus der Futtermittel- und Lebensmittelbranche) besichtigt.

Die Tagung richtet sich in besonderem Maße an Expert/-innen aus Verwaltung, Verbänden, Politik, Wis-
senschaft und Beratung, die in ihrer Arbeit mit Fragen der Entwicklung in Landwirtschaft und ländlichen
Räumen befasst sind. Ziel der Veranstaltung ist es, vor dem Hintergrund der GAP und einer weiteren Agrar-
Liberalisierung agrarpolitische Reformen in Polen und Deutschland kennen zu lernen. Konzeptionelle An-
sätze zur Umsetzung der GAP in Polen werden als weiteres Ziel angestrebt. Mit der Veranstaltung wird der
Dialog zwischen beiden Staaten in Fragen der zukünftigen Entwicklung der Landwirtschaft und der ländli-
chen Räume unterstützt.

Die Teilnehmerzahl der Tagung ist begrenzt. Bitte melden Sie Ihr Interesse an der Teilnahme
bei der ASG an. Der Kostenbeitrag der von der EU geförderten Veranstaltung beträgt ca. 180 •.
Hierin sind enthalten: 3 Übernachtungen (EZ), Verpflegung, An- und Abreise (zentraler Abfahrts-
ort) sowie die Teilnahme an allen Veranstaltungsteilen.

Das ausführliche Programm ist zzt. in Planung. Weitere Informationen bei: ASG, Thomas König,
Tel.: 0551/49709-22, Fax: 0551/49709-16, E-Mail: asggoe@gwdg.de
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Agrarpolitik

Neues von der agrarpolitischen Bühne:

Politik verträgt sich, Politik schlägt sich
beleuchtet von Rainer Münch

Diese Lösung ist nicht überra-
schend, da sie so oder so ähnlich
bereits seit Monaten diskutiert
wurde und im Grunde zu keiner
Zeit wirklich strittig war. Überra-
schend ist eher, dass dafür ein
Vermittlungsverfahren nötig war.
Auch das stundenlange Tauziehen
um die Cross-Compliance-Be-
stimmungen und ein Streit um so
weltbewegende Fragen wie etwa,
ob die notwendige Verordnung im
Einvernehmen oder doch bloß im
Benehmen mit dem Umweltminis-
ter vorgelegt werden muss, mutet
etwas befremdlich an, zumal jede
Verordnung ohnehin der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf.
Festgelegt wurde allerdings, dass
Deutschland bei den Verpflichtun-
gen im Umweltschutz nicht über
die Brüsseler Vorgaben hinaus-
geht. Angesichts der sattsam be-
kannten Neigung der Bundesland-
wirtschaftsministerin zu nationa-
len Alleingängen dürfte diese Klar-
stellung die Landwirte etwas ruhi-
ger schlafen lassen. Nunmehr
kommt es so, wie es sich der
Bund und eine überwiegende
Mehrheit von 13 Bundesländern
bereits im November letzten Jah-
res vorgenommen hatten:
Deutschland setzt den beschlos-
senen „Paradigmenwechsel“ in der
EU-Agrarförderung in Form einer
Kombination aus jeweils von der
Produktion entkoppelten  flächen-
bezogenen und betriebsindividuell
zugewiesenen Prämienrechten
um, bevor dann 2013 auf Länder-
ebene Prämien in gleicher Höhe
für jeden Hektar  landwirtschaft-
lich genutzte Fläche (LF) gezahlt
werden. Wie sich das auf die Pro-
duktion und vor allem die Agrar-
struktur auswirken wird, wird sich
zeigen – spannend wird’s allemal.

Grüne Gentechnik

Waren bei der Diskussion um
die Umsetzung der Agrarreform die
Grenzen zwischen den politi-
schen Lagern zum Teil nur sehr
schwer bis gar nicht zu erkennen,
sind die Fronten bei der grünen
Gentechnik klar. Die einen wollen
sie nicht und weil sie sie nicht
mehr verhindern können, wollen
sie ihr zumindest viele dicke Stei-
ne in den Weg legen. Die ande-
ren wollen die grüne Gentechnik
auch in Deutschland und ihr des-
wegen möglichst viele Steine aus
dem Weg räumen. Bezeichnend
ist, dass der Bundesrat mehr als
100 Änderungswünsche zum Ge-
setzentwurf der  Bundesregierung
vorbrachte. Offensichtlich däm-
merte der rot-grünen Regierungs-
koalition, dass ein Kompromiss
mit der Opposition in Sachen Gen-
technik sehr viel Mühe kosten
würde, wenn er denn überhaupt zu
erreichen wäre, so dass man sich
kurzerhand entschloss, es ohne
die anderen zu machen.
Insbesondere für die kleinere Re-
gierungspartei hat das zudem den
angenehmen politischen Neben-
effekt, sich als Bändiger einer
nach landläufiger Meinung nicht
zu bändigenden Technologie pro-
filieren zu können.

Zwar hatten SPD und Grüne
bereits seit längerem keinen Hehl
daraus gemacht, ihr ursprünglich
zustimmungspflichtiges notfalls in
ein zustimmungsfreies Gentech-
nikgesetz umzuändern, um so ei-
ner Blockade durch den Bundes-
rat zu entgehen. Den dazugehöri-
gen 40-seitigen Änderungsantrag
ließen sie den Abgeordneten der
Opposition allerdings erst am
Abend vor der entscheidenden

EU-Agrarreform

Am Ende waren alle zufrieden:
Die Regierungsseite sieht ihre
„Agrarwende“ nunmehr auch in der
EU-Agrarpolitik und deren Umset-
zung in Deutschland verwirklicht
– obwohl die Entkopplung als
Kernstück der Reform der vorläu-
fige und logische Endpunkt eines
Prozesses ist, der 1992 mit der
Mc Sharry-Reform eingeleitet wur-
de und in erster Linie eine Reakti-
on auf den Druck der internatio-
nalen Handelspartner ist. Die Op-
position reklamiert, Schlimmeres
für die Bauern verhindert zu ha-
ben – obwohl sie bis zum Schluss
in zentralen Punkten keine ein-
heitliche Position hatte und eini-
ge Länder so gut wie keine ihrer
Vorstellungen durchsetzen konn-
ten. Wie dem auch sei, nach zwei
Verhandlungsrunden erzielten die
Agrarpolitiker in der vom Vermitt-
lungsausschuss eingesetzten Ar-
beitsgruppe zur Umsetzung der
EU-Agrarreform Einvernehmen in
den zuletzt noch strittigen Fragen.
Wichtigstes Ergebnis: Die Ab-
schmelzung der zunächst be-
triebsindividuell zugewiesenen
Prämienrechte und damit der
Gleitflug in die regional einheitli-
che Flächenprämie beginnt nicht
bereits 2007, sondern erst 2010
und mit 10 % zunächst moderat.
Eine Sonderregelung für die Milch-
prämie in der Form, dass sie nicht
in den Gleitflug einbezogen, son-
dern bei den Milchviehbetrieben
verbleibt, wie es vor allem der Bau-
ernverband vehement gefordert
hatte, wird es nicht geben. Damit
bekommen die Bauern etwas
mehr Zeit, sich auf die Umvertei-
lung einzustellen.
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Sitzung zukommen. Geradezu
als böswillig muss gewertet wer-
den, dass Deutschland an diesem
Abend sein Auftaktspiel bei der
Europameisterschaft gegen die
Niederlande bestritt und demzu-
folge auch die emsigsten Abge-
ordneten nicht mehr ihre E-Mails
lasen. So überrascht es nicht,
dass die Opposition am nächsten
Morgen zunächst überrascht und
anschließend ziemlich verärgert
war. Im ansonsten für seine Sach-
lichkeit gerühmten Ernährungsaus-
schuss kam es zum Eklat, Union
und FDP verließen unter Protest
den Sitzungssaal – und Rot-Grün
beschlossen ihr geändertes Gen-
technikgesetz.

Im Mittelpunkt steht die Haf-
tungsregelung. Demzufolge haften
Anbauer von gentechnisch verän-
derten Pflanzen für wirtschaftliche
Schäden, die ihren gentechnikfrei
wirtschaftenden Berufskollegen
durch Verunreinigungen mit gen-
technisch veränderten Bestandtei-
len in ihrem Erntegut entstehen.
Die Haftung greift auch dann, wenn
sich der Gentechniklandwirt nichts
zu Schulden kommen lassen und
er die Regeln der guten fachlichen
Praxis eingehalten hat. Die Ge-
schädigten müssen auch nicht
nachweisen, von welchem Feld im
Einzelfall die Verunreinigungen
ausgingen. Es reicht, dass dies
möglich war. Matthias Berninger,
seines Zeichens Parlamentari-
scher Staatssekretär im Bundes-
landwirtschaftsministerium be-
gründete die Notwendigkeit dieser
gesamtschuldnerischen, verschul-
densunabhängigen Haftung
überaus anschaulich mit dem Hin-
weis, dass es für Pollen keine
Ohrmarken gebe. Einbezogen in
die Haftung sind auch die Pflan-
zenzüchter. Sie müssen im Rah-
men einer Produktinformations-
pflicht  ihr gentechnisch veränder-
tes Saatgut mit einem Beipack-
zettel versehen, aus dem hervor-
geht, wie die Anforderungen an die
gute fachliche Praxis eingehalten
werden können. Dass den rot-grü-
nen Abgeordneten mit Blick auf die
Landwirte dennoch nicht ganz

wohl bei dieser Haftungsregelung
ist, geht aus einer Entschließung
hervor, die der Bundestag mit ih-
ren Stimmen beschloss. Darin
werden die Lieferanten von gen-
technisch verändertem Saatgut
aufgefordert, die Landwirte im Hin-
blick auf Koexistenzregelungen
haftungsrechtlich freizustellen.

Über die Flächen mit transgenen
Pflanzen soll ein Bundesregister
Auskunft geben. Dabei wird unter-
schieden zwischen einem öffent-
lich zugänglichen Teil, in dem je-
dermann und jedefrau mit guten
und bösen Absichten erfahren
kann, auf welchen Flurstücken ein
Anbau erfolgt. Darüber hinaus kön-
nen benachbarte Landwirte und
Imker, die ein berechtigtes Inter-
esse nachweisen können, in
Kenntnis darüber gesetzt werden,
wer die Gen-Pflanzen jeweils an-
baut. Darüber, wie sich das Ge-
setz für die Landwirtschaft in der
Praxis auswirken wird, gehen die
Meinungen auseinander. Der
Deutsche Bauernverband hat
bereits erklärt, er könne ange-
sichts der beschlossenen Haf-
tungsregelung weiterhin keinem
Landwirt zum Anbau von gentech-
nisch veränderten Pflanzen raten.
Der Bundesverband Deutscher
Pflanzenzüchter sieht gar das
Ende der grünen Gentechnik in
Deutschland noch bevor sie
überhaupt begonnen hat. Es gibt
aber auch andere Stimmen. Für
den SPD-Staatssekretär im Berli-
ner Agrarressort, Dr. Gerald Thal-
heim, ist eine strenge Haftungs-
regelung sogar die Voraussetzung,
dass die grüne Gentechnik all-
mählich Akzeptanz findet.

Landwirtschaft im Bundes-
haushalt 2005

Nach diversen dunklen Andeu-
tungen des Bundesfinanzminis-
ters, die Landwirtschaft im Bun-
deshaushalt 2005 nicht erneut
ungeschoren davon kommen zu
lassen, kommt die Katze jetzt all-
mählich aus dem Sack. Gemäß
dem Motto „the same procedure
as every year“ sollen erneut die

landwirtschaftliche Krankenversi-
cherung mit rund 80 Mio. • und
der steuerbegünstigte Agrardiesel
mit 280 Mio. •. kräftig zur Ader
gelassen werden. Darüber hinaus
sollen die landwirtschaftliche Un-
fallversicherung (LUV) und die
Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes“ um jeweils 50
Mio. • sowie eine Vielzahl von
Kleinposten gekürzt werden. Zwar
wollte „der eiserne Hans“ ursprüng-
lich noch viel stärker zulangen und
beispielsweise die Bundesmittel
zur LUV komplett streichen sowie
der Gemeinschaftsaufgabe
überhaupt kein „frisches Geld“
mehr zur Verfügung stellen. Aber
auch so enthält das Sparpaket
noch schmerzhafte Griffe in die
Portemonnaies der Landwirte. Wie
die Sparsumme von 550 Mio. •
letztlich erbracht wird, wird sich
aber erst im Herbst entscheiden,
wenn der Haushalt parlamenta-
risch beraten wird.

Aus den Reihen der Agrarpoliti-
ker der Koalition ist zu hören, man
werde sich zunächst mit eigenen
Vorschlägen zurückhalten. Noch
zu frisch sind die Erinnerungen
des letzten Jahres. Damals muss-
ten die Abgeordneten das Spar-
paket der Regierung verteidigen,
wurden dafür auf Bauernversamm-
lungen heftig gescholten, setzten
in der Koalition einige Entschär-
fungen durch, um dann festzustel-
len, dass die Opposition, allen
voran Bayerns Ministerpräsident
Edmund Stoiber, im Vermittlungs-
ausschuss sämtliche Kürzungen
zu Lasten der Landwirtschaft vom
Tisch fegte. Um dieses aus Sicht
des Finanzministeriums missliche
Ergebnis nicht erneut zu bekom-
men, sind alle nunmehr geplan-
ten Kürzungen zustimmungsfrei.
Das war zwar auch im vergange-
nen Jahr zum großen Teil so.
Damals gab es jedoch ein großes
Paket und die Vereinbarung, al-
les zusammen zu verhandeln.
„Wer sagt uns denn, dass das in
diesem Jahr nicht wieder so
kommt?“, fragte unlängst ein Ko-
alitionsagrarier.
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Landwirtschaft

Die Situation der Frauen in der Landwirtschaft in
Ost- und Westdeutschland zwischen 1945 und 1989

Katrin Zansinger*

Die Beseitigung der Ungleichheit der Geschlechter ist seit den 90er Jahren ein
wichtiger Bestandteil der EU-Politik, Gender-Aspekte rücken verstärkt in den Vor-
dergrund. Da es bislang nur wenige Studien gibt, die sich mit der Situation der
Frauen in der Landwirtschaft befassen, wurde hierzu im Rahmen einer Diplom-
Arbeit recherchiert. Die Ergebnisse werden im Folgenden vorgestellt.

Angesichts der sehr unter-
schiedlichen Entwicklungen

im geteilten Deutschland wurde
eine getrennte Betrachtung vorge-
nommen. Deutlich wurde, dass
generell Studien fehlen, die sich
mit den in der Landwirtschaft be-
schäftigten Frauen in der DDR
befassen. Sehr viele Arbeiten be-
schäftigen sich dagegen mit den
westdeutschen Bäuerinnen in den
70er und 80er Jahren. Vergleichen-
de Studien zwischen beiden Staa-
ten existieren in Bezug auf Frau-
en in der Landwirtschaft nicht.

Gerade das ländliche Leben und
Arbeiten hat sich im geteilten
Deutschland extrem auseinander
entwickelt, mit einer an dem Fa-
milienbetrieb orientierten Wirt-
schaftsweise auf der einen und mit
einer großmaßstäbigen, nahezu
industrialisierten Produktion auf
der anderen Seite. Es ist daher
sinnvoll, die beiden deutschen Ent-
wicklungen zunächst getrennt
voneinander zu betrachten.

Frauen in der Land-
wirtschaft in der BRD von
1945 bis 1989

Das „westdeutsche Bild“ der
Bäuerin ist sowohl beruflich als
auch soziologisch sehr vielschich-
tig und zumeist mit Vorurteilen
behaftet. Sowohl in früheren Jahr-

zehnten als auch heute hat sich
in anderen Bevölkerungsgruppen
ein romantisch verklärtes oder
negatives Bild der Bäuerinnen fest-
gesetzt, welches nur langsam,
wenn auch stetig, korrigiert wird.
Es stand und steht meist im Ge-
gensatz zu den wirklichen Le-
bensbedingungen und persönli-
chen Einstellungen der betroffenen
Frauen. Innerhalb der Berufsgrup-
pe wandelt sich das traditionelle
Leitbild der Hausfrau, die im Be-
trieb mitarbeitet, aber keine Ent-
scheidungsträgerin ist, zu dem
einer Unternehmerin und Mitarbei-
terin mit eigenständig verwalteten
Arbeitsbereichen.

Agrarsoziale und betriebli-
che Strukturen

Seit den 50er Jahren nahm der
Anteil der Arbeitskräfte, die im
landwirtschaftlichen Sektor arbei-
ten, stetig ab. 1950 arbeitete noch
jeder vierte Erwerbstätige in der
Landwirtschaft, 1986 hingegen
hatten die in der Landwirtschaft
Beschäftigten nur noch einen An-
teil von 5,5 % an der Gesamtzahl
der Erwerbstätigen in der BRD. Die
zunächst am stärksten von der
Abwanderung betroffene Gruppe
war die der familienfremden Ar-
beitskräfte. Die positiven Entwick-
lungen auf anderen Arbeitsmärk-

ten in Bezug auf Arbeitszeiten,
Verdienst, Sozialleistungen etc.
bewog vor allem junge Frauen, die
auf den Höfen als Mägde oder
Hilfsarbeiterinnen wohnten, aus
dem Agrarsektor abzuwandern.
Dies führte innerhalb kurzer Zeit
zu einer Umwälzung der agrarso-
zialen Struktur. War es vor dem
Krieg die Regel, dass Mägde und
Knechte mit auf den Höfen wohn-
ten und arbeiteten, so lebten seit
den 60er Jahren meistens nur noch
die Bauernfamilien auf den Höfen.

Die zusätzliche Rückläufigkeit
der in der Landwirtschaft beschäf-
tigten mithelfenden Familienange-
hörigen ist zum einen auf das seit
den 50er Jahren kontinuierlich
anhaltende Höfesterben zurückzu-
führen. Zum anderen verstärkte
sich die Tendenz, dass die Söh-
ne und Töchter des Betriebsleiter-
ehepaares nicht mehr so stark in
die Landwirtschaft eingebunden
wurden und zunehmend außer-
landwirtschaftliche Berufe wähl-
ten. Da auch Seitenverwandte im
Lauf der Jahrzehnte immer selte-
ner auf den Höfen lebten, ist davon
auszugehen, dass es sich 1989
bei den weiblichen mithelfenden
Familienangehörigen vorwiegend
um die jeweilige Bäuerin, also die
Ehefrau des Betriebsleiters, han-
delte, da der Anteil der Bäuerin-
nen, die selbst Betriebsleiterin

* Katrin Zansinger, Berlin
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waren, verschwindend gering war
und ist.

Typisch für die bäuerliche Le-
bensweise ist die enge Verknüp-
fung von Privatleben und Arbeit.
Trotz der überdurchschnittlich vie-
len Arbeit fühlen sich die meisten
Bäuerinnen nicht überlastet, was
eine besondere Arbeitsethik vor-
aussetzt, Freizeit hat einen viel
geringeren Stellenwert als in an-
deren Bevölkerungsgruppen. Die
prägenden Probleme der bäuerli-
chen Familien in neuerer Zeit sind
deshalb weniger die hohe Arbeits-
belastung, sondern vielmehr Ein-
kommensunsicherheit und Zu-
kunftsproblematik sowie daraus
resultierende Existenzangst.

Arbeitsumfang

Die Arbeit auf einem landwirt-
schaftlichen Betrieb war und ist
sehr aufwändig. Vor allem für die
Ehefrau des Betriebsleiters lässt
sich immer wieder ein vielseitiges
und umfangreiches Arbeitsbild
feststellen, das hohe Flexibilität
und Belastbarkeit erfordert. In den
50er Jahren wurde für die Bäuerin
eine durchschnittliche Arbeitszeit
von 11 Stunden pro Tag festge-
stellt. Auch viele neuere Untersu-
chungen in den 80er Jahren bele-
gen eine tägliche Arbeitsspanne
zwischen 10 und 12 Stunden.

Den wichtigsten Arbeitsbereich
der Bäuerin bildeten der Haushalt
und die Familie, daran hat sich von
1945 bis in die 80er Jahre nichts
verändert. Im bäuerlichen Famili-
enbetrieb hat der Haushalt seine
ursprüngliche Funktion und zen-
trale Stellung in stärkerem Maße
erhalten als in den Familien der
meisten anderen Berufsgruppen.
Zwar sind mit zunehmender Tech-
nisierung im Haushalt auch die
dort anfallenden Arbeiten verein-
facht und rationalisiert worden,
auch wurden die Familien im Lau-
fe der Jahrzehnte kleiner. Aller-
dings sind die Koch-, Ess-, Sau-
berkeits- und Wohnansprüche der
Familien seit dem Krieg kontinu-
ierlich gestiegen und die Kinder-
erziehung und -betreuung hat sich
intensiviert. Hatten die Bäuerinnen
in den 50er Jahren häufig noch
Mägde, Mütter und erwachsene
Töchter, die oft vollwertige Arbeits-
kräfte im Haushalt waren, so ist
es mit der Zeit immer mehr zur
Regel geworden, dass die Frau
des Betriebsleiters die nahezu ein-
zige Haushaltskraft ist. Auch eine
nennenswerte Beteiligung der
männlichen Haushaltsmitglieder
an der Hausarbeit war und ist
nicht üblich.

Ein zweites wichtiges Arbeitsge-
biet der Landwirtsfrau war und ist

die Mitarbeit im landwirtschaftli-
chen Betrieb. Die Mitarbeit der
Frauen in der Landwirtschaft ist
in bäuerlichen Betrieben von jeher
üblich gewesen. Die Bäuerin über-
nimmt im Betrieb in der Regel eine
Vielzahl von teilweise alleinverant-
wortlich ausgeführten Tätigkeiten.
Sie leistet ca. ein Drittel der in den
Betrieben zu bewältigenden Ar-
beit. Traditionell gilt die Stallwirt-
schaft als Frauendomäne, wäh-
rend die Außenwirtschaft als der
Arbeitsbereich des Mannes gilt.
Dies wird vor allem mit der räumli-
chen Nähe zwischen Stall und
Haus begründet. Die Stallarbeit
der Frau umfasste als wichtigste
Arbeitsbereiche das Melken, Füt-
tern, die Jungviehaufzucht sowie
die Geflügel- und Kleinviehhaltung.
Hier zeichnet sich allerdings der
Trend ab, dass mit steigendem
Produktionsumfang und steigen-
der Technisierung die Bäuerin
immer mehr aus „typisch weibli-
chen“ Arbeitsbereichen verdrängt
wird und Ehemänner oder andere
diese Aufgaben übernehmen. Mit
steigender Mechanisierung ver-
schwimmen die Grenzen zwi-
schen Männer- und Frauenarbeit.
CLAUPEIN (1991) stellte außer-
dem fest, dass noch immer „... die
in der Arbeitshierarchie niedrig be-
werteten Arbeiten typische Frau-
enarbeiten sind“.

Vor allem in der Außenwirtschaft
hat die Technisierung stark zuge-
nommen. Deshalb ist hier noch
mehr als in der Stallwirtschaft zu
beobachten, dass die Frau nach
und nach aus den anfallenden Ar-
beitsgängen ausgeschieden ist.
Sie beteiligt sich nur dann an der
Feldarbeit, wenn manuelle Tätig-
keiten erforderlich sind, z. B. bei
der Hackfruchtpflege und zur Zeit
der Ernte.

Auch die geschäftlichen Außen-
kontakte des Betriebes waren und
sind eine Männerdomäne. Sie
unterlagen und unterliegen in den
seltensten Fällen den Frauen al-
lein. Allerdings hat die Zahl der
Frauen, die an wichtigen Entschei-
dungsprozessen beteiligt sind,Den wichtigsten Arbeitsbereich der Bäuerin bilden Haushalt und Familie
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seit den 40er Jahren stetig zuge-
nommen. Auch ist es immer übli-
cher geworden, dass die Ehefrau
des Betriebsleiters die Alleinver-
antwortung für Buchführung,
Schriftverkehr und Kassenführung
trägt.

Einkommen, soziale und fi-
nanzielle Sicherung

In der Regel war und ist die Frau
des Betriebsleiters (wie auch die
Kinder und die Altenteiler) im land-
wirtschaftlichen Betrieb als „mit-
helfende Familienangehörige“ tä-
tig, als solche erscheint sie auch
in den offiziellen Statistiken. Das
bedeutet, dass sie keine Lohnzah-
lungen für die von ihr erbrachten
Arbeitsleistungen erhält. Diese
Tatsache steht im Gegensatz zu
der Bedeutung, die die Arbeit der
Bäuerin für die Einkommenssitu-
ation der Familie hat. Die landwirt-
schaftlichen Betriebe werden in
der Mehrzahl durch beide Ehepart-
ner bewirtschaftet, und die Land-
wirtsfrau hat somit einen großen
Einfluss auf den wirtschaftlichen
Erfolg des Unternehmens. In der
Literatur wird der Beitrag der Bäu-
erinnen zum Haushaltseinkom-
men, den sie durch ihre Mitarbeit
in der Landwirtschaft erwirtschaf-
ten, zumeist zwischen 20 und
30 % eingestuft. Dieser Anteil ist
schwer zu quantifizieren und des-
halb nicht definitiv feststellbar.
Außerdem wird die umfassende
häusliche Reproduktionsarbeit der
Frauen nicht vergütet und zumeist
unzureichend bei der Einkom-
menssituation der Familie berück-
sichtigt. Durch diese Arbeit wird
allerdings erst die Grundlage dafür
geschaffen, dass das Betriebsein-
kommen so reibungslos wie mög-
lich erwirtschaftet werden kann.

Die Landwirte und ihre Familien
sind in einem eigenständigen ag-
rarsozialen Sicherungssystem
abgesichert, das den besonderen
Lebens- und Arbeitsverhältnissen
der landwirtschaftlichen Familien
Rechnung tragen soll. Dies war
nicht immer so. Nach dem Krieg
waren die landwirtschaftlichen

Familien in keinerlei gesetzliche
Versicherungen eingebunden.

Bis 1989 hat sich so gut wie gar
nichts an dem Trend verändert,
dass der größte Teil der Betriebs-
leiterehefrauen über den Ehemann
mitversichert ist. Die Frauen sind
in der Regel nur „als Mithelfende
ohne formales Arbeitsverhältnis“
von der sozialen Gesetzgebung
erfasst, wodurch Unzulänglichkei-
ten der Versorgung im Vergleich
zum betriebsleitenden Ehemann
(oder auch zur außerlandwirt-
schaftlich erwerbstätigen Ehefrau)
entstehen.

Die Leistungen der landwirt-
schaftlichen Alterskassen waren
seit jeher gering und fungieren nur
als Altershilfe, die allenfalls die
Institution des Altenteils ergänzen
kann. Außerdem ist ihre Auszah-
lung an die Abgabe des Betriebes
gebunden. Bei Aufteilung des Al-
tersgeldes auf beide Ehepartner
erhält der Anspruchsberechtigte
zwei Drittel des Altersgeldes, sein
Ehegatte ein Drittel, was einer
Diskriminierung der umfangrei-
chen arbeitswirtschaftlichen Leis-
tungen von Bäuerinnen in Haus
und Hof gleichkommt. Außerdem
haben die Bäuerinnen im Fall ei-
ner Erwerbs- oder Berufsunfähig-
keit keine Ansprüche gegenüber
dem Versicherungsträger. Sozia-
le Härten können beim vorzeitigen
Tod des Betriebsleiters auftreten,
da die Hinterbliebenenrente aus
dem Altersgeld erst ab dem 60.
Lebensjahr der Witwe ausgezahlt
wird.

In der landwirtschaftlichen Un-
fallversicherung verfügt die Frau
über einen bedingten Versiche-
rungsanspruch, da der Haushalt
als Teil des Unternehmens be-
trachtet wird. So sind Arbeitsun-
fälle, die der Frau im Betrieb und
im Haushalt zustoßen, weitestge-
hend versichert.

Auch bei der gesetzlichen Kran-
kenversicherung ist der Großteil
der Bäuerinnen als Ehefrau des
landwirtschaftlichen Unterneh-
mers über diesen mitversichert.

Allerdings ist die Versicherung der
betroffenen Bäuerinnen in diesem
System sehr kostengünstig gere-
gelt. Sie ist mitversichert, ohne
dass der Betrieb den doppelten
Beitragssatz zahlen muss. Im
Krankheitsfall besteht kein An-
spruch auf Krankengeld, dafür aber
auf eine von der Krankenkasse
bezahlte Betriebs- oder Haushalts-
hilfe.

Am 1. Januar 1995 wurde ein
neues Agrarsozialreformgesetz
verabschiedet, das die Position
der Frauen in der Landwirtschaft,
vor allem die der Bäuerinnen,
stärkt. Eine wichtige Neuerung
dieses Gesetzes war auch die
Einführung der Pflegeversicherung
für Landwirte.

Die besitzrechtlich schlechte
Position der eingeheirateten Bäu-
erin ist traditionell. In Vorkriegs-
zeiten und auch lange nach dem
Zweiten Weltkrieg waren gerech-
te Eheverträge nicht üblich, um die
Hofsubstanz zu schützen. Mit der
Zeit wurden die Rechte der Bäue-
rinnen zwar nach und nach ge-
stärkt, von einer besitzrechtlichen
Gleichstellung der Frauen auf den
landwirtschaftlichen Betrieben
kann aber noch lange keine Rede
sein. Obwohl die gesetzliche Erb-
schaftsregelung seit mehreren
Jahrzehnten die Übertragung von
Eigentum sowohl an männliche als
auch weibliche Nachkommen vor-
sieht, werden vorwiegend patrili-
neare Erbformen praktiziert. Die-
se Vererbung wird u. a. dadurch
sicher gestellt, dass der einheira-
tende Teil, also zumeist die Bäu-
erin, das in einen Hof eingebrach-
te Vermögen nur noch in wenigen
Sonderfällen und dann in Geldform
zurückfordern kann und mit dem
Eintreten des Erbfalles ganz zu-
gunsten der Kinder auf die Rück-
forderung des Eingebrachten und
auf ihr gesetzliches Erbrecht ver-
zichtet. 1989 waren noch weit über
90 % der Bäuerinnen formaljuris-
tisch nicht an der Betriebsführung
beteiligt, was bei einer Scheidung
gravierende negative Konsequen-
zen für die sozialökonomische
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Situation der Landwirtsfrauen nach
sich zog.

Bildung

In der Nachkriegszeit war die
Situation des Schulsystems in
Deutschland vor allem auf dem
Land sehr schlecht. Der Schulbe-
such endete für die meisten Mäd-
chen nach der achtjährigen Volks-
schule. Ihre Arbeitskraft war auf
den Höfen unabdingbar, vielfach
wurde nur den Söhnen, die den
elterlichen Hof verließen, ein hö-
herer Bildungsweg ermöglicht.
Anfang der 60er Jahre zeichnete
sich dann eine Trendwende ab.
Durch Verbesserung der Infra-
struktur, Erholung der wirtschaft-
lichen Situation und die sich ab-
zeichnende Wandlung in der Den-
kungsweise der jüngeren Genera-
tion strebten immer mehr aus der
Landwirtschaft stammende junge
Frauen einen höheren Bildungs-
weg an, auch mit wachsender
Zustimmung der Elterngeneration.
In den 80er Jahren hatte sich das
Schulbildungsniveau der aus der
Landwirtschaft stammenden jun-
gen Frauen nahezu dem Durch-
schnitt der weiblichen Gesamtbe-
völkerung angeglichen, es lag
sogar über dem ihrer Ehemänner.

Eine hauswirtschaftliche Ausbil-
dung war in der BRD lange Zeit
die typische Ausbildungsform auf
dem Weg zur Bäuerin, also zur
Ehefrau eines Hoferben. Die An-
sicht, dass auch Mädchen eine
Berufsausbildung machen sollten,
fehlte in den meisten Bauernfami-
lien bis in die 50er Jahre hinein
völlig. Für die Mehrheit der Bau-
erntöchter war die Leitung eines
Haushaltes in Verbindung mit der
Leitung eines landwirtschaftlichen
Betriebes die berufliche Zukunfts-
perspektive. Eine Verbesserung
der Qualifikationssituation fand
zunächst im Laufe der 50er Jahre
statt, indem die Bauerntöchter
zunehmend in der ländlichen
Hauswirtschaft eine richtige Leh-
re und einen Berufsabschluss
machten. Eine Ausbildung in ei-
nem anderen Beruf oder gar ein

Hochschulstudium
war jedoch nur für ei-
nen verschwindend
geringen Teil der jun-
gen Frauen eine Al-
ternative. Hier setz-
te in den 60er Jah-
ren, ähnlich wie bei
der Schulbildung,
eine Veränderung
weg von der haus-
wirtschaftlichen Aus-
bildung und hin zu
anderen Berufen ein.
Die Ausbildung zur
Landwirtin wurde
allerdings nicht zu
einer ernsthaften Al-
ternative für die zu-
künftigen Bauers-
frauen. Vielmehr
ging der Trend dahin,
dass sich immer
mehr junge Landfrau-
en zu einer Ausbil-
dung im außerland-
wirtschaftlich-haus-
wirtschaftlichen Be-
reich entschlossen.
Je höher die Schulbildung der jun-
gen Frauen war, desto höher war
der Anteil der außerlandwirtschaft-
lich Tätigen.

Frauen in der Land-
wirtschaft in der DDR von
1945 bis 1989

Anders als in der BRD kann man
die in der Landwirtschaft beschäf-
tigten Frauen in der DDR nicht
ohne weiteres als „Bäuerinnen“
bezeichnen, denn aus sozialhis-
torischer Sicht definiert sich der
Begriff des „Bauern“ oder der „Bäu-
erin“ über den Besitz von eigenem
Land und dessen Bewirtschaftung.
Die historischen und in der BRD
noch vorhandenen Besitzverhält-
nisse und -strukturen wurden je-
doch in der DDR weitestgehend
aufgelöst und umstrukturiert. Die
vormals von den Bauernfamilien
abhängigen Landarbeiterinnen er-
hielten während der Bodenreform
genau wie Neubauern und Um-
siedler Land, um es zu bewirt-
schaften. Während der Kollektivie-
rung und der Umstrukturierung zur

sozialistischen Landwirtschaft
wurde dann von Seiten der SED
der Begriff der „Genossenschafts-
bauern und -bäuerinnen“ einge-
führt. Mit diesem Begriff waren je-
doch alle Mitglieder einer LPG
gemeint, allerdings hatten die Tä-
tigkeiten der meisten Mitglieder
(hohe berufliche Spezialisierung
etc.) nur noch wenig mit dem his-
torisch gewachsenen Begriff des
Bauern oder der Bäuerin zu tun.

Wandlung des Lebensum-
feldes und der betriebli-
chen Strukturen durch Bo-
denreform und Kollekti-
vierung

Das Chaos der Nachkriegsjah-
re hinterließ eine desolate Lage
im ganzen Land und bedeutete für
den Einzelnen oft einen Überle-
benskampf. Gerade für alleinste-
hende Frauen war die Lage
besonders schwer, auf den land-
wirtschaftlichen Betrieben fehlte
durch die Kriegsverluste wichtige
männliche Arbeitskraft und die

Von der Bäuerin zur selbstständigen Unternehmerin – Hofcafé
in ehemaliger Scheune
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persönliche Sicherheit war nicht
gewährleistet. Hinzu kam die ge-
sellschaftliche Belastung von über
4 Mio. Umsiedlern aus den ehe-
malig deutschen Ostgebieten,
44 % von ihnen waren Frauen und
28 % Kinder. Die Kriegsverluste
führten allgemein zu einem Frau-
enüberschuss in den ländlichen
Gebieten.

Bereits im Spätsommer 1945
kam es zum Beschluss und zur
Umsetzung der Bodenreform. Die
Verwaltungen der Länder der
„SBZ“ erließen die entsprechen-
den Verordnungen und bildeten die
– hauptsächlich aus Landarbeitern
und Kleinbauern bestehenden –
Gemeindebodenkommissionen,
die die Enteignungen in den Dör-
fern durchführten. Enteignet wur-
den alle Kriegsverbrecher, aktive
NSDAP-Mitglieder und die sog.
„Großgrundbesitzer“, Grundeigen-
tümer mit einem Besitz von über
100 ha. Das enteignete Land wur-
de in einen Bodenfonds überführt,
aus dem das Land dann wiederum
in Volkseigentum überging oder an
Vertriebene und Flüchtlinge aus
den ehemaligen Ostgebieten,
Landarbeiter oder landarme Bau-
ern verteilt wurde. Diese massi-
ven Eingriffe in die bestehenden
Besitzverhältnisse brachten enor-
me soziale Umwälzungen mit
sich, die erheblichen Einfluss auf
das Leben des Einzelnen hatten.

Die Bodenreform traf die Guts-
besitzer und Großbauern und de-
ren Familien am härtesten. In der
Regel verloren sie allen Besitz,
sowohl Land als auch Wohnge-
bäude und sämtliches Inventar.
Durch Offiziersverluste im Krieg
waren sehr viele Betriebe in den
Besitz von Ehefrauen, Schwestern
und Töchtern der gefallenen Groß-
bauern übergegangen. In der End-
phase des Krieges war die juristi-
sche Position vieler Frauen hin-
sichtlich des Bodenbesitzes je-
doch oft unklar. Hinzu kam die oft
schwächere soziale Stellung al-
leinstehender Besitzerinnen. Dies
führte dazu, dass alleinstehende
Frauen den meist nur aus Män-

nern bestehenden Bodenkommis-
sionen wenig entgegenzusetzen
hatten und die Enteignung schnel-
ler vor sich ging, wenn auch die
Gewalt gegen männliche Besitzer
vielerorts sehr viel schlimmer war.
Während die Frauen und Kinder
meist „nur“ von den Höfen vertrie-
ben wurden (in günstigen Fällen
wurde ihnen sogar eine kleine
Wohnstelle im Nachbardorf oder
auf dem alten Besitz überlassen),
kam es bei der Behandlung der
enteigneten männlichen Besitzer
nicht selten zu Erschießungen
oder Verschleppungen in Gefan-
genen- und Konzentrationslager.

Zwei Drittel des auf diese Wei-
se enteigneten Landes wurde an
„Neubauern“ verteilt, also Landar-

beiter, Umsiedler und andere, die
kein eigenes Land besaßen. Die
Anfänge der Neubauernstellen
waren gekennzeichnet von großer
Not und gravierenden Schwierig-
keiten. Sie waren schlecht oder
gar nicht mit den nötigsten Be-
triebsmitteln ausgestattet und die
Unterbringung war oft sehr provi-
sorisch, da der nötige Wohnraum
fehlte. Auch die Kluft und Rivalität
zwischen Neu- und Altbauern war
groß und Konflikte vorprogram-
miert. Die Altbauern waren miss-
trauisch und skeptisch den neu-
en Landbesitzern und potenziel-

len Konkurrenten gegenüber. Vor
allem die Umsiedler unter den
Neubauern hatten es schwer, da
sie auch noch neu in zumeist be-
stehende und festgefügte Dorfge-
meinschaften kamen. Außerdem
wurden sie bereits bei der Land-
vergabe benachteiligt. Sie bilde-
ten eine vielfach isolierte, aber
keineswegs homogene Notge-
meinschaft, die auf gegenseitiger
Hilfe basierte. Neubauernstellen
konnten auch alleinstehenden
Frauen zugeteilt werden. Diese
waren unter den Flüchtlingen und
Vertriebenen, also den Umsied-
lern, erheblich überrepräsentiert.
Sie übernahmen Höfe in der Hoff-
nung, ihre Existenz zu sichern
und ihre Kinder ernähren zu kön-
nen. Auch die Hoffnung auf die

Rückkehr ihrer Männer aus der
Kriegsgefangenschaft bildete ein
wichtiges Motiv.

Frauen, für die sich langfristig
keine Arbeitsentlastung abzeich-
nete (Nichtrückkehr der Männer,
wirtschaftliche Not, landwirtschaft-
liche Unfähigkeit etc.) gaben ihre
Höfe jedoch vielfach auf, auch
noch verstärkt in den frühen 50er
Jahren, als sich in der expandie-
renden Industrie eine attraktivere
Erwerbsarbeit bot. Auch wenn der
Wille zur Bewirtschaftung vorhan-
den war, so waren die Frauen bei

Bäuerinnen und Bauern auf bzw. an der Dreschmaschine, Lindewerra 1954
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einigen Arbeiten doch auf männli-
che Hilfe angewiesen. Gerade für
die Umsiedlerinnen war es jedoch
äußerst schwierig, männliche
Fremdarbeit zu bekommen, weil
sie in der Dorfgemeinschaft nicht
integriert waren und keine sozia-
len Verbindungen hatten. Die Not-
gemeinschaften der Neubauernfa-
milien konnten meist nichts ge-
gen die soziale und wirtschaftli-
che Überlegenheit der alteinge-
sessenen Bauernfamilien ausrich-
ten. Aufgrund der beschriebenen
Schwierigkeiten waren die Neu-
bauern mit beginnender Kollekti-
vierung dann auch die ersten, die
sich zu LPG zusammenschlos-
sen und langfristig von ihnen pro-
fitierten. In vielen Fällen standen
sie dem Kollektivierungsgedanken
positiv gegenüber, vor allem für die
Landarbeiter (von denen 60 %
Frauen waren) stellte er eine loh-
nende Alternative zu der Arbeit als
abhängiger Arbeiter auf dem Hof
eines anderen dar.

In den ersten Jahren nach der
Bodenreform ging es den sog.
„Altbauern“, und vor allem den
Großbauern (mit einem zwar gro-
ßen, aber immer noch weniger als
100 ha umfassenden Besitz) un-
ter ihnen, wirtschaftlich mit am
besten. Durch die Entmachtung
und Enteignung der Gutsbesitzer
und Großbauern mit einem Besitz
von über 100 ha besaßen sie nun
die konkurrenzfähigsten Betriebe,
da diese einerseits größer als die
meisten an die „Neubauern“ ver-
teilten Parzellen waren und
andererseits in den meisten Fäl-
len mehr oder weniger ausreichend
Maschinen, Geräte und Vieh zur
Verfügung hatten. Besonders in
den traditionell altbäuerlichen Dör-
fern verfügten sie über ein hohes
Sozialprestige, das sie in den ers-
ten Jahren nach dem Krieg noch
steigern konnten. Dies stand im
Gegensatz zur Vorstellung der
SED/KPD. Obwohl ihre Klientel –
die Neu- und Kleinbauern – durch
finanzielle Zuwendungen etc. be-
vorzugt wurde, gelang es weder
die dörflichen Machthierarchien
aufzubrechen noch den Altbauern

ihren wirtschaftlichen Vorteil zu
nehmen. Gleichzeitig mit dem
Kollektivierungsbeschluss 1952
verschärfte die SED die gegen die
Großbauern gerichteten Maßnah-
men, die langsam aber sicher doch
zum Erfolg führten.

Aber auch die allein wirtschaf-
tenden Klein- und Mittelbauern
gerieten mit dem Kollektivierungs-
beschluss in den wirtschaftlichen
Nachteil, da der Staat die Genos-
senschaften von Beginn an durch
zahlreiche Unterstützungsmaß-
nahmen förderte. Vor allem Neu-,
Klein- und Mittelbauern sahen
deshalb nun einen Vorteil in der
Genossenschaft und traten bei.
Ein Jahr später wurden die bishe-
rigen repressiven Maßnahmen
gegen die Altbauern wieder gelo-
ckert, was eine zeitweise Besse-
rung ihrer Situation nach sich zog.
Der Prozess der Vergenossen-
schaftlichung wurde aber zurück-
geworfen, da viele Altbauern (vor
allem Mittelbauern) wieder aus
den Genossenschaften austraten,
weil sie durch den Beitritt erhebli-
che wirtschaftliche Einbußen er-
litten hatten. So waren in der Fol-
gezeit größte Anstrengungen zur
Stabilisierung der bestehenden
Genossenschaften erforderlich,
ansonsten blieb die Kollektivierung
zwischen 1954 und 1957 weitge-
hend sich selbst überlassen. Zwar
wurde es den Großbauern erst ab
1954 überhaupt erlaubt, in die LPG
einzutreten, doch der Wille dazu
war trotz der jahrelangen Repres-
salien noch immer nur vereinzelt
gegeben, denn nach wie vor wirt-
schafteten die erfahrenen Altbau-
ern wegen der besseren Ausstat-
tung mit Betriebsmitteln und Fach-
wissen mit mehr Gewinn, wohin-
gegen die Genossenschaften un-
ter einem allumfassenden Mangel
litten. Außerdem fürchteten viele
den Verlust von Identität und
Selbstbestimmung.

1957 setzte dann eine Trend-
wende in der stagnierenden Kol-
lektivierungspolitik ein. Mit Hilfe
von sowjetischen Krediten konn-
te die Genossenschaftsbildung
wieder mit ökonomischen Mitteln

forciert werden. Es begann eine
massive Werbekampagne in den
Dörfern, bei der neben der Agitati-
on der Aufklärungsbrigaden auch
der gezielte Einsatz von Massen-
medien eine große Rolle spielte.
Vor allem Mittelbauern traten nun
den LPG bei. Die Genossenschaf-
ten konnten sich zwar wirtschaft-
lich stabilisieren, waren aber
weiterhin auf staatliche Hilfen an-
gewiesen. Gleichzeitig wurde
wieder der ökonomische Druck auf
die Privatbauern erhöht. 1960 ent-
schloss sich die SED-Führung zu
einem „Sprung nach vorn“, in dem
innerhalb von nur drei Monaten die
gesamte noch privat bewirtschaf-
tete Fläche kollektiviert wurde. Der
Beitritt oder Nichtbeitritt zu einer
LPG war in den meisten Fällen
kein Beschluss eines Einzelnen,
sondern wurde stark durch die In-
teressen der bäuerlichen Familie
und vor allem die der Ehefrauen
der Bauern mit beeinflusst. Mehr
noch als die Bauern selber stan-
den die Bäuerinnen der Kollekti-
vierung skeptisch gegenüber.
Mehrmals wies die Parteiführung
der SED in den 50er Jahren dar-
auf hin, dass die schwache Re-
aktion der Bäuerinnen auf den
Aufruf zur Bildung von Genossen-
schaften den Fortschritt der LPG
behinderte.

Lebensumfeld und be-
triebliche Strukturen in
der sozialistischen Land-
wirtschaft

Zu Beginn der Kollektivierung
gab es zunächst drei verschiede-
ne Formen der LPG. Zu Anfang
wurden sowohl die Typen 1 und 2,
die sich in ihrer Betriebsstruktur
sehr ähnelten, als auch der Typ 3
gefördert und unterstützt. Später
wurde nur noch der auf industrie-
mäßige Landwirtschaft ausgerich-
tete LPG-Typ 3 propagiert und
letztendlich auch durchgesetzt.
Während noch 1960 in vielen Ge-
meinden mehrere LPG nebenein-
ander bestanden, kann davon aus-
gegangen werden, dass ab Ende
der 60er Jahre zumeist nur noch
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eine LPG pro Gemeinde existier-
te, tatsächlich entspricht 1970 die
Zahl der LPG in etwa jener der
Gemeinden der DDR. Seit dem
Abschluss der Kollektivierung An-
fang der 60er Jahre blieb die Mit-
gliederzahl der LPG relativ kon-
stant. Der Frauenanteil der Mitglie-
der betrug meistens ca. 45 %.
1988 waren etwas über 410 000
Frauen Mitglieder einer LPG. Die
Betriebs- und Arbeitsorganisation
in der LPG unterschied sich
grundsätzlich von der Wirtschafts-
weise der ehemals selbstständi-
gen Landwirte. Hatten die Bauern
und Landarbeiter früher ein brei-
tes Arbeitsspektrum, so wurden
sie jetzt zu „Spezialisten“ in be-
stimmten Produktionsbereichen.
Die LPG gliederte sich in die Ab-
teilung Tierproduktion, Pflanzen-
produktion, Verwaltung, techni-
scher und bauwirtschaftlicher Be-
reich. Die genossenschaftliche
Arbeitsorganisation beruhte auf
der Brigadearbeit, wobei in der
Regel fest zusammengesetzte
Arbeitsgruppen unter der Anleitung
eines Brigadiers auf bestimmte
Tätigkeiten spezialisiert waren.

Die LPG hatten einen hierarchi-
schen Aufbau und wurden durch
die Mitgliederversammlung, den
Vorstand und den Vorsitzenden
geleitet. Der Vorstand der Genos-
senschaft teilte die Mitglieder in
ständige Produktionsbrigaden ein,
die von der Mitgliederversammlung
bestätigt wurden. Formal waren
den Genossenschaftsbauern in
Mitgliederversammlungen, Fach-
kommissionen sowie durch die
Wahl des Vorstandes und des
Vorsitzenden Mitspracherechte
eingeräumt. Allerdings war die
Mitgliederversammlung zumeist
nur ein scheinbar demokratisches
Organ, da sie vor allem die Aufga-
be hatte, bereits vorgefasste Plä-
ne und Beschlüsse aus höherer
Parteiebene zu bestätigen. Auch
die Wahl eines schon durch die
Kreisbehörde ausgewählten zu-
künftigen Vorsitzenden der LPG
hatte nur bestätigenden Charak-
ter. Dieser Vorsitzende, der nicht
selten ortsfremd oder nicht aus

der Landwirtschaft war, nahm die
maßgeblichen Leitungsaufgaben
wahr. Er füllte neben seiner be-
triebswirtschaftlichen Führungs-
funktion hauptsächlich eine politi-
sche Rolle aus. Auf der mittleren
hierarchischen Ebene waren die
Brigadeleiter für Arbeitsorganisa-
tion und Aufsicht in den Arbeits-
gruppen zuständig.

Die LPG erfüllten über ihre Pro-
duktionsaufgabe hinaus sehr vie-
le weitere Funktionen, sie waren
gesellschaftliches und kulturelles
Zentrum in den Dörfern. Sie bilde-
ten landwirtschaftliche Fachkräf-
te aus und stellten Arbeitsplätze
zur Verfügung. Sie waren Träger
nahezu sämtlicher sozialer und
kultureller Einrichtungen wie Kin-
derhorte, Gemeinschaftsküchen,
Jugendclubs, Sportvereine, Mu-
sikgruppen, Kulturhäuser, Gast-
stätten, Verkaufsstellen, medizi-
nische und physiotherapeutische
Einrichtungen etc. Außerdem fi-
nanzierten und realisierten sie
weitgehend kommunale Vorha-
ben, wozu die Kraft und die Finan-
zen der infolge einer verfehlten
Kommunalpolitik mittellosen Ge-
meinden in der DDR nicht aus-
reichten.

Arbeitsumfang

Die Arbeitszeit der Bauern und
Bäuerinnen war vor der Kollekti-
vierung stark von den individuellen
betrieblichen Strukturen und dem
Wechsel der Art und Intensität des
Arbeitsanfalls im Laufe eines Jah-
res geprägt. Festgestellt werden
kann allerdings, dass die allgemei-
ne Notlage nach dem Krieg und
die prekäre wirtschaftliche Lage
der Neubauern es für diese unum-
gänglich machte, im Vergleich zu
anderen Wirtschaftszweigen sehr
viel zu arbeiten. Mit der Aufgabe
der Selbstständigkeit ging auch
die Einbindung in einen von der
LPG vorgegeben Arbeitszeitrhyth-
mus einher. Der Beginn und das
Ende der Arbeitszeit sowie die
Pausen waren jetzt vorgegeben.
Im Laufe der 60er Jahre wurden in
den meisten LPG der Achtstun-
dentag und ein geregelter Arbeits-

urlaub eingeführt. Die Anzahl der
Urlaubstage war in allen DDR-Be-
trieben staatlich festgelegt. Die
Wochenenden waren außer bei
anfallenden Arbeitsspitzen frei.
Überstunden oder Mehrarbeit an
Wochenenden konnten später „ab-
gebummelt“ werden. In den Stäl-
len arbeiteten die Verantwortlichen
meist nach eigener Zeiteinteilung.
Der neu gewonnene Freizeitbe-
reich wurde allerdings sehr stark
von der oft noch vorhandenen per-
sönlichen Hauswirtschaft der Ge-
nossenschaftsbauern und vor al-
lem der Genossenschaftsbäuerin-
nen eingeschränkt, denn die da-
mit verbundene Arbeit musste
während der arbeitsfreien Zeit er-
ledigt werden. Bei dieser Arbeit
handelte es sich meistens um die
Pflege eines Gartens und die Sor-
ge für etwas Vieh, vor allem Klein-
vieh. Meist besorgten diese Arbei-
ten die Frauen. Zusätzliche Ar-
beitsbelastung fiel durch den
Haushalt an. Zwar wurden die
Frauen beim Kochen und bei der
Kinderpflege durch Großküchen
und Kinderhorte entlastet, doch
die Arbeiten im Haushalt wie put-
zen, waschen und ähnliches
mussten sie weiterhin überneh-
men. Aus diesen Gründen hatten
die Genossenschaftsbäuerinnen
in der Regel ein relevant höheres
Arbeitspensum als ihre Männer.

Einkommen

In den Jahren nach dem Krieg
und vor der Vergenossenschaftli-
chung waren die Einkommensver-
hältnisse bei den verschiedenen
Schichten der ländlichen Bevölke-
rung sehr unterschiedlich. Nach
der Vergenossenschaftlichung ver-
besserte sich die Einkommens-
lage der Neubauern, da sie als
Angestellte der LPG nun in der
Regel mehr verdienten als vorher
mit den selbstständig erworbenen
Spitzen. Bei den Großbauern traf
allerdings eher das Gegenteil zu.
Das Vergütungssystem der Ge-
nossenschaften sah keine festen
Löhne vor. Vielmehr sollten die
erwirtschafteten Erträge unter den
Mitgliedern proportional zur jewei-



Agrarsoziale Gesellschaft e.V.

Ländlicher Raum Mai/Juni 2004 31

ligen Arbeitsleistung, die in Ar-
beitsstunden (AE) gemessen wur-
de, verteilt werden. Im Selbstver-
ständnis der LPG wurde immer
wieder betont, dass es selbstver-
ständlich ist, dass Frauen soviel
verdienen wie Männer. Zusätzlich
erhielten sie bei eigener oder der
Krankheit ihrer Kinder einen Kran-
kengeldzuschuss, der in den ein-
zelnen Genossenschaften ver-
schieden hoch war, aber meistens
90 % der Durchschnittseinkünfte
betrug. Auch stand den Frauen ein
bezahlter Jahresurlaub und ein 14
Wochen dauernder bezahlter Mut-
terschutz zu.

Berufliche Qualifizierung

Die Erwerbstätigkeit und die
berufliche Qualifizierung wurden in
der alltäglichen Politik der DDR
fast ausschließlich zu den Krite-
rien weiblicher Gleichberechtigung
gemacht. Eine abgeschlossene
landwirtschaftliche Ausbildung
möglichst vieler Frauen sollte hel-
fen, die Gleichstellung von Frau-
en in der bäuerlichen Familie, in
der Dorfgemeinschaft und in den
Landwirtschaftsbetrieben durch-
zusetzen. Mit dem Ende der Kol-
lektivierung 1963 wurde massiv in
die Weiterbildung investiert, und
speziell für Frauen gab es viele
Qualifizierungsangebote und be-
rufsbegleitende Aus- und Weiter-
bildungen. Die Zahl der Frauen mit
abgeschlossener landwirtschaftli-
cher Berufsausbildung stieg in den
ersten Jahren nach Abschluss der
Kollektivierung sprunghaft an. Da
die Weiterbildungsmaßnahmen
zumeist im eigenen Landwirt-
schaftsbetrieb stattfanden und
andere Kollegen und Kolleginnen
einschlossen, wurden Hemmun-
gen „vor dem Lernen“ abgebaut.
Durch die genossenschaftliche
Produktionsweise wurde den
Frauen die Möglichkeit geboten,
ohne finanzielle Belastung der
Familie einen Berufsabschluss zu
erwerben. „Am Arbeitsplatz“ qua-
lifizierten sich daher vor allem äl-
tere Frauen, denen die schlech-
ten Bedingungen der Nachkriegs-
zeit wenig Möglichkeiten berufli-
cher Bildung ließen. Eine Lehre

in den verschiedenen landwirt-
schaftlichen Lehrberufen schlos-
sen hauptsächlich die jüngeren
Frauen ab.

Zusammenfassung und
Ausblick

Die vorangegangenen Darstel-
lungen zeigen, dass die Berufs-
und Lebensbiographien der ehe-
maligen Genossenschaftsbäue-
rinnen der LPG und der Landar-
beiterinnen der Staatsbetriebe in
der DDR sich grundlegend von de-
nen der Bäuerinnen (und anderen
in der Landwirtschaft tätigen Frau-
en) in den alten Bundesländern
unterschieden. Der Alltag der
westdeutschen Bäuerin wurde und
wird weitgehend von landwirt-
schaftlichen Familienbetrieben
dominiert. 1989 gab es in der BRD
über 630 000 Landwirtschaftsbe-
triebe, in der Landwirtschaft der
DDR hingegen gab es insgesamt
nur 3 844 LPG und 464 Volksei-
gene Güter. Zwar waren viele Frau-
en der ostdeutschen Landwirt-
schaft durch ihre individuelle,
kleinmaßstäbige Tierproduktion
gewissermaßen auch private Ne-
benerwerbslandwirtinnen, aller-
dings wurde ihr Alltag bestimmt
durch die berufliche Tätigkeit im
landwirtschaftlichen Großbetrieb
mit durchschnittlich 400 bis 500

Beschäftigten und mehreren tau-
send ha landwirtschaftlicher Nutz-
fläche. Anders als in ländlichen
Regionen vergleichbarer Altbun-
desländer mit entwickelten Hand-
werks-, Gewerbe- und mittleren
Industriebetrieben dominierte im
ländlichen Raum der neuen Bun-
desländer fast ausschließlich die
Landwirtschaft. Aufgrund dieser
völlig unterschiedlichen Entwick-
lungen und Voraussetzungen hat
die deutsche Wiedervereinigung
unterschiedlich starken Einfluss
auf die jeweiligen Biographien der
Frauen in der Landwirtschaft in den
beiden Teilen Deutschlands.

Für die meisten in der Landwirt-
schaft beschäftigten Frauen in den
alten Bundesländern war die Wie-
dervereinigung kein wirklich ein-
schneidendes Ereignis in ihrer
Biographie. Zwar veränderte sich
die wirtschaftliche Situation, doch
ohne einschneidende strukturelle
Auswirkungen.

Im allgemeinen dramatischer
gestalten sich die momentane
Situation und die Zukunftsaussich-
ten für aus der Landwirtschaft
stammende Frauen in den neuen
Bundesländern. Die Wirtschafts-,
Währungs- und Sozialunion brach-
te für fast alle Menschen im Ge-
biet der ehemaligen DDR tiefgrei-

Für die Frauen aus der Landwirtschaft in den neuen Bundesländern gestalten
sich die momentane Situation und die Zukunftsaussichten schwieriger als
für westdeutsche Bäuerinnen
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fende Veränderungen mit sich. Vor
allem der Zusammenbruch und
Wiederaufbau des Arbeitsmarktes
verschlechterte die Situation vie-
ler Menschen. Während Arbeits-
losigkeit in der DDR nahezu un-
bekannt war, verloren in den Jah-
ren nach der Wende ca. ein Fünf-
tel aller Menschen im erwerbsfä-
higen Alter ihren Arbeitsplatz. Von
dieser Entwicklung am schlimms-
ten betroffen waren und sind Frau-
en im ländlichen Raum. Zum ei-
nen hatte die ostdeutsche Land-
wirtschaft als Arbeitgeber zu DDR-
Zeiten eine viel herausragendere
Bedeutung als heute, wo sie nur
noch ein Wirtschaftszweig unter

anderen geworden ist. Zum ande-
ren traf der Arbeitsplatzverlust ge-
rade die Frauen härter als die Män-
ner, seit Jahren sind zwei Drittel
aller Arbeitslosen in den neuen
Bundesländern weiblich. Tatsäch-
lich können gerade die Frauen in
Ostdeutschland als Verliererinnen
des Transformationsprozesses
angesehen werden. Allerdings
sind die Ursachen für diese ein-
deutige Benachteiligung nicht al-
lein im Transformationsprozess zu
suchen. Die in der DDR betriebe-
ne patriarchale Frauenpolitik, die
das Vereinbarkeitsproblem (Beruf,
soziales Leben, Haushalt und
Familie) allein zu Lasten der Frau-

en löste, führte letztlich dazu,
dass ostdeutsche Frauen die
weitaus ungünstigere Ausgangs-
position als ostdeutsche Männer
hatten. Bis heute hat sich noch
kein Weg gefunden, die Massen-
arbeitslosigkeit der Frauen in den
ländlichen Gebieten der neuen
Bundesländer entscheidend zu
mindern. Hervorzuheben ist je-
doch, dass gerade die jüngeren
Frauen auf dem Lande einen star-
ken Arbeitswillen haben und auch
bereit sind, sich weiterzubilden
und ihre Mobilität zu erhöhen.
Deshalb ist es nicht anzunehmen,
dass die Erwerbsneigung von
Frauen erheblich abnehmen wird.

Regionale Vermarktung
landwirtschaftlicher Produkte

Prof. Dr. Markus Hilpert, Dipl.-Geogr. Bernhard H. Kräußlich, Dipl.-Geogr. Peter Schürholz*

Im Rahmen einer empirischen Studie wurden Vermarktungsstrukturen für regio-
nale Agrarprodukte, Kontrollsysteme für Produkte, Vermarktungsstrategien und
Auswahlkriterien für Erzeuger untersucht. Mittels eines Gesprächsleitfadens wur-
den im Februar und März 2004 50 Vertreter/-innen von regionalen Vermarktungs-
initiativen per CATI (Computer Assisted Telephone Interviewing) befragt. Die
Grundgesamtheit der Erhebung bilden die rd. 400 regionalen Vermarktungsinitia-
tiven, die in der Datenbank des Deutschen Verbandes für Landschaftspflege e. V.
(www.reginet.de) registriert sind. Die Ergebnisse erheben keinen Anspruch auf
Repräsentativität, zeigen jedoch deutliche Trends.

Hintergrund

Die Lebensmittelmärkte in
Deutschland sind derzeit durch ei-
nen zunehmenden Preiswettbe-
werb sowie durch Absatzstagna-
tion charakterisiert. Die Folgen
sind ein enormer Konkurrenz-
druck, zunehmende Konzentrati-
onsprozesse sowie ein anhalten-
der Preiskampf zwischen Erzeu-
gern und Händlern. Kennzeichen
der überregional arbeitsteiligen
Marktstruktur sind ein hoher Auf-

wand im Bereich der Beschaf-
fungs-, Produktions- und Trans-
portlogistik, Externalisierung so-
zialer Kosten, Entwurzelung regi-
onaler Verbundenheit sowie man-
gelnde Transparenz der Rohstoff-
herkunft und der Herstellung.

Das Interesse der Verbraucher
an Produkten, deren Herkunft und
Produktion nachvollziehbar ist, hat
sich in den letzten Jahren gestei-
gert. Auch die Lebensmittelskan-
dale in der jüngsten Vergangen-

heit haben dazu beigetragen, dass
immer mehr Konsumenten sich
nicht nur für das Produkt selbst
interessieren, sondern auch die
Zusammenhänge seiner Entste-
hung wissen wollen. Es wird ver-
mutet, dass deshalb auch bun-
desweit eine Zunahme der Regio-
nalvermarktung konstatiert werden
kann, weil Verbraucher hier Pro-
dukte vorfinden, bei denen die
Möglichkeit besteht, diese Eigen-
schaften nachzuvollziehen.

* Prof. Dr. Markus Hilpert, Dipl.-Geogr. Bernhard H. Kräußlich, Dipl.-Geogr. Peter Schürholz, Lehrstuhl für Sozi-
al- und Wirtschaftsgeographie der Universität Augsburg
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Kriterien für die Auswahl
der Erzeuger

Bei der Konzipierung einer Re-
gionalvermarktungsstruktur stellt
sich die Frage nach geeigneten
Herkunfts- und Qualitätskriterien
für die Auswahl der Erzeuger. 44
der befragten Initiativen bevorzu-
gen die Kombination aus ökologi-
schem Anbau und regionaler Her-
kunft. Aber nur knapp über die
Hälfte der Initiativen haben aus-
schließlich Produkte aus ökolo-
gischem Anbau, die auch in der
Region produziert wurden im An-
gebot. Um ein attraktiveres Ange-
bot für die Konsumenten zu ge-
stalten, füllen einzelne Initiativen
ihr Sortiment auch mit Produkten
auf, die nicht aus ökologischem
Anbau oder nicht aus der Region
stammen. 27 Initiativen bieten
ausschließlich Produkte an, die
sowohl ökologisch produziert als
auch in der Region hergestellt
wurden.

Aus der Sicht der Befragten ist
zudem die räumliche Gebietsku-
lisse für die Produktion und die
Weiterverarbeitung/Veredelung ein
entscheidender Faktor für eine
erfolgreiche Regionalvermarktung.
18 Initiativen waren auf Landkreis-

ebene und 27 auf einer anderen
regionalen Ebene organisiert. In
den meisten Fällen, in denen der
Landkreis die Gebietskulisse ist,
spielen organisatorische Argu-
mente (Trägerschaft, Verwaltung,
Förderung etc.) die entscheiden-
de Rolle, weniger bedeutsam sind
„weiche“ Gründe wie Identität oder
Regionalbewusstsein.

Qualitätskriterien und
Kontrollsysteme

Ökologische Qualität wird von 37
Initiativen durch die Verwendung
von kommerziellen oder staatli-
chen Gütesiegeln garantiert. Dabei
wird vor allem auf die Vorgaben der
Arbeitgemeinschaft Ökologischer
Landbau e.V. (AGÖL) zurückge-
griffen. Über die Hälfte (27 Initiati-
ven) benutzt ein eigenes Gütesie-
gel für die Kontrolle ihrer Erzeu-
ger. Aus der Summe ist ersicht-
lich, dass etwa ein Drittel (16) der
Initiativen sich beider Arten be-
dient, also kommerzielle/staatli-
che Gütesiegel in Kombination mit
eigenen Kontrollkriterien verwen-
det (vgl. Abb. 1).

Die Gründe für das Erarbeiten
eines eigenen Kontrollverfahrens
liegen, so die Aussagen der Initi-
ativen, in den oft „unpassenden“

Standards der offiziellen Siegel.
Nur durch weitergehende Stan-
dards sei das Vertrauen des
Endverbrauchers erreichbar.
Von den 27 Initiativen, die ein
eigenes Gütesiegel benutzen,
führen 14 auch eigenständige
Kontrollen durch. Eigene Kon-
trollsysteme (persönliche
durch einen Verantwortlichen
der Initiative, Prüfung der Pro-
dukte bzw. der Produzenten
durch Universitäten oder durch
private Institute, Herkunftsnach-
weise, wie etwa das Ausstel-
len von Pässen für Tiere oder
das Aufstellen eines eigenen
Kriterienkatalogs etc.) zu ent-
wickeln und zu implementie-
ren, ist aber kostenintensiv. Die
günstigste Alternative wäre in-
des, den Erzeugern schlicht-
weg zu vertrauen. Hierbei sei
aber nach Aussage der Befrag-

ten eine Mitgliederstärke von ma-
ximal zehn Erzeugern, unter der
Voraussetzung, dass jeder dem
Geschäftsführer oder dem Verant-
wortlichen der Initiative persönlich
bekannt ist, die Obergrenze.

Distribution überwiegend
über Direktvermarktung/
Hofladen

Das Bindeglied zwischen Pro-
duktion und Konsum sind die ver-
schiedenen Vermarktungsformen.

Gerade im Bereich der Vermark-
tung von regionalen Produkten hat
sich in letzter Zeit eine große An-
zahl von verschiedenen Möglich-
keiten etabliert. So bietet sich

Abb. 1: „Wie werden die Erzeuger
kontrolliert?
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etwa die Direktvermarktung ab
Hof grundsätzlich für alle agra-
rischen Produkte an. Es fallen
keine Transport- und nur sehr
geringe (Um-)Verpackungskos-
ten an.

Der Nutzen für die Erzeuger
bei der direkten Belieferung von
Privatkunden ist, dass bei ei-
nem hinreichend großen Ab-
nehmerkreis ein anhaltender
Absatz gewährleistet ist. Nach-
teilig ist der hohe Transportauf-
wand, der aber durch einen, im
Verbund mit mehreren Erzeu-
gern arbeitenden, flexiblen und
eigenständigen Lieferservice,
geringer gehalten werden kann.
Werden zudem Großabnehmer
(Bäckereien, Metzgereien,
Brauereien, Großküchen, Gas-
tronomiebetriebe etc.) beliefert,
können feste Lieferbeziehun-
gen einen konstanten Absatz ga-
rantieren. Ein großes Hemmnis
hierbei ist jedoch, dass die Erzeu-
ger auf Grund von Kapazitätseng-
pässen oft nicht auf die dynami-
sche Nachfrage reagieren können.

Die Präsenz auf einem Wochen-
oder Bauernmarkt erschließt den
Erzeugern ein großes Kundenpo-
tenzial (auch in städtischen Ge-
bieten). Ein wesentlicher Effekt
dieser Vermarktungsform besteht
im Aufbau von Kontakten zu Kun-
den, die dann auch außerhalb der
Marktzeiten beim Erzeuger ein-
kaufen. Mit einem eigenen Regio-
nal- oder Bauernladen kann
ebenfalls einem breiten Publikum
eine umfangreiche Produktpalet-
te angeboten werden. Die Attrak-
tivität eines Regionalladens liegt
zuvorderst im klar regional orien-
tierten Produktprofil, das ihn von
herkömmlichen Lebensmittelläden
unterscheidet. Jedoch ist der Kos-
ten- und Arbeitsaufwand zum Be-
treiben eines eigens organisierten
Regionalladens sehr hoch.

Der Absatz über den Lebensmit-
teleinzelhandel (LEH) nutzt vor-
handene, effektive Distributionswe-
ge. Ein breites Kundenspektrum
findet die Regionalprodukte in sei-
nen vertrauten Einkaufsstätten vor.

Die Anforderungen vor allem des
konventionellen LEH bezüglich der
Mengen, Logistik, Preispolitik,
Qualitäten usw. sind jedoch mit
enormem Aufwand verbunden.
Auch ein Shop in Shop-System
in Verbrauchermärkten (Regional-
theken) wird vielfach von den Be-
fragten als äußerst kosten- und
arbeitszeitintensiv beurteilt, da zu
den anfänglichen Investitionskos-
ten (Ladeneinrichtung, Logistik)
die laufenden Kosten (Personal,
Flächenmiete) treten und eine ei-
genständige Betreuung der Regi-
onaltheke zu gewährleisten ist.
Kleinstrukturierte Initiativen sto-
ßen dabei oftmals an die Grenzen
der Rentabilität.

In der Summe zeigt sich, dass
der Vertrieb über die Direktver-
marktung bzw. über den Verkauf
in einem Hofladen die häufigste
Form der Vermarktung von regio-
nalen Produkten ist (35 Initiativen).
Kooperationen mit dem Lebens-
mitteleinzelhandel nehmen den
zweiten Platz ein (28 Initiativen).
Danach folgen mit deutlichem
Abstand die Vermarktung über ei-
nen Lieferservice und an Großab-
nehmer, der Verkauf in Regional-
läden, die Bedienung von Regio-
naltheken und die Belieferung von
Bauern- und Wochenmärkten.

Marketing meist durch
Printmedien

Eine entsprechende Marketing-
strategie ist notwendig, um die
Kriterien der Regionalität zu kom-
munizieren und letztlich dem Ver-
braucher seinen individuellen Nut-
zen zu verdeutlichen. Die Wer-
bung für regionale Produkte bzw.
für die regionale Dachmarke er-
folgt bei den meisten Initiativen
durch Printmedien, da der Endver-
braucher in erster Linie durch Pro-
spekte/Werbebroschüren (38 Ini-
tiativen) und Zeitungsanzeigen (36
Initiativen) zu erreichen sei. Inter-
essant ist auch der zunehmende
Einsatz des Internets (29 Initiati-
ven) für das Marketing einerseits
und für den Vertrieb andererseits
(Internet-Shopping).

Bei der Beurteilung der Werbung
über Messeauftritte verlaufen die
Meinungen der Befragten konträr.
Eine geringe Anzahl von Initiativen
beteiligt sich regelmäßig an Mes-
sen und verlässt dabei auch die
lokale bzw. regionale Ebene, um
etwa bei der „Grünen Woche“ in
Berlin vertreten zu sein. Auf der
anderen Seite nutzen 28 Initiati-
ven nicht die Möglichkeit eines
Messeauftrittes. Vor allem die
Größe der Initiative (Gebietskulis-

Die Attraktivität eines Regionalladens liegt im regional orientierten Produktprofil



Agrarsoziale Gesellschaft e.V.

Ländlicher Raum Mai/Juni 2004 35

se, Anzahl der Zulieferer) und die
dahinterstehende Organisations-
form scheinen hier entscheidend
zu sein.

18 Initiativen erreichen zudem
durch Events (Hoffeste, Bauern-
märkte etc.) die Endverbraucher.
Fast alle Initiativen wollen in Zu-
kunft entweder weiter damit wer-
ben oder sich dieser Möglichkeit
zuwenden, weil sie als eine sehr
effektive und zukunftsträchtige
Form der Kommunikation angese-
hen wird.

Im Radio oder Fernsehen Wer-
bung zu präsentieren, wird von al-
len Initiativen abgelehnt. Die Grün-
de hierfür sind in dem enormen
zeitlichen und finanziellen Auf-
wand zu sehen.

Organisation überwiegend
als Verein

Die Erfahrungen der befragten
Initiativen sprechen dafür, regiona-
le Vermarktungsinitiativen als eine
Organisation mit eigener Rechts-
persönlichkeit zu strukturieren. 28
Initiativen sind als Verein organi-
siert. Viele dieser Vereine sind in
einer anderen Organisation (z. B.
Landkreisverwaltung) integriert.
Die Rechtsformen der GmbH ha-
ben 9 und der GbR 8 Regionalini-
tiativen. Nur in Ausnahmefällen
werden andere Formen, wie z. B.
das Einzelunternehmen, die Or-
ganisation innerhalb einer Agen-

da-Gruppe oder die Stiftung (je
eine Nennung) gewählt.

Erzeuger- und Kunden-
reichweiten

Die Anzahl der Erzeuger, die sich
in einer regionalen Dachmarke
zusammenschließen, hängt stark
von der Organisationsform, der
räumlichen Abgrenzung und dem
Verwaltungspotenzial der Initiati-
ve ab. Die meisten Initiativen ar-
beiten mit maximal 30 Erzeugern
zusammen.

Für eine regionale Initiative stellt
sich zudem die Frage, aus wel-
chem Umkreis die Erzeuger kom-
men sollten und woher die Kun-
den stammen könnten. In Tabelle
1 sind die Häufigkeiten der ent-
sprechenden Entfernungsinterval-
le aufgeführt. Der Weg der Kun-
den zum Vermarktungsort ist mit
durchschnittlich 63 km größer als
der der Erzeuger mit durchschnitt-
lich 44 km.

Bei den meisten Initiativen kom-
men die Erzeuger aus einer Ent-
fernung von bis zu 30 km. Die
Verteilung des Einzugsgebietes
der Kunden unterscheidet sich von
dem der Erzeuger merklich. Bei
23 Initiativen kommen die Kunden
aus einem Umkreis von bis zu
70 km, bei 11 Initiativen sogar aus
einer Entfernung von bis zu
250 km. Diese großen Entfernun-
gen kommen hauptsächlich durch

den Vertrieb über
Wochen- und Bau-
ernmärkte zustan-
de, welche oft ein
großes Einzugsge-
biet aufweisen.

Durchschnitt-
lich 3,6 Mitar-
beiter pro Initi-
ative

31 Initiativen er-
hielten oder erhalten
Fördermittel. Viele
derjenigen, die kei-
ne Förderung nut-
zen, betonen, sich
nicht um Fördermit-

tel bemüht zu haben, um nicht in
Abhängigkeiten zu gelangen, die
ein eigenständiges („fördermittel-
freies“) Arbeiten nach der Förder-
phase erschweren. Unabhängig
von der Finanzierungsart dürfen
aber die anfallenden Kosten nicht
unterschätzt werden. Der höchs-
te finanzielle Aufwand innerhalb
einer regionalen Vermarktungsin-
itiative entsteht durch das Perso-
nal. Bei 20 Initiativen wird die Ar-
beit von einem oder zwei Mitar-
beitern geleistet. Nur wenige Or-
ganisationen beschäftigen we-
sentlich mehr Mitarbeiter. Der Mit-
telwert der Mitarbeiterzahl beträgt
3,6 Stellen je Initiative. 28 Initiati-
ven beschäftigen Mitarbeiter in
Vollzeit. Deutlich seltener (bei 18
Initiativen) werden Teilzeitbeschäf-
tigte angestellt. Auf ehrenamtliche
Mitarbeiter greift lediglich jede fünf-
te Initiative zurück.

Perspektiven der Regio-
nalvermarktung

Etwas mehr als ein Drittel der
Befragten erwartet, dass die Um-
sätze in etwa gleich bleiben wer-
den, da sich ein fester Kunden-
stamm entwickelt hat. Keiner
schätzt die zukünftige Wirt-
schaftsentwicklung seiner Initiati-
ve als durchweg negativ (rückläu-
fig) ein. Der Großteil aller Befrag-
ten sieht auch zukünftig in der
Regionalvermarktung eine akzep-
tierte und attraktive Nische, die
ausbaufähig ist. Vor allem auf
Grund von Lebensmittelskandalen
würden immer mehr Verbraucher
zunehmend auf ökologische und/
oder auf regionale Produkte um-
steigen.

Nahezu alle Befragten waren
sich darüber einig, dass die Ent-
scheidung, regionale Produkte zu
kaufen, von der Effizienz der Mar-
ketingstrategie abhängt. Innovati-
ve Ideen in der Produktgestaltung
und -vermarktung seien daher
grundsätzlich nötig, um auch
weiterhin erfolgreich in der Ver-
marktung von regionalen Produk-
ten zu arbeiten.

Tabelle 1: „Aus welchem Umkreis kom-
men Ihre Erzeuger und Ihre Kunden?“
(Kreisgrößen entsprechen den Nennungs-
häufigkeiten)

Erzeuger       Kunden

Bis 30 km  •      •

Bis 70 km  •   •
Bis 250 km               •      •
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Projekt zur wildtiergerechten Gestaltung von Flächenstilllegungen:

Lebensraum Brache

Die Flächenstilllegung wurde ursprünglich als Instrument zur Eindämmung der
Überproduktion eingeführt und umfasst zzt. etwa 1 Mio. ha in Deutschland. Ein
Bündnis aus Naturschützern und Jägern fordert nun diese Flächen für die wild-
tiergerechte Gestaltung vielfältiger Lebensräume zu nutzen. Dazu haben sie sich
in dem 2003 gestarteten Projekt „Lebensraum Brache“ zusammengeschlossen,
das über vier Jahre durchgeführt wird.

Nach der Gemeinsamen Agrar-
politik der Europäischen Uni-

on sind Landwirte verpflichtet
mindestens 10 % ihrer prämien-
berechtigten Ackerfläche still zu
legen, das sind 6,5 Mio. ha in
Europa.1 Einjährige Stilllegungs-
flächen werden oft mit Sommer-
zwischenfrüchten bestellt, die auf-
grund der nicht vorhandenen De-
ckung im Winter keine Lebensräu-
me für Wildtiere bieten. Auch Flä-
chen, die der Selbstaussaat über-
lassen werden, sind problema-
tisch, da sie zu einem Zeitpunkt
gemäht werden müssen, an dem
die Wildtiere ihre Brut aufziehen.
Werden mehrjährige Stilllegungs-
flächen bestellt, wird oft eine pfle-
geleichte Gräsermischung bevor-
zugt, die nur ein geringes Nah-
rungsangebot für Insekten bereit-
hält. Etwa 30 % der Stilllegungs-
flächen in Deutschland sind
zudem mit Raps eingesät, der als
nachwachsender Rohstoff genutzt
werden soll. Diese Produktion läuft
nach Ansicht des Aktionsbünd-
nisses „Lebensraum Brache“ (s.
Kasten) den Zielen des Natur-
schutzes zuwider und sollte nicht
stärker gefördert werden als die
wildtiergerechte Gestaltung.

Potenzial von Still-
legungsflächen für den
Naturschutz nutzen

Vor diesem Hintergrund haben
sich die Vertreter aus Jagd- und
Naturschutzverbänden zusam-

mengefunden und das Projekt „Le-
bensraum Brache“ mit einer Lauf-
zeit von vier Jahren gestartet.
Durch die Zusammenarbeit mit
Landwirten vor Ort sollen Erfahrun-
gen gesammelt und wissenschaft-
lich ausgewertet werden um Ein-
fluss auf den Umgang mit Still-
legungsflächen in der europäi-
schen Agrarpolitik zu nehmen.
Das Projekt, dessen Kosten auf
rund 1,3 Mio. • veranschlagt wer-
den, wird maßgeblich von der
Deutschen Bundesstiftung Um-
welt (DBU), der Deutschen Wild-
tier Stiftung und den Landesjagd-
verbänden Hessen und Bayern ge-
fördert.

Offenlandartenpflege ist
effizienter Na-
turschutz

Als Vorläufer
diente das in Hes-
sen 1997 initiierte
Offenlandartenpro-
jekt (OLAP), das
auf 200 ha ange-
legt wurde. Auf die-
sen speziell einge-
säten Flächen wur-
den von der Hessi-
schen Gesell-
schaft für Ornitho-
logie (HGON) 160
Vogelarten, von
denen 66 auf der
Roten Liste ste-
hen, entdeckt.
Feldlerche, Gold-

ammer, Sumpfrohrsänger, Reb-
huhn und Wachtel profitierten
ebenso wie seltene Schmetterlin-
ge, Bienen und Hummeln von der
blumen- und samenreichen Ein-
saat. Auch wurde hier der hessen-
weit höchste Brutbestand von
Feldlerchen festgestellt. Auf 28 %
der Flächen hat sich zudem die
Wachtel angesiedelt, die in Hes-
sen seit 15 Jahren nicht mehr ge-
sehen worden war. Nach Ansicht
von Priv.-Doz. Dr. habil. Martin
KRAFT von der Marburger Phi-
lipps-Universität, der das Projekt
wissenschaftlich begleitet, habe
sich das OLAP sehr bewährt und
stelle in dieser Form eine der wich-
tigsten Naturschutzmaßnahmen
dar.

1 Aufgrund der Trockenheit im Wirtschaftsjahr 2003/04 wurde dieser Prozentsatz im laufenden Wirtschaftsjahr
auf 5 % verringert.

Aktionsbündnis
„Lebensraum Brache“

Umsetzung in
die Praxis
•Landesjagdver-
band Bayern e.V.

•Landesjagdver-
band Hessen
e.V.

Politik
•Deutscher Ver-
band für Land-
s c h a f t s p f l e g e
(DVL)

•Deutsche Wild-
tierstiftung

•Internationaler
Rat zur Erhal-
tung des Wildes
und der Jagd
(CIC)

Wissenschaft
und Monitoring
•Institut für Wild-
tierforschung an
der Tierärztlichen
Hochschule Han-
nover

•Bayerische Lan-
desanstalt für
Weinbau und
Gartenbau

Teilprojekte
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Saatgutmischungen sollen
landwirtschaftliche und
ökologische Ansprüche
vereinen

Im Projekt „Lebensraum Bra-
che“ soll nun getestet werden,
welche Saatgutmischungen rück-
läufigen Tierarten besonders
zugute kommen und gleichzeitig
unter pflanzenbaulichen Gesichts-
punkten zu vertreten sind. Auf
über 3 200 ha Stilllegungsfläche in
Hessen und Bayern wurden spe-
zielle Mischungen mit einem ho-
hen Anteil an Nektar- und Blüten-
pflanzen ausgesät. Mittels Kartie-
rungen werden die Auswirkungen
auf die Vegetation sowie Brutvö-
gel und Durchzügler festgestellt.
Untersuchungen der Populations-
dichte der Leitarten Feldlerche,
Rebhuhn und Feldhase lassen
Rückschlüsse auf den ökologi-
schen Nutzen der Flächengestal-
tung zu.

Die Stilllegung muss
mindestens zweijährig sein um
zumindest für einen Winter eine
wildtierfreundliche Struktur zu ge-
währleisten. Die Bayerische Lan-
desanstalt für Wein- und Garten-
bau hat verschiedene Saatgutmi-
schungen entwickelt, die auch den
unterschiedlichen Ansprüchen der
Flächen (Freilage, Waldrand oder
Gewässernähe) gerecht werden.
Pflanzen, die bis zu 2 m hoch
wachsen, sind dabei wegen des
hohen Deckungsbedarfs der Tie-
re genauso integriert wie solche
mit hohem Äsungspotenzial.

Die Saatgutstärke sollte nicht zu
groß sein um die Sonneneinwir-
kung auf den Boden zu erhalten,
die sowohl für Jungtiere als auch
für Insekten gute Bedingungen bie-
tet. Besonders eine langjährige
Nutzung, bei der nur im Abstand
von drei Jahren gemäht werden
muss, ist für Wildtiere optimal. So
entstehen großräumige Ruhezo-
nen, die schwer einsehbar sind.
Außerdem verändern die Pflanzen
jährlich ihr farbliches Aussehen
und locken somit viele Insekten
an. Auch Spaziergänger sind von
diesem Anblick begeistert. Für sie

wurde zusätz-
lich die Saat-
gutmischung
„Sommerzau-
ber“ für Acker-
randstreifen er-
stellt, die mit
einer Vielzahl
stark duftender
Arten das Pflü-
cken ausdrück-
lich erlaubt.
Dies trägt mit
dazu bei, dass
durch das Pro-
jekt das Image
der Landwirt-
schaft deutlich
gestärkt wer-
den kann.

Die in den
S a a t g u t m i -
schungen ver-
wendeten Kul-
turen samen
erst im zweiten
Jahr aus, so
dass bei einer
Wiedernutzung
als Ackerfläche durch die jährliche
Bodenbearbeitung keine Ver-
unkrautungsprobleme entstehen.
Die Bestellung von 1 ha Brache mit
einer fünfjährigen Saatgutmi-
schung erzeugt Kosten von etwa
250 •. Neben den Flächen, die
über das Projekt gefördert werden
konnten, haben sich vielerorts
Partnerschaften aus Landwirten
und Jägern auf eigene Kosten be-
teiligt.

GAP-Reform nutzen

Diese lokalen Partnerschaften
zu fördern und bürokratische Hin-
dernisse zu analysieren ist eine
wesentliche Absicht des Aktions-
bündnisses „Lebensraum Bra-
che“. Es fordert die Kommunen auf
ein fachgerechtes Management
auf lokaler Ebene zu entwickeln,
da die Umwandlung von Still-
legungsflächen in hochwertige
Lebensräume nicht als Pflicht der
Landwirte gesehen werden sollte.
Ihr fachlicher Beitrag bei der Er-
füllung dieser besonderen Leistun-
gen muss nach Ansicht der Deut-

schen Wildtier Stiftung honoriert
werden, denn die Jahrtausende
währenden Leistungen der Land-
wirtschaft in Bezug auf die Arten-
vielfalt würden in der europäischen
Agrarpolitik bislang zu wenig be-
rücksichtigt. Eine naturschutzge-
rechte Gestaltung von Still-
legungsflächen sollte daher in die
Agrarumweltprogramme einflie-
ßen.

Aufbauend auf die Zwischenbe-
wertung der Gemeinsamen Agrar-
politik, den Mid-Term-Review, im
Juni 2003 sind den einzelnen Mit-
gliedsstaaten erhebliche Spielräu-
me bei der konkreten Ausgestal-
tung der Flächenstilllegung ermög-
licht worden. Im Mid-Term-Review
wurden die Vorteile der Dauerbra-
che herausgestellt, die auch im
Hinblick auf die Wildtiernutzung
sinnvoll ist. Das Aktionsbündnis
„Lebensraum Brache“ fordert da-
her, die Modulation der Agrarsub-
ventionen für die Förderung einer
wildtiergerechten Gestaltung von
Stilllegungsflächen zu nutzen.

cbu

18,0 %
8,0 %
7,5 %
3,0 %
5,5 %
5,0 %
5,0 %
5,0 %
2,3 %
2,0 %

Esparsette
Sonnenblume
Luzerne
Waldstaudenroggen
Buchweizen
Fenchel
Rotklee
Winterwicke
Sommerwicke
Faserlein

2,0 %
2,0 %
1,0 %
1,0 %
1,0 %
0,5 %
0,5 %
0,5 %
0,2 %

Gelbklee
Hornschotenklee
Kolbenhirse
Mariendistel
Petersilie
Futtermalve
Futtermöhre
Schwedenklee
Borretsch

6,0 %
4,0 %
2,0 %
1,5 %
0,8 %
1,0 %
1,0 %
1,0 %
1,0 %
1,0 %
1,0 %
1,0 %
1,0 %
1,0 %
1,0 %
0,8 %
0,6 %
0,5 %

Kleiner Wiesenknopf
Wiesenkümmel
Wegwarte
Weiße Lichtnelke
Echtes Barbarakraut
Echtes Labkraut
Färberkamille
Margerite
Natternkopf
Schafgarbe
Spitzwegerich
Wiesenpippau
Wiesensalbei
Taubenkropfleimkraut
Wilde Malve
Wiesenflockenblume
Mehlige Königskerze
Echtes Johanniskraut

0,5 %
0,5 %
0,5 %
0,4 %
0,3 %
0,2 %
0,2 %
0,2 %
0,1 %
0,1 %
0,1 %
0,1 %
0,1 %
0,1 %
0,1 %

0,1 %
0,1 %
0,1 %

Nachtkerze
Rote Lichtnelke
Wilde Möhre
Wiesenbärenklau
Jakobsgreiskraut
Moschusmalve
Saatwucherblume
Wilde Karde
Beifuß
Gemeine Braunelle
Färberresede
Kuckuckslichtnelke
Nickendes Leimkraut
Pechnelke
Pfirsichblättrige
Glockenblume
Rainfarn
Skabiosenflockenblume
Gemeiner Dost

Saatgutmischung „Lebensraum 1“
(für drei- bis fünfjährige Nutzung)

Landwirtschaftliche Kulturarten

Wildarten heimischer Herkunft
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Die Subventionszahlungen der
Europäischen Union begüns-

tigen die kleinstrukturierte Land-
wirtschaft in Polen, so Dr. Martin
PETRICK, Institut für Agrarent-
wicklung in Mittel- und Osteuropa
(IAMO), Halle. Zusammen mit er-
gänzenden Zahlungen der polni-
schen Regierung würden somit
55 % der für 2012 in der Endstufe
festgelegten Subventionszahlun-
gen erreicht. Neben 41,-- •/ha als
Grundprämie würden Getreide-
und Ölsaaten mit 70,-- •/ha sowie
Futterflächen mit 45,-- •/ha unter-
stützt. Mittel zur Förderung der
ländlichen Entwicklung, die von
der Regierung kofinanziert würden,
bedeuteten in manchen Gebieten
eine zusätzliche Unterstützung

von bis zu 69,-- •/ha. Zudem könn-
ten die Betriebe im ersten Jahr des
Beitritts bis zu 200,-- •/ha für die
Einhaltung der Gemeinschaftsnor-
men erhalten. Da sich die Erzeu-
gerpreise in Polen dem EU-Niveau
bereits angeglichen hätten, wäre
somit nach den Ergebnissen des
IAMO eine deutliche Verbesse-
rung für die Landwirtschaft zu er-
warten.

Hinzu komme, dass die polni-
schen Subsistenzbetriebe in Po-
len allein aus der Erfahrung mit
ökonomischen Krisen bewusst
aufrecht erhalten würden. Noch sei
die Arbeitslosigkeit in ländlichen
Gebieten sehr hoch. Mit der EU
Strukturförderung sei auch für die-

se Regionen eine Verbesserung
zu erwarten. Die polnische Regie-
rung unterstütze die Landwirt-
schaft mit einer hoch subventio-
nierten Altersvorsorge sowie der
Auszahlung von Arbeitslosenun-
terstützung an Kleinstbetriebe.
Diese könnten mit dem EU Bei-
tritt zudem einen jährlichen Zu-
schuss von bis zu 1 250,-- • be-
antragen.

Betriebsaufgaben, resümiert Dr.
Petrick, wären somit ein Zeichen
für wirtschaftlichen Aufschwung,
weil sie bedeuteten, dass ein au-
ßerlandwirtschaftlicher Arbeits-
platz gefunden wurde. Diese Ent-
wicklung werde jedoch erst im
Generationenwechsel erfolgen.

Bäuerliche Betriebe in Polen
profitieren von EU-Beitritt

Niedersachsen Netzwerk Nachwachsende
Rohstoffe gegründet

Als größtes Agrarland
Deutschlands nimmt Nieder-

sachsen eine Spitzenposition bei
den nachwachsenden Rohstoffen
und der Bioenergie ein. Zur Ver-
knüpfung der vorhandenen Struk-
turen und Kompetenzen in diesem
Bereich hat der niedersächsische
Landwirtschaftsminister Hans-
Heinrich EHLEN am 2. Juni 2004
in Werlte, Emsland, das Nieder-
sachsen Netzwerk Nachwach-

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften mel-
den Rückgang der Arbeitsunfälle

sende Rohstoffe, kurz 3N, gegrün-
det. Das Netzwerk umfasst neben
Forschung und Lehre das Ver-
suchswesen, das Internet, die
Fachinformationsstelle Bioenergie
Niedersachsen in Göttingen,
BEN, sowie das Kompetenzzen-
trum Nachwachsende Rohstoffe in
Werlte, NaRo.Net.

Seinen Sitz wird das Netzwerk
in Werlte bei NaRo.Net haben,

das auch die Geschäftsführung für
3N übernimmt. 3N soll für Nieder-
sachsen die zentrale Anlaufstelle
für Nachwachsende Rohstoffe und
Bioenergie sein und durch eine
gute Netzwerkstruktur wichtige
Synergien ermöglichen. Damit
sich Wirtschaft und Verbände aus
diesem Sektor engagieren kön-
nen, ist auch die Gründung eines
3N e.V. geplant.

Im Kalenderjahr 2003 gab es bei
den landwirtschaftlichen Berufs-

genossenschaften erneut weniger
Arbeits- und Wegeunfälle, Berufs-
krankheiten sowie tödliche Unfäl-
le.

Die Zahl der Arbeits- und We-

geunfälle ging gegenüber dem Vor-
jahr um 7 % zurück. Weiter rück-
läufig war auch die Zahl der tödli-
chen Unfälle mit 230 im Vergleich
zu 247 im Kalenderjahr 2002. Bei
den Rentenzugängen wurden
5 409 Fälle neu entschädigt. Die

Zahl der neuen Unfallrenten ging
um 9 % zurück. Die Anzeigen auf
Verdacht einer Berufskrankheit
sanken von 2 952 Fällen im Ka-
lenderjahr 2002 auf 2 894 im Ka-
lenderjahr 2003.

cbu
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Leserbrief zum Artikel „Umnutzungspotenziale landwirtschaftlicher Bausub-
stanz als Faktoren der Entwicklung ländlicher Raume“ in Ländlicher Raum 02,
2004, S. 33 ff.

Die Situationsdarstellung für den Kreis Herford ist zutreffend gelungen.

Im abschließenden Kapitel „Umnutzung als Beitrag zur ländlichen Entwicklung“ sind auf Seite 40 leider
einige Fehleinschätzungen enthalten:

1. Die Effizienz von regional initiierten Gebäude- und Hofbörsen wird stark überschätzt. Bisherige Immobi-
lieninserate und Makleraktivitäten reichen aus bzw. sind einfach zu verstärken, eine extra „Börse“ wirft
nur Kosten auf und stört die Märkte.

2. In den 1 000 befragten landwirtschaftlichen Betrieben der Umnutzungspotenzialbefragung im Kreis Her-
ford wurden 300 Gebäude als leerstehend genannt. Dies entspricht etwa meiner groben Schätzung,
dass in ländlichen Räumen mindestens 30 % aller Wirtschaftsgebäude leerstehen oder unterwertig ge-
nutzt werden.

3. Der Aufwand für die Einrichtung einer Börse sollte besser in die Akquisition von geeigneten außenbe-
reichsverträglichen Kleingewerbetreibenden investiert werden und in die Popularisierung der Nachhaltig-
keit und Öko-Effizienz dieser Umnutzungsart:

• kein Freiraumverbrauch

• keine zusätzliche Versiegelung

• keine zusätzlichen Pendlerströme

• keine Baustoffverschwendung

Im Rahmen der Standortwechsel vorhandener Betriebe ist dieser Weg auch bei geringem Wirtschafts-
wachstum und wenigen Firmen-Neugründungen sinnvoll.

4. Die angebliche Notwendigkeit des Aufbaus gezielter Umnutzungsberatungsdienstleistungen ist nicht
gegeben, weil in den meisten Bundesländern eine effiziente integrierte Umnutzungsberatung durch die
Agrarberatung vorgehalten wird, nicht nur in Ländern mit Landwirtschaftskammern.

5. Als Institutionen für die Umnutzungsberatung lediglich die Gemeinden und die Agrarstrukturverwaltun-
gen zu nennen, muss als fachlicher Fehler bezeichnet werden:

• Zu oft sind die Gemeinden die Bremser von Umnutzungsvorhaben, weil sie eher die Vermarktung teuer
hergerichteter Gewerbeflächen (rechtswidrig) bevorzugen.

• Die Agrarstrukturverwaltungen bzw. Agrarordnungsverwaltungen leisten gute Arbeit bei der Förderung
von Umnutzungsvorhaben. Die integrierte Beratung über das „Ob“ der Umnutzung muss jedoch vorher
geleistet werden.

• Die auch für die vielen nicht geförderten Umnutzungsvorhaben zu leistende Entscheidungsberatung
der Agrarberatung nicht zu nennen, mindert den ansonsten hohen Erkenntniswert dieses Artikels
unnötig. Dabei wird diese integrierte Umnutzungsberatung in dem unter DAMM zitierten Buch aus-
führlich beschrieben. Es ist noch heute aktuell und für 7,50 • beim Landwirtschaftsverlag Münster-
Hiltrup erhältlich.

Nach sachlicher Richtigstellung dieser Unklarheiten bin ich sicher, dass die Autoren des ASG-Beitrags
und der „Leserbriefschreiber“ wie bisher in gemeinsamen Veranstaltungen die außenbereichsverträgliche
Umnutzung von Hofstellen als effizienteste und nachhaltigste Form der Förderung ländlicher Räume voran-
bringen werden.

Gerd Grahlmann, Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe, Münster
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Kampagne der Katholischen Landjugendbewegung Deutschlands (KLJB):

„neu-LAND.de – hier wird gebaut”
Gabriele Kiefer*

die Dorfgemeinschaft zu fördern
und Kontakte zu knüpfen. Die ers-
ten Erfahrungen haben gezeigt,
dass das Konzept aufgeht. Eine
Gruppe von Frauen brachte Kaf-
fee und Kuchen mit und trug zum
Gelingen des ersten Verkaufsta-
ges bei.

Auf dem neu-LAND-Acker der
KLJB Kollig/Gering, um den sich
40 Kinder aus drei Kinder- und
Jugendgruppen kümmern, wächst
bereits Salat. Diverse Gemüses-
orten sollen in Kürze die Produkt-
palette im mobilen Dorfladen er-
weitern.

Eine Kräuterpyramide
im Caritas Senioren-
wohnheim

Die 12- bis 18-jährigen Mitglie-
der der KLJB Stadtsteinach in
der Diözese Bamberg engagie-
ren sich mit ihrem neu-LAND-
Projekt generationenübergrei-
fend. Auf dem Gelände des
Caritas-Seniorenheimes in
Stadtsteinach wurde eine zur
Pyramide aufstrebende Kräu-
terschnecke angelegt, an der
auch rollstuhlfahrende Hausbe-
wohner/-innen den Duft frischer
Kräuter genießen können.
Beim gemeinsamen Bau und
der Bepflanzung der Pyramide
gab es viel Gelegenheit zum
Dialog zwischen den älteren
Menschen und den Jugendli-
chen aus der KLJB. Bürger-
meisterin Anneliese von RAMIN
stiftete Handwerksgerät.

„Rent a chicken”

Die Ortsgruppe Taxoeldern
hat im Rahmen eines an das

Spiel „Siedler“ angelehnten Inter-
netspiels 40 Hühner aus dem Di-
özesanverband Regensburg bei ei-
nem „neu-LAND-Siedler“ erhan-
delt. Nachdem sie sich über art-
gerechte Tierhaltung informiert
hatten, bauten sie einen Stall mit
Einzel- und Familiennestern für
die Hennen. Außerdem stehen
1 200 m2 Auslauf zur Verfügung.
Nach dem Ostergottesdienst ver-
schenkten die KLJB-Mitglieder
gefärbte Eier ihrer neu-LAND-Hüh-
ner und erhielten im Gegenzug
Spendengelder. Diese wurden den
KLJB-Gruppen in Afrika, Asien und

Seit Herbst 2003 beteiligen sich
132 Ortgruppen der Katholi-

schen Landjugendbewegung
Deutschlands (KLJB) an der
Landkampagne „neu-LAND.de –
hier wird gebaut“, um sich für eine
nachhaltige Entwicklung ihrer Dör-
fer und Regionen zu engagieren.
Dafür müssen sie sich ein Stück
Land mieten, pachten oder
umsonst zur Verfügung stellen las-
sen und es von Oktober 2003 bis
Oktober 2004 zukunftsfähig ge-
stalten. Mittlerweile haben die
neu-LAND-Flächen, die alle mit
einem eigenen neu-LAND-Orts-
schild versehen sind, das den Na-
men der Ortsgruppe trägt, Gestalt
angenommen.

Ein mobiler Dorfladen
in der Eifel

Weder das Eifeldorf Kollig mit
472 Einwohnern noch Gering mit
406 Einwohnern haben ein Ge-
schäft im Dorf. Der nächste Bä-
cker ist im 3 km entfernten Mert-
loch. Lebensmittelgeschäfte gibt
es im 15 km entfernt gelegenen
Münstermaifeld. Die Idee der
KLJB-Ortsgruppe Kollig und Ge-
ring war es, einen mobilen Dorfla-
den einzurichten, in dem regiona-
le Produkte an zwei Wochenta-
gen verkauft werden. Kräuter, Rha-
barber, Kartoffeln und Zwiebeln
aber auch Fliedersträuße und
selbstgemachten Schnaps bieten
die KLJB-Mitglieder freitags und
samstags im bunt bemalten Bau-
wagen an. Unterstützt werden Sie
von Frauen aus dem Sachaus-
schuss Jugend des Pfarrgemein-
derates Kollig/Gering. Mit dem
mobilen Dorfladen wollen die Ju-
gendlichen auch dazu beitragen,
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Mobiler Dorfladen der KLJB-Ortsgruppe Kollig/Gering

* Gabriele Kiefer, Referentin für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der KLJB-Bundesstelle, Bad-Honnef-Rhön-
dorf
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Südamerika zur Verfügung ge-
stellt.

Unter dem Motto „rent a chicken“
können Bürgerinnen und Bürger
aus Taxoeldern und Umgebung
neuerdings für 5 • im Monat ein
Huhn bei der KLJB ausleihen und
bekommen in dieser Zeit die Eier.

Blühender Friede für
Wittibreut

15 Jugendliche gründeten 2003
die KLJB Wittibreut im Diözesan-
verband Passau und haben schon
einige Ideen umgesetzt. Auf ihrem
Acker säten sie ein großes
Peace-Zeichen mit Blumensamen
ein, das im Sommer „den Frieden
blühen“ lassen soll.

Mädchen der Ortsgruppe Wit-
tibreut bauen einen Hühnerstall,
in dem sie im Rahmen der Kam-
pagne Hühner halten wollen. Wäh-
rend der Bürgermeister sich ver-
traglich festgelegt hat, für das
Hühnerfutter zu sorgen, stellte der
Pfarrer drei Bienenstöcke für die
neu-LAND-Fläche zur Verfügung.
Den Honig aus den neu-LAND-Bie-
nenstöcken können die KLJB-Mit-
glieder vermarkten.

Deutsch-französisches
Freundschaftswäldchen

In Erden, Diözese Trier, planen
die KLJB-Mitglieder ein Stück
Wald anzupflanzen und zu gestal-
ten sowie einen Waldlehrpfad zu
errichten. Geplant ist, unter dem
Motto „deutsch-französisches
Freundschaftswäldchen“ Jugend-
liche aus der Partnergemeinde
Chemery in Frankreich zu mobili-
sieren, bei der Aktion mitzuhelfen.

Zentrales Rahmenpro-
gramm ergänzt Aktivitäten
vor Ort

Die Aktivitäten vor Ort sind in ein
zentrales Rahmenprogramm ein-
gebunden. Dazu gehörten ein
Frühlingsfotoshooting bis Ende
Juni sowie die für August geplan-
te MIJARC neu-LAND-Tour. Dele-
gierte der Internationalen Katholi-
schen Land- und Bauernjugendbe-
wegung MIJARC (Mouvement In-
ternational de la Jeunesse Agri-
cole et Rurale Catholique) aus
mehr als 40 Ländern werden in
sechs Gruppen deutsche Diöze-
sen und Landjugendgruppen be-
suchen. Ein weiterer Höhepunkt

ist die Landtafel in Berlin am 7.
August, zu der KLJB-Mitglieder
mit Vertretern/-innen aus Politik,
Kirche und Gesellschaft zusam-
mentreffen und Produkte der neu-
LAND-Flächen auftischen werden.
Den Abschluss der Kampagne
bildet das bundesweite Ernte-
dankfest.

Wissenschaftlich begleitet wird
die neu-Land-Kampagne seit Ende
April 2004 durch einen Fachbei-
rat unter Leitung von Elmar SCHÄ-
FER, Bundesvorsitzender der
KLJB. Dieser bildet ein Forum, in
dem ein interdisziplinärer Fach-
austausch zu den zentralen Hand-
lungsfeldern der KLJB und eine
Reflexion der Kampagne neu-Land
erfolgen sollen. Durch die Arbeit
des Beirates soll der Fachdiskurs
über den Lebensraum Land, die
Situation und Perspektiven Land-
jugendlicher und die Jugend(-ver-
bands-)arbeit auf dem Land inten-
siviert werden. Gemeinsam wer-
den die Beiratsmitglieder eine
Fachpublikation erstellen, die An-
fang 2006 erscheinen wird.

Bundespräsident würdigt
Engagement

Bundespräsident Johannes Rau,
der am 1. Juni 2004 die Bundes-
stelle der KLJB in Bad Honnef
besuchte, lobte das Engagement
der KLJB-Mitglieder. Ihm wurde die
Landkampagne mit ihren zu-
kunftsfähigen Elementen vorge-
stellt. Nachhaltig ist auch das
Engagement der KLJB im Bereich
erneuerbare Energien, das zentra-
le Thema der KLJB am Weltju-
gendtag 2005. Unter dem neu-
LAND-Banner wurde zukunftswei-
send der Startschuss für das
nächste große KLJB-Projekt ge-
geben.

Weitere Informationen:
www.neu-LAND.de

oder

KLJB-Bundesstelle, Projektko-
ordinator Elmar Schäfer
Tel: 02224/9465-0
Fax: 02224/9465-44,
eMail: e.schaefer@kljb.org

Durch den Bau einer Kräuterpyramide im Seniorenheim stärkt die KLJB-Ortsgruppe
Stadtsteinach den Dialog zwischen den Generationen
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NaturKunstRaum Neubürg:

Kräfte sammeln und verweilen

Die Neubürg ist ein markanter, heute weitgehend baumfreier Berg am nördlichen
Rand der Fränkischen Schweiz. Das etwa 150 m breite und 200 m lange Gipfel-
plateau, das an allen Seiten von steilen Hängen begrenzt wird, gehört zu den
wenigen Tafelbergen der nördlichen Frankenalb und überragt die Umgebung um
durchschnittlich etwa 80 m. Bei gutem Wetter ist ein Blick bis zum Fichtelgebirge
möglich. Aufgrund ihrer geographischen Lage war die Neubürg im 19. Jahrhun-
dert Ausgangspunkt für trigonometrische Messungen des Umlandes. Inzwischen
ist sie ein geschütztes archäologisches Denkmal, dessen Kultur- und Naturge-
schichte der letzten 200 Mio. Jahre belegt ist. Seit Mai 2003 ist die Neubürg ein
internationaler NaturKunstRaum.

Ziel ist es, Prozesse einer
nachhaltigen Regionalent-

wicklung auszulösen und zu un-
terstützen. Das Projekt unter der
Trägerschaft der Regionalen Ent-
wicklungsgesellschaft entstand in
Zusammenarbeit mit der Entwick-
lungsagentur im Landratsamt
Bayreuth. Zehn Künstler aus
Deutschland, der Schweiz und
Frankreich haben eigens für die
Neubürg Kunstwerke geschaffen,
die ihre Empfindungen angesichts
der Besonderheit der Landschaft
zum Ausdruck bringen. Die Aus-
wahl der Kunstwerke erfolgte durch
eine Jury in einem europaweit aus-
geschriebenen Wettbewerb. Von
220 skizzenhaften Vorschlägen
kamen zunächst 53 in die Voraus-
wahl, aus denen sich später die
zehn erfolgreichen Arbeiten heraus
kristallisierten.

Internationale Kunst aus
regionalen Materialien

Für die Erstellung der Werke
haben viele Künstler/-innen heimi-
sche Materialien und die regiona-
le Infrastruktur genutzt. So stell-
ten beispielsweise ein Sägewerk
und ein Steinmetzbetrieb ihre
Räumlichkeiten und Gerätschaf-
ten kostenlos zur Verfügung. Aus
regionalplanerischer Sicht stellt
die Einbindung der regionalen
Ressourcen das Bindeglied zwi-
schen den international agieren-

den Künstlern/-innen und der Re-
gion rund um die Neubürg dar. Ei-
nige Künstler/-innen, die ihre Wer-
ke vor Ort fertigten, luden die Be-
völkerung ein, ihnen bei der Arbeit
zu zu sehen. Das Projekt verur-
sachte ein großes Presseecho,
das erheblich zur Identifikation der
Bevölkerung mit dem NaturKunst-
Raum beitrug. Nicht zuletzt ist der
Bekanntheitsgrad über die Gren-
zen der Region hinaus auch der
internationalen Beteiligung zu ver-
danken.

Mit der Kunst die Natur
entdecken

Nach Fertigstellung wurden die
Werke in die Landschaft des Gip-
felplateaus platziert, ohne die mar-
kante Silhouette des Berges zu
verändern. Die Festlegung der
Standorte erfolgte zusammen mit
Künstlern/-innen, Kommunalpoli-
tikern/-innen, mit Vertretern/-innen
des Denkmalschutzes und der Na-
turschutzbehörde sowie mit Bür-
gern/-innen. Dabei wurde darauf

Christoph Roßner: Hörner
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geachtet, dass die Installationen
kein aufdringlicher und aufgesetz-
ter Schmuck für die Neubürg sind,
sondern Impulse geben, um mit
der Kunst die Natur zu entdecken.
Die Werke befinden sich aus-
schließlich entlang der bestehen-
den Pfade und sind zum Teil nicht
auf den ersten Blick sichtbar. Das
Material der Werke hat einen en-
gen Bezug zur Neubürg, z. B.
Kalkstein, Sandstein, Bronze (Be-
siedlung in der Bronzezeit), Eisen
(rötlicher Eisensandstein) oder Ei-
chenstämme (früherer Bestand
mit Eichenwald). Auch dadurch
verliert sich die Kunst fast in der
Natur.

Kunst im öffentlichen Raum
müsse sich härteren Bedingungen
unterwerfen als Museumskunst,
konstatiert Dipl.-Ing. Hellmut ALB-
RECHT, Mitglied der Jury. Sie
müsse Wind und Wetter trotzen,
dem Maßstab der Umgebung ge-
recht werden, standfest sein und
sich der Kritik der Vorbeikommen-
den stellen. Im Laufe der Zeit wer-
den sich die Kunstwerke durch
natürliches Altern, zunehmenden
Bewuchs und durch die Besied-
lung mit Insekten verändern. Auf
diese Weise schärfe der Natur-
KunstRaum Neubürg die Sinne
dafür, was Natur sei, was künst-
lich von Menschenhand geschaf-
fen und was Kunst sei, ist sich
die Regionale Entwicklungsgesell-
schaft sicher.

Ausbau des sanften Tou-
rismus in der Region

Darüber hinaus zeichnet sich
auch eine langfristige Wirkung auf
die Gastronomie, die Beherber-
gungsbetriebe und den regionalen
Einzelhandel ab. An schönen Wo-
chenenden sind seit der Eröffnung
des NaturKunstRaums stets eini-
ge hundert Besucher auf der Neu-
bürg.

Außerdem sind begleitende An-
gebote wie Volkshochschulkurse,
Seminare, Workshops und Füh-
rungen entstanden – Initiativen,
die häufig von engagierten Bürgern
aus der Region ausgingen. Der

Schüler zeichnen das „Lebensrad“ von Wolfgang Pietschmann

Axel Luther: Bronzestele
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NaturKunst-
Raum wird als
einer von vie-
len Schritten
auf dem Weg
zum Ausbau
des sanften
Tourismus in
der Region be-
griffen.

Bereits wäh-
rend der Instal-
lation der Wer-
ke nutzten
Schulklassen
die Neubürg
als „Klassen-
zimmer im
Freien“. Aus
der Bevölke-
rung stammte
die Idee, Paten
für die einzel-
nen Kunstwer-
ke zu suchen,
die sich für die
Werke verant-
wortlich fühlen und zugleich als
Botschafter für den NaturKunst-
Raum fungieren. Inzwischen hat
jedes Werk mindestens zwei Pa-
ten, die sich mit dem Projekt iden-
tifizieren. Durch das Projekt sind
auch vielfältige Netzwerke ent-
standen, z. B. zwischen den Pa-
ten als Botschafter und der Be-
völkerung, den Paten untereinan-
der sowie zwischen den Paten und
den Künstlern.

Unmittelbarer Zugang
zur Kunst

Die zehn Kunstwerke selbst sind
Skulpturen und LandArt-Installa-
tionen aus Holz, Stein und Metall
bzw. Kombinationen aus verschie-
denen Materialien. Das Werk von
Axel LUTHER, Künstler aus Bay-
reuth, ist z. B. eine Bronzestele,
die den Titel „Wandel ist das We-
sen der Wirklichkeit“ trägt. Sie hat
die Form eines Ammoniten, der
zunächst am Boden aus einer
Kalksteinspirale beginnt. Besu-
cher sind aufgefordert, auf dem
Weg und in der Umgebung den
einen oder anderen Stein aufzu-

heben und an dem Abbild des vor
langer Zeit vergangenen Tinten-
fischverwandten mit seinen Tenta-
keln (die weit in die Umgebung
reichen sollen) weiter zu gestal-
ten. Die scheinbare Zeitlosigkeit
der Arbeit im Kontrast zu den sich
ständig verändernden Naturphäno-
menen wie Licht, Wind usw. we-
cke ein Gefühl für die verschiede-
nen Zeitebenen, in denen sich al-
les verändere, heißt es im Kata-
log der Regionalen Entwicklungs-
gesellschaft zu diesem Werk.

Der Kumulus von Angelika SUM-
MA, Künstlerin aus Würzburg, ist
eine „Wolke“ aus Baustahlhaken,
die aus dem Gefühl heraus ent-
stand, das einen beim Rundum-
blick auf der Neubürg stehend
überkommt. Die Wolke soll ein
Symbol für Freiheit, Weite, Sehn-
sucht, Ruhe und Glück sein. Der
Phantasie der Besucher/-innen
obliegt es, die Wolke in die Lüfte
zu heben.

Jedes einzelne Kunstwerk über-
setzt die Eindrücke der Künstler/
-innen angesichts der einzigarti-

gen Landschaft auf seine Weise.
Dabei sei es gerade die Kombi-
nation aus Kunst und Landschaft,
die den Reiz des LandArt-Projek-
tes auf der Neubürg ausmache,
so der Projektträger. Die Kunst,
dezentral im ländlichen Raum, bie-
te jedem die Möglichkeit, sich
jederzeit frei und kostenlos ohne
Berührungsängste mit ihr
auseinander zu setzen – und sei
es nur beim Vorbeispazieren.

Einen sehr vielversprechenden
und einladenden Eindruck vermit-
telt bereits der Katalog des Pro-
jektträgers Regionale Entwick-
lungsgesellschaft „Rund um die
Neubürg – Fränkische Schweiz“.

Jean Michel Moraud: Der Samen der Zeit

Weitere Informationen:

Regionale Entwicklungsgesellschaft „Rund
um die Neubürg – Fränkische Schweiz“

Tel.: 09279/923 241
Fax: 09279/923 244

o s
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Fachtagung vom 7. bis 9. September 2004 in Jena

Tagung für Multiplikatoren in Kirche und Gesellschaft vom 2. bis 3. Septem-
ber 2004, Evangelische Akademie Hofgeismar

Wissenschaftliche Sammlung und Forschungsstelle
UNESCO-Biosphärenreservat Rhön

Mit der Einrichtung der „Wis-
senschaftlichen Sammlung

UNESCO-Biosphärenreservat
Rhön“ sowie der angegliederten
„Forschungsstelle Region und
Nachhaltigkeit“ an der Fachhoch-
schule Fulda erhalten Interessent/
-innen aus dem In- und Ausland
in Kürze PC-gestützt Zugang zu
Literatur bzw. Materialien, die sich
auf das Biosphärenreservat Rhön,
das MAB-Programm (Mensch und
Biosphäre) der UNESCO oder auf
den internationalen Nachhaltig-
keitsdiskurs beziehen.

Zunächst stehen der Erwerb, die
Erfassung und die Systematisie-
rung der Literatur imVordergrund.
Bei der Erschließung der Quellen
werden sowohl wissenschaftliche

Publikationen als auch unveröf-
fentlichte Arbeiten in schriftlicher
sowie visueller Form berücksich-
tigt. Als Kooperationspartner fun-
giert die Hochschul- und Landes-
bibliothek Fulda (HLB), wobei eine
dauerhafte Integration der Samm-
lung in die HLB angestrebt wird.

Die „Forschungsstelle Region
und Nachhaltigkeit“ soll die we-
sentlichen Inhalte der gesammel-
ten Dokumente vorstellen und die
Übertragbarkeit von Erkenntnissen
diskutieren. Weiterhin sollen eige-
ne, primär sozialwissenschaftliche
Forschungsprojekte durchgeführt
werden.

Ermöglicht wird das Vorhaben
aufgrund der Förderung durch das

Hessische Ministerium für Wis-
senschaft und Kunst, das das
Projekt mit 254 900 • über einen
Zeitraum von drei Jahren unter-
stützt.

Kontakt:

Prof. Dr. Erich Ott,
Dr. Dieter Wittmann
Fachhochschule Fulda, Fachbe-
reich Sozial- und Kulturwissen-
schaften

Tel.: 0661/9640525

Fax: 0661/9640453

e-mail:

Erich.Ott@sk.fh-fulda.de

Dieter.Wittmann@sk.fh-fulda.de

Termine

!

!

Arznei- und Gewürzpflanzen 2004

Neue Lebenschancen für Männer und Frauen im ländlichen Raum

Die Männerarbeit der EKD geht von der Erkenntnis aus, dass Männer und Frauen in gesellschaftlichen
Entwicklungsprozessen jeweils in besonderer Weise betroffen und beteiligt sind. Beide haben spezifische
Interessen. Die ausdrückliche Berücksichtigung dieser Aspekte bewirkt für alle Beteiligten nachhaltige und
positive Ergebnisse. Mit der Anwendung dieser „Gender-Perspektive“ auf die Entwicklung des ländlichen
Raums befasst sich die Fachtagung. Dabei soll die Situation auf dem Land als Herausforderung begriffen
werden, die letztendlich auch Chancen für die Menschen auf dem Land und die gesamte Gesellschaft
bietet. In diesem Sinn werden erfolgreiche Projekte aus der Rhön und die Vision des energieautarken
Dorfes Jühnde vorgestellt. Insbesondere liegt das Augenmerk dabei auf dem Engagement der beteiligten
Bürger/-innen.

Weitere Informationen: Fachausschuss für den Bereich Evangelisches Landforum in der Männerarbeit der
EKD, Tel. 0561/710181, Fax.: 0561/710183, E-Mail: janson@maennerarbeit-ekd.de

Unter dem Motto „Chancen und Herausforderungen einer zeitgemäßen Arznei- und Gewürzpflanzenpro-
duktion“ stellt sich die Tagung die Aufgabe, modernste Forschungsergebnisse als wertvolles Rüstzeug für
die zukünftige Arbeit von Forschern und Produzenten zu vermitteln.

Informationen: Thüringer Zentrum Nachwachsende Rohstoffe der Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft,
Corinna Ormerod, Tel. 03 64 27 / 86 81 11, Fax.: 03 64 27 / 2 23 40, E-Mail: c.ormerod@dornburg.tll.de
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Personalien

Dr. Clemens Dirscherl neuer EKD-Beauftragter für
agrarsoziale Fragen

Der Geschäftsführer des Evan-
gelischen Bauernwerks Württem-
berg, Dr. Clemens DIRSCHERL,
wurde im April 2004 vom Rat der
Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (EKD) zum Beauftragten für
agrarsoziale Fragen berufen. Da-
mit tritt er die Nachfolge von Rudi
Job, der in den Ruhestand gege-
gangen ist, an.

Der studierte Sozialökonom, der
als erster Nicht-Theologe dieses

Amt übernimmt, hat von 1984 bis
1991 an der Universität Freiburg
sowie an der Technischen Univer-
sität Berlin wissenschaftlich gear-
beitet und promoviert. Seit 1991
leitet er die kirchliche Bauernar-
beit der württembergischen Lan-
deskirche in Hohebuch und ist seit
1994 Mitherausgeber der Fachzeit-
schrift „Kirche im ländlichen
Raum“. Vor vier Jahren übernahm
Dr. Dirscherl den Bundesvorsitz

der Kirchlichen Dienste auf dem
Lande.

Als Beauftragter für agrarsozia-
le Fragen wird Dr. Dirscherl ehren-
amtlich mit dem Kirchenamt in
Hannover und den EKD-Büros in
Berlin und Brüssel für die EKD die
Kontakte zur Agrarpolitik bei der
Bundesregierung, dem Europapar-
lament sowie zu Bundesverbän-
den und Bundesbehörden pflegen.

Neuer Bundesvorstand der Landjugend
Die Mitgliederversammlung des

Bundes der Deutschen Landju-
gend wählte bei ihrem Treffen vom
23. - 25. April 2004 im pfälzischen
St. Martin einen neuen Bundes-
vorstand. Dabei wurde Erik JEN-
NEWEIN, der bereits seit April
2002 Bundesvorsitzender ist, für
weitere zwei Jahre im Amt bestä-

tigt. Anja MÜCKE-HANSEN stell-
te ihr Amt als Bundesvorsitzende,
das sie seit 2000 inne hatte, zur
Verfügung. Für sie wurde Rosi
GEYER in den Vorstand gewählt.

Als stellvertretende Vorsitzende
wurden Rudolf GROSSFELD,
Westfalen-Lippe, und Dajana

MÜLLER, Sachsen-Anhalt, in ih-
ren Ämtern bestätigt. Neu in den
Vorstand kamen Iris COMDÜHR,
Schleswig-Holstein, sowie Gun-
ther HIESTAND, Rheinhessen, der
die Nachfolge von Marcus HOF-
MEISTER antrat.

StS. a. D. Dr. Aloys Altmann neuer Präsident des
Landesrechnungshofs Schleswig-Holstein

Am 29. April 2004 wählte der
schleswig-holsteinische Landtag
StS. a. D. Dr. Aloys ALTMANN
einstimmig zum Präsidenten des
Landesrechnungshofs in Schles-
wig-Holstein.

Dr. Altmann war ab 1977 im
Bundeslandwirtschaftsministeri-
um, u. a. auch als Landwirt-
schaftsreferent in Brüssel, sowie
im Bundesumweltministerium tä-

tig. 1989 wechselte der promovier-
te Agrarökonom zunächst ins
schleswig-holsteinische, von dort
ins nordrhein-westfälische Land-
wirtschaftsministerium. Von 1996
bis 1998 war er Abteilungsleiter im
brandenburgischen Agrarministe-
rium, bevor er im Juli 1998 zum
Staatssekretär in Sachsen-Anhalt
ernannt wurde. 2001 übernahm Dr.
Altmann das Amt des Staatssek-
retärs im Landwirtschaftsministe-

rium Schleswig-Holstein, das er
bis 2003 inne hatte.

Die ASG gratuliert ihrem stell-
vertretenden Vorsitzenden Dr.
Aloys Altmann sehr herzlich zu
seiner Wahl zum Präsidenten des
Landesrechnungshofs Schleswig-
Holstein und wünscht ihm alles
Gute für sein neues Amt.
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Für Sie gelesen

Ökostrom – von der Nische zum Massenmarkt

Entwicklungsperspektiven und Marketingstrategien für eine zukunftsfähige
Elektrizitätsbranche

Rolf Wüstenhagen, Ökostrom –
von der Nische zum Massen-
markt: Entwicklungsperspektiven
und Marketingstrategien für eine
zukunftsfähige Elektrizitätsbran-
che, vdf Hochschulverlag an der

ETH Zürich, Zürich, 2000, 335 S.,
broschiert, mit 53 SW-Abb. und
10 Tabellen, 62,40 •, ISBN 3-
7281-2777-9.

Heute steht einem breiten
Markt für das bisherige Ni-

schenprodukt Ökostrom nichts
mehr im Wege. Auf Grund der Li-
beralisierung des Strommarktes
ist es nun möglich, nachhaltige
Wettbewerbsvorteile zu erlangen
und den noch geringen Marktan-
teil zu vergrößern. Eine Konzepti-
on des Sympathieträgers Öko-
strom als teures Nischenprodukt
stellt jedoch nur den Anfang einer
Entwicklung dar. Weitere Schrit-
te sind notwendig.

In der theoretisch-konzeptionel-
len Analyse von Rolf Wüstenha-
gen werden praxisnah Wege öko-
logischer Stromprodukte in den
Massenmarkt aufgeführt und an-
hand empirischer Erkenntnisse
aus Deutschland, der Schweiz,

Großbritannien und den USA  so-
wie anhand von Parallelen ande-
rer ökologischer Produkte darge-
stellt und belegt. Der allgemeinen
Branchenentwicklung, der Politik
und schließlich den Einzelunter-
nehmen obliegt es in der Zukunft,
diese Wege zu ebnen und
schließlich zu begehen.

Die schlüssig aufgebaute und
auch für Laien gut nachvollzieh-
bare Dissertation von Rolf Wüs-
tenhagen wendet sich ebenso an
Führungskräfte und Marketingver-
antwortliche der Energiewirtschaft
wie auch an Entscheidungsträger
in Politik, Consulting und Umwelt-
organisationen. Auch Wissen-
schaftler und Studierende werden
aus dem als „außerordentlich ge-
lungen“,  „innovativ“ und „wissen-
schaftlich hochstehend“ beschrie-
benen Buch ihren Nutzen ziehen
können.

Berichte des Büros für Technikfolgen-Abschätzung
beim Deutschen Bundestag (TAB)

- Rolf Meyer, Arnold Sauter: Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittelangebot und -nachfrage. Eine Ba-
sisanalyse. 392 S., 52,-- Euro; ISBN 3-87150-853-5.

- Rolf Meyer: Der aufgeklärte Verbraucher – Verbesserungspotenziale der Kommunikation über Lebens-
mittel. 134 S., 42,-- Euro; ISBN 3-87150-856-X.

- Rolf Meyer, Arnold Sauter: Regionalität von Nahrungsmitteln in Zeiten der Globalisierung. 167 S., 42,--
Euro; ISBN 3-87150-855-1.

- Rolf Meyer: Nahrungsmittelqualität der Zukunft – Handlungsfelder und Optionen. 287 S., 52,-- Euro; ISBN
3-87150-854-3.

Alle Berichte sind beim Deutschen Fachverlag, Frankfurt am Main, 2004 erschienen.

Die Berichte basieren auf Gut-
achten, die im Rahmen des

TA-Projekts „Entwicklungstenden-
zen bei Nahrungsmittelangebot
und -nachfrage und ihre Folgen“

im Auftrag des Deutschen Bun-
destages von verschiedenen Insti-
tutionen erarbeitet wurden. Das
Gutachten „Ansatzpunkte für eine
regionale Nahrungsmittelversor-

gung“ wurde von der Agrarsozia-
len Gesellschaft e.V. verfasst (s.
auch LR 04/2003).
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„Zu fett, zu süß, zu viel: Mit dieser Ernäh-
rung essen wir uns auf Dauer krank.“

- Werner SCHNAPPAUF, Bayerischer Staatsminister
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz -

„Wenn Sie noch attraktiver sein wollen, wer-
den Sie ein guter, sozialer Mensch.“

- Forscher der Madison-Universität in Wisconsin,
die festgestellt haben, dass Eigenschaften wie

Hilfsbereitschaft, Intelligenz und Mut einen Men-
schen hübscher erscheinen lassen -

„Nach dem jüngsten Bericht des UN-Kinder-
hilfswerks UNICEF arbeitet jedes Fünfte der
5,6 Mio. rumänischen Kinder. Von ihnen schuf-
ten 90 % in der Landwirtschaft, der Rest im
Verkauf oder auf dem Bau. Im Nachbarland
Bulgarien scheint die Situation etwas weni-
ger dramatisch zu sein. 6,4 % der Kinder ar-
beiten laut einer Studie der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO), von diesen die
meisten auf dem Bauernhof ihrer Eltern. ...
Beide Länder wollen 2007 der Europäischen
Union beitreten.“

- Süddeutsche Zeitung vom 11. Mai 2004  -

„Es wird letztlich teurer sein, Umweltschä-
den zu beheben als frühzeitig in zukunftsfä-
hige Energiesysteme zu investieren.“

- Prof. Dr. Joachim Luter, Direktor des Fraunhofer-
Instituts für Solare Energiesysteme, Freiburg -

„Deutschland entwickelt sich schleichend zu
einer Basarökonomie, die im osteuropäi-
schen Hinterland billig produzieren kann.“

- Hans-Werner SINN, Präsident des ifo-Instituts für
Wirtschaftsforschung, zur Wettbewerbssituation

Deutschlands -
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